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			Einleitung: 
Das Verpulvern deutschen Steuergeldes

			2024 summierten sich die Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Kommunen auf rund 941,6 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Vor 20 Jahren lag der Betrag bei knapp der Hälfte dieser Summe. Auch 2025 erwarten die Steuerschätzer gigantische Einnahmen in Höhe von 982,4 Milliarden Euro.1 Der Betrag wächst von Jahr zu Jahr an, während die Fähigkeit der Politiker, mit den durch die Steuerzahler erwirtschafteten Finanzmitteln ordentlich zu haushalten, abnimmt.

			Die Finanzplanungen der Bundesregierung waren in den vergangenen Jahren stets verbunden mit einem öffentlich ausgetragenen Kampf um die Verteilung der Steuergelder. Überall fehlten Milliarden, fast jedes Ministerium beklagte herbe Einsparungen. Dabei zeigen die wachsenden Steuererträge klar: Der deutsche Staat hat kein Einnahmenproblem, er hat ein Ausgabenproblem.

			Der Bürger wird ausgequetscht, während die Landes- und Bundesregierungen das Geld zum Fenster hinauswerfen. Zahlreiche Fallbeispiele liefert etwa das »Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler«.2 Jahr für Jahr verzeichnet das Finanzgewissen der Bundesrepublik, wie verantwortungslos die Politik mit dem Geld ihrer Bürger umgeht. Mal geht es um die kurzfristige Absage von Konzerten, auf deren Kosten die Stadt trotzdem sitzen bleibt, mal um Fehlkalkulationen beim Bau von städtischen Immobilien. Die Unfähigkeit, Korrumpierbarkeit oder gar Böswilligkeit von Einzelnen kostet die Länder und Kommunen Millionen. Doch geht es hierbei meist um menschliche Fehler, um menschliches Unvermögen, das auch in Zukunft immer wieder verkommen wird.

			Ausgaben mit ideologischer Grundlage

			Abseits solchen menschlichen Unvermögens gibt es jedoch Ausgabenposten, die entscheidender sind, weil sie nicht zufällig oder durch ein Missgeschick entstanden. Sie haben eine ideologische Grundlage. Jene Milliardenausgaben sind durch die Politik gewollt und unterstützt.

			Da wären etwa die Kosten für die Flüchtlingskrise. Bund und Länder geben seit Jahren gigantische Summen für die Bewältigung der Asylkrise aus. Jahr für Jahr dringen Hunderttausende Menschen aus Drittstaaten nach Deutschland. Sie alle benötigen eine Unterkunft, wollen versorgt werden und bringen den Sozialstaat an seine Belastungsgrenze.

			Die Masseneinwanderung verschlingt Milliarden. Von 2016 bis 2023 betrugen die sogenannten »flüchtlingsbezogenen Ausgaben« laut den jeweiligen Bundeshaushalten insgesamt 189,6 Milliarden Euro.3 Unter jene Ausgaben fallen etwa »Sozialtransferleistungen nach Asylverfahren«, die Kosten für die Aufnahme und Unterbringung der Asylbewerber, »Integrationsleistungen«, Entlastungszahlungen für die Kommunen und Länder oder auch Mittel zur »Fluchtursachenbekämpfung«.

			2023 war das bisherige Rekordjahr: Der Haushaltsplan des Bundes verzeichnete 29,8 Milliarden Euro. Und auch für die Zeit bis 2028 sind im Finanzplan des Bundes pro Jahr mindestens 23 Milliarden Euro vorgesehen.4 Verläuft die Einwanderung weiter wie bisher, dürften die tatsächlichen Kosten nochmals deutlich in die Höhe getrieben werden. Denn weitere Milliarden, etwa aus den Länderhaushalten, sind hier noch gar nicht mit aufgeführt.

			In deutschem Interesse?

			Auch die deutsche Entwicklungshilfe hat, insbesondere durch die Debatten über klimafreundliche Fahrradwege in Peru, traurige Berühmtheit erlangt. Die Milliardenbeträge fürs Ausland steigen seit Jahren. Lag der Etat des Bundesministeriums für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit (BMZ) 2016 noch bei 7,9 Milliarden Euro, schnellte er über die Jahre auf knapp 13,8 Milliarden Euro (2022) hoch. Seitdem gingen die Zahlen wieder leicht runter. 2025 sollen es rund 10,3 Milliarden Euro werden. Insgesamt gab der Bund von 2015 bis 2023 sagenhafte 94,2 Milliarden Euro auf diesem Gebiet aus.

			Etwaige Vorschläge, angesichts der Wirtschaftskrise im eigenen Land Kürzungen bei den Zahlungen ins Ausland vorzunehmen, wischte Entwicklungsministerin Svenja Schulze stets beiseite: Es habe eine »gezielte Kampagne von Rechtsradikalen gegeben, wo mit falschen Zahlen und mit wirklichen Lügen die Entwicklungshilfe angegriffen wurde«, beklagte sie sich etwa im April 2024 in der ARD-Sendung »Bericht aus Berlin«.5 Die Steuergeldzahlungen an die ganze Welt seien in deutschem Interesse.

			Wobei es natürlich fraglich ist, welches deutsche Interesse dabei verfolgt wird, wenn Projekte wie »Sport für Entwicklung in Afrika«6 rund 20 Millionen Euro Steuergeld erhalten, um durch Sportangebote in Kamerun, Kenia oder Senegal die »Transformation stereotypischer Geschlechterrollen« anzutreiben. Und wieso muss der Steuerzahler für klimafreundliche Radwege in Peru 44 Millionen Euro löhnen, ungeachtet der Tatsache, dass noch weitere 155 Millionen Euro als »rückzahlbare Darlehen« für andere Verkehrsprojekte in Lima genehmigt wurden?7 Auch darf die Frage gestattet sein, ob der deutsche Staat tatsächlich die Energieeffizienz von marokkanischen Moscheen mit 8,1 Millionen Euro fördern muss.8 Von diesen Beispielen gibt es unzählige. Das Verpulvern deutschen Steuergeldes im Ausland ist mittlerweile außer Kontrolle geraten.

			Unfaires Sozialsystem

			Doch nicht nur im Ausland – seit Jahren sorgen die gigantischen Sozialleistungen, die der Staat auszahlt, für hitzige Diskussionen in der Bevölkerung. Die Union hat fest versprochen, mit einer Regierungsbeteiligung auch das Bürgergeld abschaffen zu wollen. Auch die AfD fordert Entsprechendes seit geraumer Zeit. Derzeit gibt es in Deutschland rund 5,4 Millionen Bürgergeld-Empfänger. Knapp 2,8 Millionen der Regelleistungsbezieher besitzen laut den Zahlen der Bundesagentur für Arbeit (Stand: Februar 2025) die deutsche Staatsbürgerschaft, rund 2,6 Millionen Personen haben einen ausländischen Pass.9

			Damit ist klar: Fast die Hälfte aller Bürgergeldbezieher sind überhaupt keine Bürger des Landes. Schon die Bezeichnung »Bürgergeld« wäre damit falsch. Ein Großteil dieser Personen hat nie in die Sozialsysteme des Landes eingezahlt. Der ausländische Anteil ist in den vergangenen Jahren rasant gestiegen. Während schon im Jahr 2023 fast jeder zweite Sozialleistungsempfänger Ausländer war, besaß 2010 nur beinahe jeder fünfte Sozialleistungsempfänger keinen deutschen Pass. Von 2010 bis 2023 zahlte Deutschland sagenhafte 152,7 Milliarden Euro Hartz IV oder Bürgergeld an Ausländer.

			Doch auch unabhängig von der Staatsbürgerschaft sinkt der Anreiz für viele Geringverdiener, überhaupt noch arbeiten zu gehen. In zahlreichen Medien tauchten in den vergangenen Monaten Beispielrechnungen auf, die zeigten, wie unfair das jetzige Sozialsystem ist. Personen, die Bürgergeld beziehen, stehen unter Umständen besser da als hart arbeitende Menschen, die sich morgens aus dem Bett quälen, um den Staat am Laufen zu halten. Auch eine Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung kam zu dem Schluss, dass die Zahl der Menschen, die aus der Grundsicherung einen Job aufnehmen, seit der Einführung des Bürgergelds gesunken ist.10 Ein Ende der horrenden Kosten für das Bürgergeld – allein 2023 verzeichnete die Bundesagentur für Arbeit 42,9 Milliarden Euro an Transferleistungen – ist momentan jedenfalls nicht in Sicht.

			Außergewöhnliche Notsituation?

			Dabei würde das Geld an anderer Stelle dringend benötigt werden: Der kommunale Investitionsrückstand stieg laut Deutschem Institut für Urbanistik zuletzt auf 186,1 Milliarden Euro.11 Mit Einsparungen an den richtigen Stellen könnte die brachliegende Infrastruktur im Land, wenn man nur wollte, auf einen Schlag gerettet werden. Marode Straßen, kaputt gesparte Schulen und Kitas, veraltete Sportstätten oder der rückständige öffentliche Nahverkehr wären innerhalb weniger Jahre wieder voll funktionsfähig.

			Ende 2024 beklagte sich auch Tübingens Bürgermeister Boris Palmer (Grüne) in der FAZ über die Ausgabenorgien.12 Der Bund treibe die Städte in ein Desaster. Vor allem im sozialen Bereich schaffe er ständig neue Aufgaben für die Kommunen. Über kurz oder lang würden die Kommunen unter der finanziellen Last zusammenbrechen. Es sei höchste Zeit, umzusteuern.

			Die Bundespolitik jedoch denkt nicht an Einsparungen. Stattdessen beklagt sie sich fortlaufend über fehlende Milliarden. SPD und Grüne streben sehnsüchtig danach, die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse auszusetzen. Ende November 2024 sollte auch der damalige Finanzminister Christian Lindner (FDP) gezwungen werden, zuzustimmen, und wurde mit einem tagelang vorbereiteten Bühnenstück überrumpelt. Am Ende fiel die Ampelregierung in sich zusammen.

			Scholz hatte Lindner die Pistole auf die Brust gesetzt: Er müsse eine »außergewöhnliche Notsituation« ausrufen, um so die Schuldenbremse auszusetzen. Der andauernde Ukrainekrieg diente ihm dabei als Begründung und somit als Mittel zum Zweck. FDP-Chef Lindner wollte jedoch nicht mitmachen. Kurzerhand entließ ihn Olaf Scholz und schob ihm öffentlich eine Verweigerung der Ukraine-Hilfen unter. Bemerkenswert war vor allem die Dreistigkeit, mit der Scholz zeigte, wie wenig ihm die Verfassung bedeutet. Denn es gab in Deutschland keine »außergewöhnliche Notsituation«, da half auch kein Verweis auf den andauernden Konflikt in der Ukraine.

			Die Notsituation kann laut Artikel 115 des Grundgesetzes nur dann ausgerufen werden, wenn sich die Lage »der Kontrolle des Staates entzieht«. Eine entsprechende Einschätzung der Lage war und ist nach mittlerweile drei Jahren Krieg in der Ukraine geradezu absurd, zumal sich die Frage stellt: Welche Regierung schaltet in einer Notsituation funktionierende Atomkraftwerke ab? Und welche Regierung verscherbelt über den Umweg »Entwicklungshilfe« Milliarden ins Ausland, wenn es im eigenen Land eine dramatische Krise gibt?

			Ökonomischer Kontrollverlust

			In den vergangenen vier Jahren hangelten sich die Regierungen so aufgrund von angeblicher Geldnot von Verfassungsbruch zu Verfassungsbruch. Sie dachten gar nicht daran, Einsparungen vorzunehmen, sondern erkannten von 2020 bis 2023 einen »außergewöhnlichen Notstand«. Die Coronapandemie sorgte in den Haushalten 2020 und 2021 für eine »außergewöhnliche Notsituation«, die sich »der Kontrolle des Staates entzog«, obwohl es gerade die Maßnahmen des Staates waren, die für einen ökonomischen Kontrollverlust sorgten. Hier wurde erstmals die Schuldenbremse ausgesetzt. 2022 diente dann die Energiepreiskrise infolge des Ukrainekrieges als Anlass, weitere Schulden aufzutürmen.

			Diese Krise dauerte gemäß der Ampelkoalition auch 2023 an. Hier griff man schamlos auf eine weitere Notlüge zurück: Die Flut im Ahrtal 2021 sollte eine zusätzliche »außergewöhnliche Notsituation« im Jahr 2023 erklären. Erst versagte die Regierung also den Opfern der Flutkatastrophe die notwendigen Hilfen, dann versuchte sie aus dem Leid der Menschen auch noch Kapital zu schlagen, um ihre eigenen Haushaltstricks zu verstecken.

			Ende 2023 hatte Christian Lindner schließlich klargemacht, bei diesem Spielchen nicht länger mitmachen zu wollen. Lange genug hatte er es getan. Der Staat habe genug Geld, er müsse es aber besser ausgeben, erklärte der damalige Finanzminister.13 Angesichts der erwarteten 941,6 Milliarden Euro Steuereinnahmen allein im Jahr 2024 ist dies sicherlich kein allzu absurder Gedanke.

			Alles soll bleiben, wie es ist

			Die ehemaligen Koalitionspartner von SPD und Grünen wehren sich jedoch bis heute mit Händen und Füßen gegen jeden Einsparvorschlag. Sie sehen es nicht ein, die Milliardenkosten bei der Migration zu hinterfragen, die ausufernden Sozialleistungen zu maßregeln oder die Entwicklungshilfe herunterzufahren. Weil aber das Geld ausgeht, müssen neue Schulden her. Sogar die Union will nun gemeinsam mit der SPD ein 500 Milliarden Euro schweres »Sondervermögen« aufgrund des Krieges in der Ukraine aufnehmen und die Schuldenbremse lockern. Das Problem: In Deutschland gibt es auch weiterhin nur eine »außergewöhnliche Notsituation«. Und das ist der Mangel an fähigen politischen Eliten, die vernünftig haushalten. Denn den ausufernden Staat kann sich Deutschland nicht mehr lange leisten, wie auch zahlreiche Experten warnen.

			»Sollten sich Wachstum und Produktivitätsentwicklung nicht rasch verbessern«, kommentierte der Wirtschaftshistoriker Werner Plumpe Mitte November 2024 in der FAZ, »wird ein Szenario vorstellbar, wie es die späte DDR kennzeichnete, die sich einen Staat leistete, den zu finanzieren ihre Wirtschaft gar nicht erst in der Lage war.« Heute würden viele Menschen dieses Land immer noch für reich halten. »Von den angehäuften Gütern mag das noch zutreffen, aber von der Produktivität her ist das eine Illusion.«14

			Klare linke Schlagseite

			Das führt zur Frage, wer, vor allem im linken Spektrum, der Antreiber dieser Ausgabenorgien ist. Aus dem Zusammenwirken von willfährigen Politikern, Medienschaffenden, Wissenschaftlern und Aktivisten hat sich in den vergangenen Jahrzehnten ein zivilgesellschaftlicher Komplex gebildet, der den öffentlichen Diskurs massiv nach links verschoben hat. Über Deutschland hat sich ein riesiges Netzwerk aus Vereinen und Lobbygruppen gespannt, die als »Nichtregierungsorganisationen« firmieren, tatsächlich aber durch gigantische Fördermittel direkt an den Staat angebunden sind.

			Zwar wirken die Ausgabenposten für diesen NGO-Komplex gegenüber Migration, Entwicklungshilfe oder Bürgergeld relativ unscheinbar. Doch dessen Einfluss auf den Diskurs bei den drei genannten Themen ist nicht zu unterschätzen. Unaufhörlich wird für mehr Einwanderung getrommelt, Finanzhilfe fürs Ausland gefordert und negiert, dass der ausufernde Sozialstaat in Deutschland ein »Pull-Faktor« für viele Migranten ist.

			Allein die Bundesministerien bezuschussten diesen NGO-Komplex, der eine klare linke Schlagseite hat, von 2020 bis 2024 mit mehreren Milliarden Euro, wie eine Anfrage der AfD im Bundestag bewies.15 Dazu kommen Gelder aus den Ländern und den Kommunen. In Wahrheit handelt es sich also um privatisierte Regierungsorganisationen, die nur den Anschein einer Unabhängigkeit wahren.

			Der Einfluss dieser Lobbygruppen, die sich vor allem dem »Kampf gegen Rechts« verschrieben haben, kann kaum überschätzt werden. Die Mitarbeiter dienen als gefragte Interviewpartner für Funk und Fernsehen oder nehmen in Parlamentsanhörungen Einfluss auf die Politik. Auch an Gesetzesvorhaben wirken sie mit. Häufig veranstalten die Parteien Gesprächsrunden, bei denen auch »die Zivilgesellschaft« nicht fehlen darf. Einfallstor für die Lobbyarbeit der Interessengruppen sind oftmals die parteinahen Stiftungen, die der Bund allein im Jahr 2023 mit 697 Millionen Euro gefördert hat.16

			Die gewichtige Stimme von linken Berufsaktivisten sorgt dafür, dass auch weiterhin Milliarden Euro an Steuermitteln in unterschiedlichsten Bereichen versiegen. Die Migration soll weiterlaufen wie bisher, das Bürgergeld ohne härtere Sanktionen bei einer Arbeitsverweigerung trotzdem ausgezahlt oder sogar erhöht werden und die Entwicklungshilfe unangetastet bleiben.

			Wer in Deutschland eine politische Wende einleiten will, muss deshalb alles daransetzen, den linken NGO-Sumpf trockenzulegen. Das Problem: Auch mit der nächsten Regierung dürfte sich an der üppigen Finanzierung des linken Vorfelds kaum etwas ändern. Jahrelang wurde gerade in konservativen Kreisen nicht nur die Wirkmächtigkeit der sogenannten »Zivilgesellschaft« unterschätzt, sondern sogar tatkräftig dabei mitgeholfen, die Finanzspritzen für linke Lobbygruppen auszuweiten.

			Der Geldhahn muss abgedreht werden

			In meiner Arbeit als Journalist habe ich frühzeitig auf diese Problematik hingewiesen und in zahlreichen Artikeln darüber berichtet. Bei meinen fortlaufenden Recherchen zum Thema, die ich vor mehr als sieben Jahren einleitete, wurde mir bewusst, wie sehr und mit welchen Methoden sich der NGO-Komplex bereits in der politischen Landschaft breitgemacht hatte.

			Egal, wohin man blickte, überall stieß man auf dieselben Vereine und Stiftungen. Immer flossen Steuermittel, häufig in Millionenhöhe. Deshalb erschien es mir notwendig, meine gesammelten Informationen zu diesem Phänomen auch in Buchform zusammenzutragen und zusätzliche Absurditäten auszugraben.

			Das vorliegende Buch soll deshalb einen Teil der massiven Steuerverschwendung in Deutschland in den Fokus rücken; und zwar genau jenen Motor der momentanen Ausgabenorgien: die sogenannten Nichtregierungsorganisationen.

			Da das Netzwerk dieser Vereine eine kaum zu überblickende Größe angenommen hat – in Deutschland sind mehrere Zehntausend solcher Vereine aktiv –, soll der Fokus hierbei auf wichtigen Beispielen liegen, die am eindrücklichsten zeigen, wie sich der NGO-Komplex in den vergangenen Jahren entwickelt hat und welche Bedeutung er für den öffentlichen Diskurs hat.

			Auch wenn sich schon jetzt mehr und mehr Menschen eine konservative Rückbesinnung in Deutschland wünschen, bleibt es dabei: Um ein wirkliches Ende der links-grünen Hegemonie einzuleiten, muss zunächst der Geldhahn der linken Lobbygruppen abgedreht werden.

		

	
		
			

			I. Der kontrollierende Staat

			1. Die Bevölkerung als Therapieobjekt

			In einer funktionierenden Demokratie ist das Wohlergehen der Bürger Basis ihrer Legitimation. Doch was geschieht, wenn diese Dynamik kippt und der Staat die Menschen in den Dienst seines Apparats stellt? In den modernen bürokratischen Staaten des Westens hat sich diese Beziehung bereits umgekehrt. Der Staat übernimmt zunehmend eine paternalistische Rolle, deren nur augenscheinliches Ziel das Wohl seiner Bürger ist, während er gleichzeitig immer mehr in die Lebensbereiche der Bürger eingreift.

			Statt die Menschen in ihrer politischen und sozialen Verantwortung zu bestärken und ihnen Mut zuzusprechen, ein eigenverantwortliches Leben zu führen, entwickeln die Regierungen im Westen eine seltsam anmutende emotionale Fürsorge. Um jeden Lebensbereich der Bürger muss sich mittlerweile »gekümmert« werden, nichts darf unreguliert bleiben.

			Regierungen, Unternehmen und die »Zivilgesellschaft« übernehmen im Verbund eine immer größere Rolle in der Verwaltung der öffentlichen Gesundheit und des Wohlbefindens der Bürger. Die Menschen in den westlichen Staaten leben damit in therapeutischen Gesellschaften, dessen Bürokratien sich immer weiter ausdehnen.

			

			Wer entscheidet, was »Hassrede« ist?

			Geprägt wurde der Begriff des »therapeutischen Staates« durch den ungarisch-amerikanischen Psychiater Thomas Szasz (1920–2012), der 1984 sein gleichnamiges Buch veröffentlichte.17 Szasz beobachtete eine zunehmende Verschmelzung von staatlicher Macht und psychiatrischen Institutionen. Er war der Ansicht, dass immer häufiger psychiatrische Diagnosen und Behandlungen genutzt werden, um gesellschaftlich unerwünschtes Verhalten zu kontrollieren und zu regulieren. Dies sei eine Bedrohung für die individuelle Freiheit. Persönliche und soziale Probleme würden als medizinische Krankheit pathologisiert, um staatliche Eingriffe zu rechtfertigen.

			Der US-Konservative Paul Gottfried griff diesen Terminus von Szasz auf und bettete ihn in seine politische Theorie ein. Für den 1941 geborenen Historiker beschrieb der therapeutische Staat ein Konzept, das auf die gesamte gesellschaftliche Struktur moderner demokratischer Staaten angewendet werden könne.18 Der Historiker sah in dieser Entwicklung eine Abkehr von klassischen liberalen Prinzipien wie der individuellen Freiheit oder eines begrenzten Staates, die sich nur auf das Wesentliche beschränkt, hin zu einem Managerialismus, der die Bürger in »moralisch akzeptable« Bahnen lenken will.

			Heutzutage muss ein guter Bürger progressive Werte, Diversität und das Streben nach Gleichheit als selbstverständlich ansehen. Abtrünnige werden durch Ausgrenzung bestraft. Politische Korrektheit durchzieht den öffentlichen Diskurs, wodurch der Rahmen des Sagbaren immer engmaschiger wird. Mittlerweile werden Menschen gebrandmarkt, denen der Vorwurf der Hassrede entgegenschlägt. Ihr Vergehen ist pathologischer Natur – ein Symptom von »Homophobie«, »Transphobie«, »Fremdenfeindlichkeit«, »Weißsein« oder »toxischer Männlichkeit« – alles Bedrohungen für die öffentliche Gesundheit, die eine umfangreiche Umerziehung erfordern. Derartige Vergehen sollen im besten Fall »verlernt werden«.

			Wer entscheidet jedoch, was »Hassrede« ist und wann Rassismus beginnt? Wer bestimmt darüber, was im öffentlichen Raum sagbar ist und was nicht? Der therapeutische Staat birgt die Gefahr, dass es nur ihm obliegt zu entscheiden, wer für das herrschende Regime ein Problem darstellt und somit an einer Krankheit leidet, die geheilt werden muss.

			In der Annahme, dass bestimmte »Minderheiten« nicht in der Lage sind, ihr Leben selbst zu bestimmen, drängen die Befürworter des therapeutischen Staates darauf, die Einstellungen und Verhaltensweisen derjenigen, die außerhalb der Vorstellungswelt des politisch-medialen Mainstreams leben, durch »Social Engineering« zu verändern. Die Menschen sollten politisch »normalisiert« werden, die Masse möglichst »gleich« denken.

			Damit entsteht ein Regierungssystem, in dem der Staat zunehmend in das Leben der Bürger eingreift, nicht nur um sie zu schützen, sondern um sie zu »heilen«, zu erziehen oder zu läutern. Dieser Staat agiert unter dem Vorwand, das allgemeine Wohlergehen zu verbessern, erweitert jedoch seinen Einfluss auf persönliche Verhaltensweisen, Gedanken und Moralvorstellungen. Die »wehrhafte Demokratie« stellt sich den Ewiggestrigen entgegen.

			Manipulierbares Stimmvieh

			Das wichtigste Merkmal des therapeutischen Staates ist jedoch, dass er die absolute Abhängigkeit der Menschheit von einer paternalistischen Technokratie fördert. Freiwillige Formen der Gemeinschaft zerfallen, und isolierte Individuen verlassen sich auf die Informationshoheit von Regierungen, Medien, NGOs und Unternehmen. Indem man einer technokratischen Elite absolute Kontrolle überträgt, wird die Menschheit zum demokratischen Stimmvieh, das nach den Entwürfen von »Experten«, »Wissenschaftlern« und den Meinungen der herrschenden Klasse beliebig manipuliert werden kann – alles im Namen des öffentlichen Wohlbefindens.

			Die Ausweitung des therapeutischen Staates erfolgt jedoch nicht nur von oben nach unten. Viele Menschen sehnen ihn herbei. Das begründet sich vor allem durch den Übergang in die Massengesellschaft, der für eine völlig neue Auffassung des Individuums sorgte. Der ursprünglich bürgerliche Wert der »Selbstdisziplinierung« wurde abgelöst durch die »Selbstentfaltung«. Der griechische Philosoph Panajotis Kondylis (1943–1998) schrieb dazu: »Selbstentfaltung oder Selbstverwirklichung des Individuums bedeutete in Verbindung mit dem Ziel der materiellen Gleichheit, dass der Staat für die Schaffung jener Rahmenbedingungen sorgen sollte, die jedem Einzelnen die Chancen bieten würden, seine natürlichen Anlagen und Interessen frei zur Entfaltung zu bringen.«19

			Vom therapeutischen Staat wird also erwartet, dass er möglichst Gleichheit herstellt. Für jedes vermeintliche Problem soll der Staat die Lösungen bereitstellen. Das die Realität verleugnende »Selbstbestimmungsgesetz«, laut dem das Geschlecht beliebig gewechselt werden kann, ist damit kein Zufall, sondern eine logische Folge.

			In Deutschland werden von linker Seite die Rufe lauter nach mehr Maßnahmen im »Kampf gegen Rechts« oder einem strengeren Vorgehen gegen Hassrede im Internet. Der Staat soll die Abtrünnigen bestrafen. Das alles sind jedoch keine Probleme, die ausschließlich per Gesetz bekämpft werden können, sondern es sind pathologische Phänomene. Hierfür braucht es Therapeuten, also Experten, die auf die Gesellschaft einwirken sollen.

			

			Das Denken der Bevölkerung muss sich ändern, um in eine rosige Zukunft zu schreiten, so die Vorstellung. Und genau hier liegt der Schnittpunkt zum Titel dieses Buches: Denn in diese Rolle schlüpfen immer häufiger die Vertreter von »zivilgesellschaftlichen Organisationen«. Die Politik lagert die Bekämpfung falscher Meinungen an private Anbieter aus, die im Gegenzug mit Steuermitteln belohnt werden.

			Herrschaft der Experten

			Mittlerweile hat sich die Öffentlichkeit daran gewöhnt, aus der Politik »Experten« vorgesetzt zu bekommen, die einem die Welt erklären. Diese geben nicht nur den Rahmen der öffentlichen Debatte vor, sondern verleihen politischen Entscheidungen auch die notwendige Legitimität. Zu jedem Thema, sei es Corona, Klima oder Migration, hat die Politik mittlerweile die passenden Wissenschaftler parat, die der Öffentlichkeit das gewünschte Narrativ eintrichtern.

			Die »Herrschaft der Experten« ist damit zum Machtinstrument geworden, das Debatten unterdrückt und kaum mehr Graustufen zulässt. Der US-Ökonom und Wissenschaftskritiker Thomas Sowell warnte bereits 1993: »Manche Dinge muss man im Glauben tun, aber die gefährlichste Art des Glaubens ist die, die sich als ›Wissenschaft‹ ausgibt«. Viele Dinge würden »einfach deshalb geglaubt, weil sie immer wieder behauptet wurden – und Wiederholungen als Ersatz für Beweise akzeptiert wurden«.20

			Das zeigte sich nicht zuletzt in der Coronakrise, die bis heute nicht wirklich aufgearbeitet wurde. Dabei geht es nicht einmal zwangsläufig um die Expertise, die sich einzelne Wissenschaftler auf ihrem Feld erarbeitet haben, sondern um die Einseitigkeit, mit der die Politik jene Experten zu Wort kommen lässt. Die Gefahr liegt nicht in der Wissenschaft selbst, sondern in ihrer Instrumentalisierung durch politische Akteure, die Debatten mit dem Stempel des »wissenschaftlichen Konsenses« ersticken.

			Kurz nachdem sich der Virologe Christian Drosten als omnipräsenter TV-Experte in Sachen Corona verabschiedet hatte, übernahm der Politikwissenschaftler Carlo Masala das Ruder, um die Bevölkerung im Ukrainekrieg einzunorden. Zeitweise rückte dann wiederum der Ukrainekrieg aus dem Fokus der medialen Öffentlichkeit. Nun arbeitete sich »die Wissenschaft« am »Mythos Pull-Faktor« ab, also der Frage, ob Sozialleistungen die Massenmigration nach Deutschland beschleunigen. »It’s not the Sozialstaat, stupid«, hieß es auch in der Zeit.21 »Die Zahlungen für Asylbewerber gelten der Politik als Migrationsmagnet, den man abschalten muss«, schrieb der Politikredakteur Lenz Jacobsen. »Die Wissenschaft aber zeichnet ein ganz anderes Bild.« Am Narrativ der »offenen und bunten Gesellschaft«, die mehr Migration benötigt, darf eben nicht gerüttelt werden.

			Auch die Ministerpräsidentenkonferenz griff im Herbst 2023 in ihrem Beschluss22 auf die »Herrschaft der Experten« zurück, indem sie ihnen ungefragt weitere Kompetenzen zusprach: Der Bund will eine Kommission »zu Fragen der Steuerung der Migration und besseren Integration« einrichten, unter Einbeziehung von Kirchenverbänden, Gewerkschaften, Asyllobby-Vereinen und – der Wissenschaft. Aus eben diesem zivilgesellschaftlichen Geflecht speist sich eine Form von Wahrheitsregime, das in allen Krisen die öffentlichen Narrative beherrscht.

			Die technokratische Entwicklung verstetigte sich über Jahre, begünstigt durch den beinahe grenzenlosen Bürokratieausbau und die üppigen staatlichen Zuschüsse. Die Politik wird mittlerweile beherrscht von einem engmaschigen, institutionellen Geflecht, das auf Kosten des Steuerzahlers lebt. Die Wissenschaftler sind meist angebunden oder eng vernetzt mit der staatlich finanzierten »Zivilgesellschaft«, die wiederum von privaten und parteinahen Stiftungen abhängen. Ihre Öffentlichkeit schaffen sich diese Akteure dann über willfährige Medien, die die gewünschten Narrative kritiklos übernehmen. Auch hier gibt es häufig personelle Überschneidungen.

			Einwanderung bis zur Selbstaufgabe

			Gerade die Migrationsforschung ist ein Paradebeispiel dieses Geflechts. Die Universität Hildesheim richtete etwa 2019 eine Forschungsgruppe Migration ein, die permanent Studien erstellt, welche ein einwanderungspositives Bild malen. Soll heißen: Einwanderung ist notwendig für eine bunte und vielfältige Gesellschaft. Dabei kooperiert die Forschungsstelle eng mit der zivilgesellschaftlichen Lobbygruppe »Mediendienst Integration«. Im November 2023 veröffentlichten die Kooperationspartner eine Umfrage unter den Kommunen, laut der für 60 Prozent von ihnen die Aufnahme von Migranten weiterhin »noch machbar« sei.23

			Der Grundtenor, der die Befragung begleitete, war eindeutig: Es geht noch mehr, eine Überlastung der Kommunen ist noch nicht eingetreten. Diese Botschaft verkündete ARD-Journalist Georg Restle dann auch einige Tage später in der ARD-Sendung »Monitor«. Es muss eben weitergehen, wenn nötig bis zur »Selbstaufgabe«, wie es die frühere Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland, Annette Kurschus, im selben Zeitraum in der FAZ formulierte.24 Deutschland könne noch mehr Migranten aufnehmen.

			Der »Mediendienst Integration« ist ein Projekt des »Rats für Migration«, ein bundesweiter Zusammenschluss von ungefähr 200 Wissenschaftlern. Dieser wird sowohl von staatlicher Seite als auch von privaten Stiftungen wie etwa der Open Society Stiftung des US-Milliardärs George Soros finanziert. Im Fachbeirat des Mediendienstes Integration finden sich viele alte Bekannte. Einen Sitz hat hier etwa die linke Amadeu Antonio Stiftung, die ebenfalls massiv von Staatsmitteln profitiert. Auch die ZDF-Moderatorin Dunja Hayali sitzt im Fachbeirat. Es ist der ewig gleiche Kreislauf, der sich hier offenbart. Wissenschaftler, Lobbygruppen und Medien bilden einen nur schwer überwindbaren Komplex, der die öffentliche Meinung dominiert.

			Softer Totalitarismus

			Für genügend Expertennachwuchs ist in Deutschland gesorgt: Der heutige Universitätsbetrieb, finanziert durch den Staat, lässt gerade in den Sozialwissenschaften mehrheitlich woke Konformisten aufsteigen, die sich den Narrativen verpflichten, die in den vergangenen Jahrzehnten etabliert wurden. Der Drang nach einer bunten und vielfältigen Gesellschaft duldet keinen Widerspruch.

			Der »politische Szientismus«25, wie es der Wissenschaftsphilosoph Michael Esfeld kritisch nannte, hat sich damit zu einer wirklichen Gefahr für die Meinungsfreiheit entwickelt. Denn die Realität vieler Menschen überschneidet sich längst nicht mehr mit dem Narrativ, das ihnen aus den Medien und etwa der Migrationsforschung vorgegeben wird. »Da der Schein der Wissenschaft die Erfahrung des gesunden Menschenverstands ersetzt hat, haben wir viele altmodische Praktiken, die sich bewährt haben, zugunsten von hochtrabenden Innovationen aufgegeben, die in die Katastrophe geführt haben«, bemerkte hierzu der US-Ökonom Thomas Sowell. Die nächsten Krisen werden kommen – und mit ihnen die »Experten«, die der Politik den Weg leiten.

			Auch die Interventionen des »therapeutischen Staates« werden sich weiterhin in politischen Maßnahmen manifestieren, die ihren Fokus auf öffentliche Gesundheit, soziale Gerechtigkeit oder Extremismusprävention legen. Er handelt im Namen abstrakter Ziele wie der Gleichheit oder der »Stärkung der Demokratie« und nutzt die Möglichkeit der umfassenden Besteuerung und der Umverteilung des Wohlstands, um sich an der Macht zu halten. Mit der Zeit rechtfertigt der Staat seine Kontrolle mit immer absurderen Begründungen – schon heute geht es meist um kein geringeres Ziel, als die offene Gesellschaft und liberale Demokratie vor dunklen Kräften zu retten.

			Dieses Regierungsmodell nutzt die »Political Correctness«, indem es Sprache und Verhalten überwacht und Dissens eindämmt, um den sozialen Frieden im Sinne bestimmter ideologischer Standards zu wahren. Nach und nach entsteht eine Art »softer« Totalitarismus, der immer weniger auf Gewalt angewiesen ist. Die ursprünglich durch das Gesetz eingehegte Regierung wird durch Exekutiv-Erlasse, Verwaltungsdekrete und einen scheinbar grenzenlosen, therapeutischen Staat ersetzt, der – angetrieben von Medien und »Zivilgesellschaft« – mittels politisch-korrektem Sprachregime kontrolliert wird.26

			»Klassenabschließung«

			Der französische Philosoph Michel Foucault bemerkte in diesem Zusammenhang, dass die überprüfende Zentrale nicht einmal besetzt sein muss, sondern sich der Bürger automatisch im System einrichten würde. Der Effekt, nicht zu wissen, ob man beobachtet wird oder nicht, erzeuge eine Introjektion des Überwachungsapparats.27

			Man verhält sich ständig so, als würde man immer beobachtet werden. Anders gesagt: Die Leute wissen, was sie öffentlich oder im Betrieb sagen dürfen und was nicht. Seit 1953 befragt das Allensbach-Institut die Deutschen, wie frei sie sich fühlen, ihre Meinung zu äußern. Die Ergebnisse der jüngsten Umfrage sind alarmierend: Noch nie hatte die Bevölkerung so viel Angst, frei zu reden. Den Höchstwert erreichte die Umfrage 1971, als 83 Prozent der Bevölkerung erklärten, sich frei in ihrer Meinungsäußerung zu fühlen. Doch der Wind hat sich längst gedreht. Ende 2023 gaben 44 Prozent an, dass es besser ist, vorsichtig zu sein. Nur noch 40 Prozent meinen, frei reden zu können – der Tiefstwert seit Beginn der Umfrage 1953.28
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			Der Soziologe Helmut Schelsky prägte für das Sprachregime des therapeutischen Staates den Begriff der »Klassenabschließung«.29 Gemeint war damit eine gruppenhafte Sprache, die den Raum des Sagbaren vorgibt und gegen »Tabuthemen« abschirmt. Wer diese Sprache beherrscht, darf mitspielen, wer sie ablehnt, ist raus. Da eine sprachliche Zensur in einer Demokratie praktisch ausgeschlossen ist, müssen hier jedoch andere Kräfte walten. Deshalb verfolgen rotgrüne Politiker das Ziel, die Sprachgewalt auch über Medien und Zivilgesellschaft zu prägen. Doch da dieser Begriff nun schon so häufig fiel: Wer oder was ist eigentlich diese Zivilgesellschaft?

			

			2. Die wahre Bedeutung der Zivilgesellschaft

			Durch die Öffentlichkeit geistert seit vielen Jahren ein bedeutungsschwangerer Begriff: die Zivilgesellschaft. Zahlreiche Vereine und Stiftungen vermarkten sich heutzutage als vermeintlich unabhängige Instanzen, als sogenannte Nichtregierungsorganisationen, die losgelöst von staatlichem Einfluss mehr Bürgernähe und direktere Demokratie versprechen. Doch ist das wirklich der Fall?

			Tatsächlich sammeln sich unter dem Deckmantel des Begriffs heutzutage vor allem linke Lobbygruppen, die direkt von den Futtertrögen des Staates abhängen. Diese Vereine haben eine Art zweiten öffentlichen Dienst gebildet, der zahlreiche Akademiker aus den Geistes- und Sozialwissenschaften beherbergt. Anders als beim herkömmlichen öffentlichen Dienst gibt es jedoch keine besonderen Anforderungen oder Beschränkungen, die den Zugang zu Steuermitteln verhindern. Ohne Fördermittel aus den Ministerien würden die Vereine nicht bestehen.

			Trotz ihrer technisch privaten Rechtsform werden diese Vereine und Lobbygruppen routinemäßig als Instrumente der Staatspolitik eingesetzt. Von Nichtregierungsorganisationen kann also kaum die Rede sein. Doch je mehr solcher Vereine von Bundes- und Landesregierungen bezahlt werden, desto bedenklicher sind sie aus verfassungsrechtlicher Sicht. Denn mit ihrer einseitigen politischen Ausrichtung sabotieren sie die demokratische Willensbildung, da sie auf die Bevölkerung meinungsbildend, meinungskontrollierend und meinungsdirigierend wirken. In der Verfassung und in den gängigen Politiklehrbüchern ist ein solcher NGO-Komplex nicht vorgesehen.

			

			Eine Art Kreislaufwirtschaft

			Mittlerweile ist so mit Hilfe des Steuerzahlers eine Art Kreislaufwirtschaft entstanden – und die funktioniert prächtig, wie das folgende Beispiel zeigt: Das Bundesfamilienministerium fördert seit geraumer Zeit ein sogenanntes »Kompetenznetzwerk gegen Hass im Netz«, das bis 2028 eine »bundeszentrale Infrastruktur« aufbauen soll, die sich »gegen Hass im Netz und Desinformation« wendet.30 Das Bündnis besteht aus fünf Lobbyvereinen, die alle durch den Steuerzahler durchgefüttert werden: die LPR-Trägergesellschaft für jugendschutz.net, die neuen deutschen Medienmacher*innen, HateAid, NETTZ und die Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikationskultur. Sie alle haben sich der »Bekämpfung von Hassrede im Internet« verschrieben.

			»Hate Speech« ist dabei ein völlig schwammiger Begriff, der gesetzlich kaum greifbar ist. Der Kampf gegen »Hass und Hetze« sei ein bequemer Vorwand, um die Freiheit im Netz einzuschränken, bemängelt auch der bekannte Medienanwalt Joachim Steinhöfel. »Es ist der Versuch, das freie Internet politisch in den Griff zu bekommen.«31 Allein 2024 erhielten die fünf genannten Vereine vom Familienministerium rund 2,3 Millionen Euro.

			Um genaueres über das Thema »Hass und Hetze« zu erfahren, beauftragte das Familienministerium sein Kompetenznetzwerk mit einer Studie, die es selbst co-finanzierte. Auch das Land Nordrhein-Westfalen bezuschusste die Untersuchung. Die wurde schließlich am 13. Februar 2024 unter dem Titel »Lauter Hass – leiser Rückzug. Wie Hass im Netz den demokratischen Diskurs bedroht«32, vorgestellt – gemeinsam mit der Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Grüne).

			»Hass im Netz« komme »auch unterhalb der Strafbarkeitsgrenze vor«, verkündete die Ministerin den Anwesenden mit drohender Miene. Diesem Umstand wolle man Rechnung tragen. »Viele Feinde der Demokratie wissen ganz genau, was auf dem Social-Media-Plattformen gerade noch so unter Meinungsfreiheit fällt. Wir als Bundesregierung werden da, wo nötig, Gesetze überprüfen und bei Bedarf auch nachjustieren.«33

			Zahlreiche Juristen schrien angesichts des totalitären Tons auf. Der Rechtsanwalt Gerhard Strate, einer der renommiertesten Strafverteidiger des Landes, sprach von einem »Tabubruch«.34 Denn gemäß Bundesverfassungsgericht seien nicht nur »sachlich-differenzierte Äußerungen« von der Meinungsfreiheit geschützt, »sondern auch pointierte oder polemische Zuspitzungen«. Auch FDP-Politiker Wolfgang Kubicki wetterte: »Es ist nicht politische Aufgabe, schon gar nicht Aufgabe eines Ministeriums, Artikel 5 unseres Grundgesetzes auszulegen. Ich möchte nicht, dass Frau Paus anhand ihrer eigenen gefühligen Maßstäbe darüber befindet, was im Rahmen unserer Verfassung möglich und nicht möglich ist.«35

			Weltanschaulich geschlossenes System

			Denn wer entscheidet überhaupt, was Hass ist und was nicht? Paus jedenfalls versprach neben möglichen Gesetzesverschärfungen auch, »eine lebendige Zivilgesellschaft« zu stärken – das heißt: finanziell weiterhin gut auszustatten.

			Dies stand im Einklang mit den Forderungen der Studienautoren: »Mehr denn je braucht es jetzt eine starke Zivilgesellschaft und eine durchsetzungsfähige Politik gegen Hass im Netz«, hieß es im vorgelegten Papier. Die vermeintlichen Experten zum Thema »Hass im Netz« sprachen sich für eine »Absicherung und Förderung bestehender demokratiefördernder, zivilgesellschaftlicher Strukturen« aus.

			Zusammengefasst bedeutet das: Ein Kompetenznetzwerk gegen Hass im Netz, bestehend aus Lobbygruppen, die Millionen von der Regierung erhalten, lieferte der Regierung eine dankbare Studie, die von der Regierung bezahlt wurde und dessen Schlussfolgerung lautete: Die Regierung muss die Vereine mit weiteren Millionen versorgen.

			Selbst in der Zeit wunderte man sich über derlei Vorgehen: »Das sieht nach einem weltanschaulich geschlossenen System aus, in dem NGOs und Regierung wie ein eingespieltes Team zusammenarbeiten.«36 Und so passte es ins Bild, dass zahlreiche Medien, allen voran die öffentlich-rechtlichen Sender, die Studie kritiklos aufgriffen.

			Im Auge des Betrachters

			Ein weiteres Beispiel gefällig? Im Juni 2024 stellte die Organisation CLAIM einen Bericht zum Thema »antimuslimischer Rassismus« vor.37 Die »Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit« erhielt seit 2020 rund 2,8 Millionen Euro aus dem Familienministerium. Dabei ist der Verein nicht unumstritten. Die Jüdische Allgemeine warf der Allianz etwa »enge Bezüge zu islamistischen Gruppierungen« vor.38 Der Landesregierung in Nordrhein-Westfalen war 2022 bekannt, »dass drei Mitglieder des CLAIM-Netzwerks geringfügige Bezüge in den Islamismus und Aktivitäten in Nordrhein-Westfalen aufweisen«.39

			Laut des Berichts von CLAIM haben die antimuslimischen Vorfälle insbesondere seit dem 7. Oktober 2023, also dem Tag des terroristischen Überfalls der Hamas auf Israel, dramatisch zugenommen. Gezählt wurden dabei nicht nur Daten aus der Statistik für politisch motivierte Kriminalität, sondern auch die Zahlen von 17 regionalen Melde- und Beratungsstellen, die in 13 Bundesländern ansässig sind. Doch ging es nicht ausschließlich um tatsächliche Straftaten. Was ein antimuslimischer Vorfall war, konnte nicht an einem Gesetz festgemacht werden, sondern lag im Auge des Betrachters. Auf der Website von I-Report, einer Meldestelle von CLAIM, heißt es: »Gemeldet werden kann jeder Fall, den Sie als antimuslimisch wahrnehmen.« Darunter fallen etwa auch »Gesten«.40

			Natürlich ist es unverkennbar, dass es in Deutschland zu antimuslimischen Straftaten kommt. Doch je höher die Zahl der gemeldeten Vorfälle ist, auch ohne Strafbarkeitsbezug, desto notwendiger erscheinen auch die Meldestellen. Und umso mehr Meldestellen es gibt, desto mehr Vorfälle werden gemeldet. Die zivilgesellschaftliche Kreislaufwirtschaft befeuert eine Entwicklung, die einer zentralistischen Vorschrift folgt: Die erste Regel einer Bürokratie ist der Schutz der Bürokratie selbst. Die Probleme eines Bürokraten erledigen sich niemals von selbst, denn sonst würde seine Funktion überflüssig werden.

			Um ihren Einfluss geltend zu machen, durften im Fall von CLAIM somit auch die Forderungen an die Politik nicht fehlen: »Es ist notwendig, dass politische Entscheidungsträger*innen Gesetze und Richtlinien implementieren, die eine klare Linie gegen antimuslimischen Rassismus in den sozialen Medien ziehen«, so die Autoren. »Behördliche Strukturen zur Strafverfolgung müssen dahingehend ausgebaut werden.«

			Damit legitimierte der Bericht die Bundesregierung dazu, die freie Rede im Netz strenger zu regulieren. Zugleich forderte das Papier eine enge Zusammenarbeit zwischen Ermittlern und Zivilgesellschaft: »Die Zusammenarbeit zwischen Zivilgesellschaft, muslimischen Organisationen und Sicherheitsbehörden bei der Erfassung antimuslimischer Straftaten ist zu verbessern«, hieß es. »So könnten »gezieltere Präventionsmaßnahmen entwickelt und Interventionen geplant« werden.

			CLAIM sprach sich damit für eine Zusammenarbeit aus, die auch die Innenministerin Nancy Faeser (SPD) im Mai 2024 indirekt angekündigt hatte. »Für einen wirksamen Schutz von Betroffenen unterstützt die Bundesregierung den Aufbau und die Weiterentwicklung von Netzwerken zwischen Zivilgesellschaft, Verwaltung und Sicherheitsbehörden, die Betroffenen zügig und effektiv Schutz, Beratung und Unterstützung bieten«, versprach die Innenministerin in einem Strategiepapier mit dem Titel »Gemeinsam für Demokratie«.41 Dass Meldestellen explizit auch Fälle unterhalb der Strafbarkeitsgrenze sammeln, machte diese Forderung besonders brisant, denn eigentlich sind ausschließlich Sicherheitsbehörden für die Verfolgung von Straftaten zuständig.

			Durch osteuropäische Dissidenten geprägt

			Die Kreislaufwirtschaft des NGO-Komplexes jedenfalls hat sich verselbstständigt – und bleibt dennoch ein blinder Fleck in der Politikwissenschaft. Von einer unabhängigen Zivilgesellschaft kann kaum die Rede sein. Vielmehr finanzierten sich hier rotgrüne Minister ihr eigenes politisches Vorfeld. Doch wie kann man sich definitorisch dem Konstrukt nähern?

			In den deutschen Nachkriegsdiskursen spielte das Phänomen »Zivilgesellschaft« nur eine geringe Rolle. Anders als bei Anfang des Jahres erneut aufflammenden Demonstrationen im »Kampf gegen Rechts« wäre vor knapp 45 Jahren niemand auf die Idee gekommen, von der »Zivilgesellschaft« zu sprechen, als die linke Friedensbewegung gegen den NATO-Doppelbeschluss demonstrierte.

			Der Sozialhistoriker Jürgen Kocka verweist darauf, dass der Begriff während des Zerfalls der Sowjetunion vor allem durch osteuropäische Dissidenten geprägt wurde und dann langsam in den deutschen Diskurs einsickerte. Kocka beschreibt die Zivilgesellschaft als ein Phänomen, zu dem »ein hohes Maß an gesellschaftlicher Selbstorganisation, zum Beispiel in Vereinen, Assoziationen und sozialen Bewegungen« gehöre.42

			Laut der Website des Bundesentwicklungsministeriums umschreibt der Begriff »Zivilgesellschaft« einen Bereich »innerhalb der Gesellschaft, der zwischen dem staatlichen, dem wirtschaftlichen und dem privaten Sektor angesiedelt« sei.43

			Scharnierfunktion zwischen Gesellschaft und Politik

			Dieses Agieren zwischen den Blöcken findet sich auch in der Definition von Jürgen Habermas wieder, dem Lieblingsphilosophen der linksliberalen politischen Klasse. Laut Habermas übt die Zivilgesellschaft in der modernen Demokratie eine Art Scharnierfunktion zwischen Gesellschaft und Politik aus. Demnach setze sie sich »aus jenen mehr oder weniger spontan entstandenen Vereinigungen, Organisationen und Bewegungen zusammen, welche die Resonanz, die die gesellschaftlichen Problemlagen in den privaten Lebensbereichen finden, aufnehmen, kondensieren und lautverstärkend an die politische Öffentlichkeit weiterleiten«.44

			Diese Lesart mag in der Theorie etwas für sich haben, in der Realität jedoch hat sie – wie die aufgeführten Beispiele beweisen – nichts mit dem zu tun, was heutzutage unter dem Begriff Zivilgesellschaft firmiert. Die Anfang 2024 aufkommenden Bauern-Proteste gegen die Kürzung der Agrardiesel-Subventionen bildeten beispielsweise auch eine solche »spontan entstandene Vereinigung«, die Probleme lautstark an die Öffentlichkeit trug – und dennoch würde niemand ihren Protest dem Bereich »Zivilgesellschaft« zuordnen.

			Ganz im Gegenteil: Führende Öko-Lobbygruppen gingen auf Distanz. In einem offenen Brief, den unter anderem der Deutsche Tierschutzbund, Greenpeace oder der Naturschutzbund Deutschland (NABU) unterschrieben, hieß es: »Zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisationen kritisieren die zunehmend eskalierenden Proteste, die vom Deutschen Bauernverband und anderen agrarpolitischen Organisationen gegen die Kürzung der Agrardieselsubventionen initiiert wurden.«

			Auch die mittelbare Abhängigkeit vom Staat kommt in derlei Definitionen zu kurz. Als kurz vor der Bundestagswahl Hunderttausende im »Kampf gegen Rechts« auf die Straße gingen, weil die Union es gewagt hatte, im Bundestag gemeinsam mit der AfD abzustimmen und eine Wende in der Migrationspolitik einforderte, waren an vorderster Front zahlreiche linke Lobbygruppen aktiv, die von Bund und Ländern mit Millionen gefördert werden oder zumindest indirekt von staatlichen Mitteln profitieren.45

			Uniformer Konsens in Zivil

			Die Überlegungen von Jürgen Habermas laufen also ins Leere. Der marxistische Theoretiker Antonio Gramsci (1891–1937) verstand die »Zivilgesellschaft« hingegen als eine Summe von Akteuren, die wesentlich dazu beitragen würden, den gesellschaftlichen Status-quo zu stabilisieren und eine Veränderung der gesellschaftlich-politischen Machtverhältnisse unmöglich zu machen. Der Italiener sprach vom Verteidigen einer »kulturellen Hegemonie«, die das herrschende Establishment an der Macht halten würde.

			Tatsächlich wirken jene vom Staat teilfinanzierten Lobbygruppen – beispielsweise durch die von ihnen orchestrierten »Demos gegen Rechts« – aktiv daran mit, dass linke Glaubenssätze in den öffentlichen Debatten zementiert und kaum hinterfragt werden. Die bunte, offene und vielfältige Gesellschaft duldet keinen Widerspruch. Ein uniformer Konsens kleidet sich mittlerweile in Zivil. Der Marxist Gramsci drückte es martialisch aus: »Die massive Struktur der modernen Demokratien, sowohl als staatliche Organisationen als auch als Komplex von Vereinigungen im zivilen Leben, bilden für die politische Kunst so etwas wie die ›Schützengräben‹ und die dauerhaften Befestigungen der Front im Stellungskrieg.«46

			Natürlich kam Gramsci als überzeugter Kommunist selbst aus einer linken Denkrichtung, doch seine Analyse bleibt zutreffend. Er sah voraus, dass Zivilgesellschaft und Staat in direkter Abhängigkeit zueinanderstehen. Ohne die Finanzierung durch den Staat sähe es für viele linke Vereine mau aus. Auf der anderen Seite sichert sich die Politik ihre Macht und ihren Einfluss durch die Schützenhilfe der mit ihnen zusammenarbeitenden NGO-Netzwerke.

			Und so machte am Ende ihrer Legislaturperiode auch die Ampelkoalition gar keinen Hehl mehr daraus, dass der NGO-Komplex mittlerweile direkt an den Staat angeschlossen ist. Angesichts der unsicheren Haushaltssituation des Bundes für 2025 warnte beispielsweise die Antirassismusbeauftragte und SPD-Bundestagsabgeordnete Reem Alabali-Radovan vor Kürzungen an den falschen Stellen. »Viele machen sich Sorgen um die gesellschaftliche Stimmung und auch um ihre Arbeit, gerade die vielen Aktiven in unserer Zivilgesellschaft, die sich engagieren, in Vereinen und Organisationen arbeiten, andere ›empowern‹ und sich für unsere Demokratie und Zusammenhalt starkmachen.« Dennoch versprach sie: »Unsere Projekte laufen weiter – auch 2025.«47

			Selbst in einflussreichen juristischen Publikationen wie dem Verfassungsblog ist man sich mittlerweile sicher, dass es »staatliche Aufgabe« sei, »zivilgesellschaftliche Räume zu stärken und zu schützen«.48 »Ein Schritt in die richtige Richtung wäre zudem eine Realisierung des lang geplanten und stetig verzögerten Demokratiefördergesetzes, das dem Bund ermöglichen würde, zivilgesellschaftliche Initiativen gegen Extremismus dauerhaft zu finanzieren«, ergänzten die beiden Juristinnen Nina Alizadeh Marandi und Katharina Hölzen, die ebenfalls beide ein Standbein im NGO-Komplex haben. Marandi arbeitet für die Stiftung Mercator, die eng mit der Bundespolitik vernetzt ist und zahlreiche linke Lobbygruppen mitfinanziert. Hölzen ist Gutachterin für die Klima-Allianz Deutschland, einem grünen Zusammenschluss von rund 140 zivilgesellschaftlichen Organisationen.

			Der Wildwuchs dieser zivilgesellschaftlichen Organisationen hat sich in den vergangenen Jahren rasant beschleunigt. Doch wo nahm diese Entwicklung in Deutschland eigentlich seinen Ursprung?

			

			

			3. »Kampf gegen Rechts«: Vehikel zur Rundumversorgung

			Zu Beginn der Jahrtausendwende erschütterte ein dramatisches Ereignis die Bundesrepublik. Am 2. Oktober 2000 griffen zwei unbekannte Personen mit Molotowcocktails eine Synagoge in Düsseldorf an. Die Täter: Rechtsradikale. So jedenfalls vermuteten es Politik und Medien. Der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) rief bestürzt den »Aufstand der Anständigen« aus, um gegen Antisemitismus und rechte Gewalt Flagge zu zeigen. Es folgten große Demonstrationen, beispielsweise in Berlin, wo im November 200 000 Menschen auf die Straße gingen.49 Die Medien berichteten wochenlang.

			Knapp zwei Monate später kam heraus: Es waren gar keine Rechtsextremisten, die Molotowcocktails gegen die Synagoge in Düsseldorf geworfen hatten. Die Täter waren ein 19-jähriger Palästinenser und ein 20-jähriger Marokkaner, die Rache an Juden und dem Staat Israel nehmen wollten.50

			Im politischen Berlin bestens vernetzt

			Zu diesem Zeitpunkt hatte sich der »Aufstand der Anständigen« bereits verselbstständigt. Immer häufiger bedrängten Medien und neu gegründete Vereine aus dem linken Spektrum die Bundesregierung, mehr im »Kampf gegen Rechts« zu tun und finanzielle Mittel zur Demokratieförderung bereitzustellen.

			Im Bundesfamilienministerium, auch heute noch der wichtigste Anlaufpunkt für die »Zivilgesellschaft«, reagierte man schnell. 2001 rief die Behörde unter der SPD-Ministerin Christine Bergmann ein erstes Aktionsprogramm »Jugend für Toleranz und Demokratie« gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus ins Leben. 40 Millionen Mark wurden dafür im Haushalt eingeplant. Zahlreiche linke Lobbygruppen dockten an das Familienministerium an und sicherten sich ihre Finanzierung. Bis 2006 erhielten rund 4500 Projekte, Initiativen und Maßnahmen Steuergeld in Höhe von etwa 192 Millionen Euro.51

			Knapp zehn Millionen Mark aus dem Etat des Aktionsprogramms entfielen schon 2001 auf ein Programm, das von der Berliner Amadeu Antonio Stiftung betreut wurde.52 Diese war erst wenige Jahre zuvor von der ehemaligen Stasi-Mitarbeiterin Anette Kahane gegründet worden. Durch ihre Zusammenarbeit mit der Bundesregierung entschied die Amadeu Antonio Stiftung somit, welche NGO-Projekte wie viel Geld erhielten. Seitdem hat sie Millionen an Steuermitteln eingestrichen und gilt bis heute als eine der wirkmächtigsten linken Lobbygruppen, die im politischen Berlin bestens vernetzt ist. 2001 wurde lediglich der Grundstein für die Dauerfinanzierung der Stiftung gelegt.

			Deutschland als »Transformatorische Siedlungsregion«

			Mit jeder neuen Familienministerin folgten weitere Aktionsprogramme. Auch die heutige EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (CDU) entwarf 2007 in ihrer Funktion als Familienministerin ein solches: »Vielfalt tut gut. Jugend für Vielfalt, Toleranz und Demokratie.« Die Bundesregierung setzte sich damit zum Ziel, »gerade bei jungen Menschen die demokratische Kultur und das zivile Engagement zu stärken sowie Toleranz und Weltoffenheit zu fördern«.53

			2014 führte Manuela Schwesig (SPD) schließlich das Bundesprogramm »Demokratie leben!« ein, bis heute das Herzstück der staatlichen Finanzierung der »Zivilgesellschaft«. Eine zentrale Rolle nahm dabei auch Aydan Özoğuz (SPD) ein, die von 2013 bis 2018 als Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration tätig war. In einem Gastbeitrag im Tagesspiegel erklärte die Bundesbeauftragte 2017, dass »eine spezifisch deutsche Kultur […], jenseits der Sprache, schlicht nicht identifizierbar« sei. »Schon historisch haben eher regionale Kulturen, haben Einwanderung und Vielfalt unsere Geschichte geprägt.«54

			Für die SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stiftung entwarf sie im selben Jahr einen Leitfaden für ein »gutes Zusammenleben in der Einwanderungsgesellschaft«.55 Darin offenbarte eine 42-köpfige »Expert*innenkommission«, wie sich die politische Linke die Zukunft vorstellt: Deutschland betrachteten die Autoren nicht mehr als gewachsene Kulturnation, sondern lediglich als transformatorische Siedlungsregion in der Mitte Europas.

			Özoğuz vernetzte die Politik mit linken Lobbygruppen und Migrantenvereinen, immer unter dem Deckmantel des »Kampfes gegen Rechts«. So versammelte Özoğuz gemeinsam mit Familienministerin Schwesig im Dezember 2015 rund 130 Politiker, Verwaltungsmitarbeiter, Bürgermeister und Vertreter der »Zivilgesellschaft« im Kanzleramt, um »über Strategien und Maßnahmen im Umgang mit rechten Anfeindungen« zu sprechen. »Mit zusätzlichen Mitteln aus unserem Bundesprogramm ›Demokratie leben!‹ wollen wir den Menschen vor Ort den Rücken stärken«, versprach Schwesig auf der Veranstaltung.56

			Die Forderungen und Erwartungen, die sich in den nächsten Jahren institutionalisieren sollten, wurden bereits 2016 in einem Impulspapier unter der Schirmherrschaft von Aydan Özoğuz von verschiedenen Migrantenorganisationen festgehalten57: Zunächst müsse im Grundgesetz verankert werden, dass Deutschland ein »vielfältiges Einwanderungsland« ist. Eine entsprechende Formulierung findet sich mittlerweile bereits im Grundsatzprogramm der Grünen. Hierfür sollen die gesetzlichen Antidiskriminierungsregeln auf »Ethnizität und positive Diskriminierung« ausgeweitet werden.

			Des Weiteren sollen Migrantenorganisationen »in Prozesse der interkulturellen Öffnung eingebunden« werden und mehr Fördermittel erhalten. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll in jedes Gesetzesvorhaben eingebunden werden. Und ein weiterer entscheidender Punkt: Quoten in der Verwaltung für »Menschen mit Einwanderungsgeschichte«.

			»Kampf gegen Rechts« als Vehikel

			In Zeiten der Großen Koalition unter CDU-Kanzlerin Angela Merkel begann sich dieses Netzwerk weiter auszubreiten. Nach den terroristischen Anschlägen von Halle (2019) und Hanau (2020) bildete die Bundesregierung einen »Kabinettsausschuss zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus«.58 Der Schock über die hasserfüllten Morde der deutschen Attentäter Stephan Balliet (Halle) und Tobias Rathjen (Hanau) saß tief. Beginnend ab Mai 2020 wollten Union und SPD alle bisherigen Maßnahmen »zur effektiven Prävention und Bekämpfung von Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus sowie weiteren Phänomenen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit« auf den Prüfstand stellen.

			Damit schlug auch die Stunde zahlreicher linker Lobbygruppen, die den allgegenwärtigen »Kampf gegen Rechts« als Vehikel für sich zu nutzen wussten. Im therapeutischen Staat braucht es immer die richtigen Anlässe, um den eigenen Machtbereich auszuweiten.

			Die Bundesregierung lud im August und September 2020 Dutzende NGOs ein, um über geeignete Maßnahmen zur Bekämpfung von »Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus und alle anderen Formen von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit« mitzubestimmen. Für die Ausarbeitung dieses Programms seien »zahlreiche Akteure der Zivilgesellschaft, von Migrantenorganisationen sowie Vertreter aus dem Bereich Wissenschaft« eingeladen worden, »sich in die Arbeit des Kabinettsausschusses einzubringen«, erklärte mir das Innenministerium damals. In zwei Voranhörungen im August sowie einer Anhörung in der zweiten Sitzung des Kabinettsausschusses am 2. September 2020 hätten die entsprechenden Gruppen und Personen »zahlreiche Impulse« geliefert.

			Der Kabinettsausschuss einigte sich im November 2020 auf 89 konkrete Maßnahmen, verbunden mit einer stolzen Fördersumme von über einer Milliarde Euro bis 2024 für »demokratiefördernde Projekte«. Die einzelnen Fördermaßnahmen, zu denen sich jedes Ministerium verpflichtete, lassen sich im »Maßnahmenkatalog des Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus« nachlesen.59 Welche NGOs jedoch bei den Anhörungen vorsprachen, wollte die Bundesregierung lange Zeit nicht preisgeben. Eine ausführliche Dokumentation der Voranhörungen werde dem Abschlussbericht des Kabinettsausschusses beigefügt, »dessen Erstellung derzeit durch das Bundesministerium des Innern koordiniert wird«, teilte man mir im Januar 2021 auf Nachfrage mit.

			Doch auch in dem im Mai 2021 vorgestellten Abschlussbericht tauchten keine Namen auf. »Zunächst hat der Kabinettausschuss über 80 Akteure der Zivilgesellschaft und Migrantenorganisationen eingeladen, sich durch schriftliche Stellungnahmen in die Arbeit des Kabinettausschusses einzubringen. Rund 50 zivilgesellschaftliche Akteure beteiligten sich am Prozess und wurden daraufhin zu einer Voranhörung auf Staatssekretärs- bzw. Staatsministerinnenebene am 20. August 2020 eingeladen, um über die weitere Arbeit des Kabinettausschusses zu diskutieren und ihre Positionen darzulegen«, hieß es dort lediglich.60

			Erst nach der Androhung von juristischen Schritten offenbarte das Innenministerium eine komplette Teilnehmerliste. Und siehe da: Beratend tätig in mehreren Panels waren fast ausschließlich Organisationen, die ohnehin schon durch Steuermittel finanziert wurden. Lobbygruppen also, die so dafür werben konnten, weiterhin Steuermittel zu benötigen, um die Demokratie zu retten:
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			Ein Millionengeschäft

			Die von den zivilgesellschaftlichen Organisationen gelieferten Impulse waren offenbar so eindrucksvoll, dass die Wortwahl im Maßnahmenpapier den Verdacht nährte, sie könnten direkt von den Lobbygruppen selbst stammen. So wurde das »Empowerment von Migrantenorganisationen« versprochen, was wohl kaum an den sonst üblichen Beamtensprech des Innenministeriums erinnerte, das dem Kabinettsausschuss federführend vorsaß.

			Es war zudem kein Versehen, dass im Papier von »Schwarzen Jugendinitiativen« gesprochen und dabei also ein großes »S« verwendet wurde, obwohl es grammatikalisch falsch ist. Anhängern linker Identitätspolitik geht es dabei um das Sichtbarmachen von systematischer Ausgrenzung und Ungleichheit. Das Wort »weiß« wird in dieser ideologischen Gedankenwelt klein und kursiv dem Begriff »Schwarz« entgegengestellt, um so die unterschiedlichen sozialen Positionen in einer »rassistisch strukturierten Gesellschaft« zu beschreiben. Es soll eine »sozio-politische Positionierung in einer mehrheitlich weiß dominierten Gesellschaftsordnung« markieren, heißt es in einem Wörterbuch der Berliner NGO »Diversity Arts Culture«.61

			

			Die Profiteure des Maßnahmenkatalogs waren letztlich mehrheitlich dieselben, die beim Ausschuss mit am Tisch saßen: linke Ideologieprojekte, die unaufhörlich für mehr Diversität, offene Grenzen sowie gegen die strukturell-rassistische Mehrheitsgesellschaft trommeln und auch an Gesetzen der Bundesregierung mitarbeiten. Für unzählige aus Steuermitteln finanzierte Vereine, die in den vergangenen Jahren wie Pilze aus dem Boden schossen, entwickelte sich damit ein Millionengeschäft.

			

			4. Steuergeld für den NGO-Komplex

			Herzstück des so entstandenen Komplexes blieb das im Bundesfamilienministerium angesiedelte Bundesprogramm »Demokratie leben!«, über das auch 2025 rund 182 Millionen Euro in über 700 Projekte fließen sollen. Die Mittel für das Programm stiegen seit Jahren rasant. Noch 2015 zahlte das Ministerium der damaligen Ministerin Manuela Schwesig (SPD) lediglich 37,9 Millionen Euro aus.

			Eigenen Angaben zufolge fördert das Ministerium über das Programm »Projekte zur Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung und Extremismusprävention«. Auf der Website heißt es: »In Zeiten des Anstiegs rechtsextremer, rassistischer und antisemitischer Hetze und Gewalt braucht es in Deutschland eine starke Zivilgesellschaft und eine wehrhafte Demokratie.«62
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			Schon seit Jahren mehrt sich jedoch die Kritik, dass die linke Schlagseite einiger geförderter Projekte nicht ausreichend kritisch hinterfragt wird. Im Focus berichtete im April 2024 eine ehemalige Mitarbeiterin der Regiestelle im Bundesfamilienministerium, von der aus die Steuermittel an die Vereine und Projekte verteilt werden, dass häufig keine genauen Prüfungen stattfinden würden63 – wobei die Bundesregierung später von »haltlosen Vorwürfen«64 sprach.

			»Wir haben vieles durchgewunken, weil das Ministerium es so wünschte,« erinnerte sich die junge Frau. Da es um hehre Ziele wie Demokratieförderung und den »Kampf gegen Rechts« gegangen sei, habe niemand so genau hingeschaut. »Es fehlt die kritische Distanz. Ausschlaggebend ist das richtige Weltbild.« Das Bundesprogramm sei zu einem »Selbstbedienungsladen für rot-grüne Institutionen« geworden.

			Eine Evaluation, die nichts beweist

			Wie sinnvoll ist also die Arbeit der über 700 Projekte tatsächlich? Kann das Bundesprogramm überhaupt die Demokratie stärken oder Extremismus in der Bevölkerung wirkungsvoll bekämpfen? Und wie bemisst man den Erfolg?

			Bundesfamilienministerin Paus verwies bei der Vorstellung der dritten Förderperiode Anfang Januar auf den Evaluationsbericht zur 2. Förderperiode (2020–2024).65 Paus war sich sicher: »Die Evaluation zeigt: ›Demokratie leben!‹ wirkt und wir erreichen insbesondere Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. Sie werden darin gestärkt, sich einzubringen, Extremismus zu erkennen und dagegen einzustehen.«66

			Durchgeführt hatte die Untersuchung das vom Familienministerium beauftragte Deutsche Jugendinstitut. Das Jugendinstitut wird wiederum vom Familienministerium finanziert und erhält rund 15 Millionen Euro jährlich. Von einer unabhängigen Untersuchung kann somit kaum die Rede sein, denn das Jugendinstitut ist direkt von den Geldflüssen aus dem Ministerium abhängig.

			Auch die Autorenliste des Evaluationsberichtes zeigt Erstaunliches. Denn unter den fünf Wissenschaftlern befand sich mit Diana Zierold auch eine Grünen-Politikerin. Zierold ist als Soziologin beim Deutschen Jugendinstitut tätig und gleichzeitig Stadträtin für die Grünen in Plauen. Die Grünen fordern bekanntlich nicht nur den Erhalt des Bundesprogramms »Demokratie leben!«, sondern verlangen einen massiven finanziellen Ausbau.

			Doch was stand drin in der »Gesamtevaluation des Bundesprogramms«? Als Beweis für die Wirkung von »Demokratie leben!« diente eine Umfrage unter »programmexternen Fach-Expert:innen und Politiker:innen auf der Ebene der Bundesländer«. Eine deutliche Mehrheit dieser Experten und Politiker stimmte demnach der Aussage zu, wonach »Demokratie leben!« dafür sorgt, »dass neue Ideen, Arbeitsansätze und/oder Strukturen für die Stärkung von Demokratie und die Prävention von Rassismus und Extremismus entstehen«.

			Auch bei der Frage nach der »Wirkung von ›Demokratie leben!‹ gegen Diskriminierung und für Vielfalt« bewertete der Großteil der Befragten die Arbeit als positiv. »Die Untersuchungen der Gesamtevaluation auf Basis eines vereinfachten Wirkmodells für das Bundesprogramm ergaben, dass es in diesen Handlungsfeldern generell sowohl innerhalb als auch außerhalb des Programms für wirksam gehalten wird«, schrieben die Autoren deshalb im Fazit der Evaluation.

			

			Wer befragt wurde, bleibt im Dunkeln

			Das Problem ist: Weder das Familienministerium noch das die Umfrage durchführende Deutsche Jugendinstitut wollen bekannt geben, wen sie da eigentlich befragt haben. Die Parteizugehörigkeit der Politiker wird verschwiegen. Dabei ist diese natürlich nicht unerheblich.

			Es macht einen erheblichen Unterschied, wenn ausschließlich Politiker der SPD und der Grünen befragt werden oder ausschließlich Politiker der Union und der AfD. Und wer sind dazu die angeblich unabhängigen Experten, die an der Umfrage teilgenommen haben?

			Das Bundesfamilienministerium versuchte, sich auf meine Nachfragen hin herauszureden: »Die Befragungen wurden nach wissenschaftlichen Standards durchgeführt, es wurden laut DJI alle Parteien angefragt. Befragt wurden externe, nicht am Programm beteiligte und nicht geförderte Akteure. Die Befragung wurde anonymisiert durchgeführt, so dass keine Aussagen über einzelne Personen möglich sind. Die Evaluation konnte bei der Beantwortung durch die Politikerinnen und Politiker keine Verzerrungen feststellen. Expertinnen und Experten auf kommunaler Ebene waren zum Beispiel Personen aus Jugendämtern, Wohlfahrts- und Jugendverbänden.«

			Das für die Studie verantwortliche Deutsche Jugendinstitut schrieb auf meine Anfrage: »Über die Ausführungen des Berichts zu den Methoden können keine weiteren Auskünfte zu Ihren Fragen gegeben werden. Wir würden gegen forschungsethische Grundsätze verstoßen und die ›Grundsätze zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis (DFG)‹ verletzen. Dazu gehören auch die Rechte von Studienteilnehmenden und der Datenschutz.« Weder das Familienministerium noch das Jugendinstitut wollten zudem auf Nachfrage ausschließen, ob einer dieser »externen Expert:innen« nicht doch für Vereine tätig ist, die selbst durch das Bundesprogramm »Demokratie leben!« gefördert werden.

			»Sachlich wertlos«

			Als ich den Politikwissenschaftler Werner J. Patzelt, der an der Technischen Universität Dresden lange Jahre in der empirischen Sozialforschung tätig war, auf das Gutachten aufmerksam machte, winkte er sofort ab. Patzelt nannte das Papier »sachlich wertlos«. Es seien »keine Indikatoren entwickelt oder gar angewandt« worden, »mit denen man faktengestützt hätte abschätzen können, ob das Programm seinen Leitzielen nähergekommen« sei, erklärte der emeritierte Professor für Politische Systeme und Systemvergleich.

			Die zuvor erwähnten Leitziele des Programms, definiert das Bundesfamilienministerium bekanntlich wie folgt: Demokratie stärken, Vielfalt gestalten, Extremismus vorbeugen.

			Patzelt fragte sich: »Woran könnte man erkennen, ob die Demokratie seit der Auflegung des Programms stärker geworden ist? Woran, dass dieses Programm immerhin einen Beitrag zu ihrer Stabilisierung geleistet hat? Oder dass ›demokratische Werte‹ wirklich – und nicht nur vermeintlich – gefördert oder verankert würden?«

			Was die Prüfung der Gestaltung von Vielfalt angeht, wollte der Politologe wissen: »Wie weit reichten ›Dialog und Zusammenarbeit‹ über den Kreis derer hinaus, die sich der ›gesellschaftlichen Vielfalt‹ ohnehin verschrieben haben? Wurde ›Vielfalt‹ auch unter Einschluss Andersdenkender ›positiv‹ zu gestalten versucht? Um wie viel besser steht es um gesellschaftliche Vielfalt dank jenes Programms?«

			Und zur dritten Kategorie: »Welchen ›extremistischen Ideologien‹ wurde entgegenzuwirken versucht, und in welchem Umfang konnten diese dank konkreter Programmmaßnahmen geschwächt oder immerhin am weiteren Wachstum gehindert werden?«

			All diese Fragen kann weder die Evaluation noch das Bundesfamilienministerium beantworten. Und ohne die Namen der befragten Experten sei die vorgelegte Untersuchung ohnehin nutzlos, ergänzte Patzelt. »Zwar lässt sich durchaus vertreten, Evaluationen auf Experteneinschätzungen zu gründen, falls sich keine empirische Messung von Programmeffekten vornehmen lässt. Dann braucht es freilich auch die Namen und institutionellen Affiliationen der Experten, weil sich ansonsten nicht beurteilen lässt, ob diese sowohl sachkundig als auch frei von positiver oder negativer Voreingenommenheit waren. Solange man das alles nicht dank entsprechender Personenkenntnis beurteilen kann, sind derlei Experteneinschätzungen sachlich wertlos.«

			Und so fließen weiterhin Jahr für Jahr Millionen an unterschiedlichste Vereine, ohne dass sich überhaupt bemessen lässt, ob das Geld eine Wirkung erzielt. Beispielhaft seien hier einmal 12 der bekanntesten linken Lobbygruppen in Deutschland genannt, die von 2020 bis 2024 fast 30 Millionen Euro an Fördermitteln über »Demokratie leben!« erhielten:

			
				
					
					
				
				
					
							
							Each One Teach One

						
							
							 2,8 Millionen Euro

						
					

					
							
							Claim

						
							
							 2,8 Millionen Euro

						
					

					
							
							Amadeu Antonio Stiftung

						
							
							 2,7 Millionen Euro

						
					

					
							
							cultures interactive

						
							
							 2,5 Millionen Euro

						
					

					
							
							Schwarzkopf-Stiftung Junges Europa

						
							
							 2,5 Millionen Euro

						
					

					
							
							Bundesverband Trans

						
							
							 2,4 Millionen Euro

						
					

					
							
							Antidiskriminierungsverband Deutschland

						
							
							 2,4 Millionen Euro

						
					

					
							
							

							Neue Deutsche Organisationen

						
							
							 2,2 Millionen Euro

						
					

					
							
							HateAid

						
							
							 2,2 Millionen Euro

						
					

					
							
							Lesben- und Schwulenverband Deutschland

						
							
							 1,8 Millionen Euro

						
					

					
							
							Initiative Schwarze Menschen in Deutschland

						
							
							 1,6 Millionen Euro

						
					

					
							
							Neue deutsche Medienmacher*innen

						
							
							 1,5 Millionen Euro

						
					

				
			

			Viele dieser Vereine werde ich im Verlauf des Buches genauer vorstellen, um an prägnanten Beispielen zu zeigen, wie der NGO-Komplex ideologisch tickt.

			Offene Flanke zum Linksextremismus

			Zusätzlich gibt es viele kleinere Projekte, bei denen die Frage erlaubt sein muss, weshalb der Steuerzahler für diese Form der Bespaßung aufkommen muss. So wurden 2023 und 2024 rund 100 000 Euro für das Projekt »Neue Dichter*innen braucht das Land!« ausgegeben. Asylbewerber aus dem Nahen Osten lesen sich in Berlin im Austausch mit jungen Deutschen Gedichte vor. Das Projekt entwickelt »einen literarischen Dialog zwischen jungen Menschen mit Fluchtgeschichte und Menschen, die in Deutschland aufgewachsen sind«. Dadurch sollen die »Geschichten der Deutschen von Morgen« erzählt werden.

			Der »erlebnispädagogische« Verein »Waldritter« strich seit 2020 rund 1,2 Millionen Euro ein, um durch Live-Rollenspiele »gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit« abzubauen und »zur Anerkennung kultureller und religiöser Vielfalt« beizutragen. Das Modellprojekt BIWOC* Impact erhielt seit 2021 rund 800 000 Euro, um einen Coworking Space für »Frauen of Color« einzurichten, damit diese in einem »diskriminierungsfreien Arbeitsraum« tätig sein können.67

			

			In Strausberg erhielt das linke Jugendzentrum »Das Horte« vor zwei Jahren 44 000 Euro von »Demokratie leben!«. Jeden Donnerstag lädt der Verein zum »offenen Antifaschistischen Treffen« ein. Das Horte solidarisiert sich zudem auf ihrer Website mit allen illegalen Hausbesetzern der linken Szene. Kein Wunder: Das Jugendzentrum entstand selbst aus einer illegalen Hausbesetzung, »um Räume für eine selbstorganisierte, antifaschistische und partizipatorische Jugendkultur zu schaffen«. Die offene Flanke zum Linksextremismus ist beim Bundesprogramm kaum zu übersehen.

			Denn gleichzeitig erhält fast jede größere Stadt in Deutschland jährliche Fördermittel in Höhe von 100 000 bis 125 000 Euro, die an lokale Vereine weitergeleitet werden können. In den sogenannten Partnerschaften für Demokratie »entwickeln Städte, Gemeinden und Landkreise in ganz Deutschland lokale Handlungsstrategien, um Demokratie und Vielfalt zu stärken und jeder Form von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit entgegenzutreten«, heißt es auf der Website von »Demokratie leben!«.68 »Verantwortliche aus kommunaler Politik und Verwaltung sowie Aktive aus der Zivilgesellschaft, aus Kirchen, Vereinen oder Verbänden bis hin zu engagierten Bürgerinnen und Bürgern kommen dafür zusammen.«

			Migrantifa mit antisemitischen Ausfällen

			Wer das Geld letztlich erhält und ob die Förderung politisch problematisch ist, scheint keine große Rolle mehr zu spielen, denn Letztempfänger sind häufig auch linksradikale Gruppierungen. 2023 flossen so 3000 Euro in die Kasse der Migrantifa Stuttgart. Die Gruppierung findet auch in einem Bericht des Verfassungsschutzes Baden-Württemberg Erwähnung, da sie mit anderen linksextremistischen Gruppierungen zusammenarbeitet.69

			

			Migrantifa-Gruppen fallen immer wieder mit antisemitischen Ausfällen auf, insbesondere seit dem Überfall der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023.70 In Bamberg wird über »Demokratie leben!« ein jährliches Antifa-Festival finanziert. »Wir freuen uns über die Förderung der Vorträge durch Demokratie leben Stadt Bamberg«, heißt es in einem Instagrampost des Festivals, das von der Gruppe KIBA Bamberg organisiert wird.

			Laut Familienministerium zahlte der Staat 2035 Euro (2021) und 1500 Euro (2022) an die Gruppe. Auf ihrem Profil findet sich häufig das Symbol der militanten »Antifaschistischen Aktion«, das zwei nach rechts geneigte Fahnen zeigt, eine schwarze und eine rote.

			Der Verfassungsschutz schreibt über das linksextreme Symbol: »Das heutige Symbol der ›Antifa‹ steht nicht für eine einzelne Organisation. Es beinhaltet vielmehr die Botschaft, dass es bei der ›Antifaschistischen Aktion‹ eben nicht um zivildemokratisches Engagement geht, sondern um die Abgrenzung vom ›bürgerlichen‹ oder ›staatskonformen‹ Kampf gegen den Rechtsextremismus. Dies zeigen auch die nach bzw. gegen rechts geneigten Doppelfahnen. Anders als beim historischen Vorbild beinhaltet das Symbol heute eine schwarze Fahne, die für den autonomen Anarchismus steht. Die rote Fahne symbolisiert unverändert den Sozialismus. Entsprechend dieser Bedeutung findet das ›Antifa‹-Symbol vor allem im Linksextremismus breite Verwendung, und zwar insbesondere im gewaltorientierten Teil der Szene, für den das Symbol Zeichen militanter Aktionsformen ist.«71

			Auf dem linken Auge blind

			Doch aus der linken Schlagseite des Bundesprogramms »Demokratie leben!« macht das verantwortliche Familienministerium gar keinen Hehl. In der angesprochenen Evaluation der zweiten Förderperiode wurden die Günstlinge der Steuermillionen befragt, welche Phänomenbereiche für die eigene Arbeit von Bedeutung wären. Die Umfrageteilnehmer konnten dabei bis zu drei Bereiche nennen. Die Antworten fielen eindeutig aus.

			Nur ein Prozent der Befragten wiesen »linker Militanz« eine »unmittelbare Bedeutung für die eigene Arbeit« zu – das Wort Linksextremismus nahm man erst gar nicht in den Mund. Auch der Islamismus spielte nur für neun Prozent der Fördermittelempfänger eine Rolle. 46 Prozent gaben hingegen Rechtspopulismus an, 40 Prozent nannten Rechtsextremismus und 33 Prozent wählten »Verschwörungsideologie/Corona-/Querdenker-Demos«.

			In der Evaluation des Familienministeriums heißt es dazu: »In den Online-Erhebungen bei den Akteur:innen des Bundesprogramms ›Demokratie leben!‹ schätzen nur wenige Befragte die Phänomene des Links- und des islamistischen Extremismus als für ihre Arbeit bedeutsam ein«. Anders gesagt: Auf dem linken Auge sind die Steuermittelbezieher blind, das Thema Islamismus wird kaum behandelt. Für die linken Lobbygruppen ist nur eines entscheidend: der alles überlagernde und omnipräsente »Kampf gegen Rechts«.

			In jeder Landesregierung ein »Ideologieministerium«

			Natürlich wird der wachsende Bürokratieapparat der NGOs auch aus anderen Ministerien gefüttert. Das Auswärtige Amt, das Justizministerium oder das Verteidigungsministerium: Sie alle überweisen Millionen Euro an selbst ernannte Nichtregierungsorganisationen.

			Dazu kommen die Länder: In jeder Landesregierung gibt es ein »Ideologieministerium«, über das ein Großteil der örtlichen NGOs gefördert wird. In Berlin ist es etwa die Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integration, Vielfalt und Antidiskriminierung. Schleswig-Holstein führt ein Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung. Unter Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU) gibt es in Nordrhein-Westfalen ein Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration. Merkwürdigerweise werden all diese Ministerien stets von SPD- oder Grünen-Politikern geführt.

			Dazu gibt es in jedem Bundesland eigene Förderprogramme, die Bundesinitiativen wie »Demokratie leben!« nacheifern und Steuermittel verschenken. Sie heißen »Weltoffenes Sachsen für Demokratie und Toleranz«, »DenkBunt – das Thüringer Landesprogramm für Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit«, »Schleswig-Holsteiner Landesprogramm zur Demokratieförderung und Rechtsextremismusbekämpfung« oder »Landesprogramm Hessen – aktiv für Demokratie und gegen Extremismus«.

			Strategie für den Kulturwandel

			Knapp 28 Millionen Euro soll in diesem Jahr auch die SPD-Politikerin Reem Alabali-Radovan (SPD), die Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration sowie für Antirassismus, aus dem Bundeskanzleramt erhalten. Zu Beginn der Asylkrise 2015 lag das Budget noch bei lediglich 5,2 Millionen Euro. Es wuchs bis 2023 auf die bisherige Rekordsumme von 41,4 Millionen Euro.

			Ein Schwerpunkt ihrer Arbeit liegt darin, den »Kampf gegen Rassismus ganz oben auf der Agenda der Bundesregierung« zu positionieren.72 Und so hängen bereits zahlreiche linke Vereine am Fördertrog der Antirassismusbeauftragten, die im Februar 2023 versprach: »Wir müssen in allen gesellschaftlichen Bereichen Diversität voranbringen und Strukturen aufbrechen, damit wir Alltagsrassismus und strukturellem Rassismus den Nährboden entziehen. Für die Bundesverwaltung erarbeite ich eine Diversity-Strategie, damit sich die Vielfalt unserer Gesellschaft auch in den Bundesministerien und Bundesbehörden widerspiegelt.«73

			Es dauerte knapp zwei Jahre, bis jene Strategie Anfang 2025 veröffentlicht wurde.74 Verantwortlich für das 25-seitige Papier »Gemeinsam für mehr Vielfalt in der Bundesverwaltung« waren die SPD-Politikerinnen Nancy Faeser und Alabali-Radovan. »Die Arbeiten wurden durch das Bundesministerium des Innern und für Heimat und die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration – zugleich Beauftragte der Bundesregierung für Antirassismus – koordiniert«, heißt es im Text.

			Das erklärte Ziel der Bundesregierung ist klar. Es sollen mehr Migranten in die Behörden, denn man will »die Vielfalt in der Bundesverwaltung erhöhen«. Passenderweise durften deshalb auch zahlreiche Migrantenorganisationen an der Ausarbeitung mitwirken. Zu einer Voranhörung waren auch »Vertreterinnen und Vertreter aus der Zivilgesellschaft« eingeladen. Ihre Forderungen und Hinweise sind »in die Strategie eingeflossen«, wie es im Papier heißt.

			Auf meine Anfrage hin schickte mir das Innenministerium schließlich die komplette Liste der 53 Lobbygruppen, die am 8. April 2024 an der Voranhörung teilnahmen, um ihren Einfluss auf die Politik geltend zu machen.

			
				
					
				
				
					
							
							AFROTAK TV cyberNomads

						
					

					
							
							Amaro Drom e.V.

						
					

					
							
							Antidiskriminierungsverband Deutschland e.V.

						
					

					
							
							BAGIV e.V.

						
					

					
							
							Berliner Hochschule für Technik (BHT)/Gender- u. Technik-Zentrum

						
					

					
							
							

							BQN Zentrum für Diversitätskompetenz

						
					

					
							
							Bundes Roma Verband e.V.

						
					

					
							
							Bundesverband Ukrainischstämmiger Familien, Senioren, Frauen und Jugendlicher

						
					

					
							
							Bundeselternnetzwerk

						
					

					
							
							Bundeskonferenz der Migrantenorganisationen (BKMO)

						
					

					
							
							Bundesstiftung Gleichstellung

						
					

					
							
							Bundesverband interkultureller Frauen in Deutschland e.V. (BIFeV)/Sprecherin des Vertreter*innenrates der Bundeskonferenz der Migrantenorganisationen (BKMO)

						
					

					
							
							Bundesverband Netzwerke von Migrant*innenorganisationen e.V. (BV NeMO e.V.)

						
					

					
							
							Bürgerzentrum Neue Vahr e.V.

						
					

					
							
							Citizens for Europe/ Vielfalt entscheidet

						
					

					
							
							Dachverband der Migrant*innenorganisationen in Ostdeutschland (DaMOst) e.V.

						
					

					
							
							DaMigra e.V.

						
					

					
							
							dbb beamtenbund und tarifunion

						
					

					
							
							Der Paritätische Gesamtverband

						
					

					
							
							Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt (DSEE)

						
					

					
							
							Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)/Bundesvorstand

						
					

					
							
							Deutscher Juristinnenbund e.V.

						
					

					
							
							Deutsches Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung

						
					

					
							
							Deutsches Rotes Kreuz (DRK) e.V. Generalsekretariat

						
					

					
							
							Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM)

						
					

					
							
							Deutschlandstiftung Integration (DSI)

						
					

					
							
							Diakonie Deutschland

						
					

					
							
							DIVERSITRY

						
					

					
							
							

							Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma

						
					

					
							
							Eine Welt der Vielfalt e.V.

						
					

					
							
							Hans-Albert-Institut

						
					

					
							
							Iranische Gemeinde in Deutschland e.V.

						
					

					
							
							Junge Islam Konferenz/c/o Schwarzkopf-Stiftung Junges Europa

						
					

					
							
							korientation e.V.

						
					

					
							
							La Red – Vernetzung und Integration e.V

						
					

					
							
							Lesben- und Schwulenverband in Deutschland (LSVD)

						
					

					
							
							Madhouse gGmbH, Mitglied BVSR

						
					

					
							
							Melde- und Informationsstelle Antiziganismus

						
					

					
							
							Mingru Jipen e.V.

						
					

					
							
							Minor – Projektkontor für Bildung und Forschung gGmbH

						
					

					
							
							Neue deutsche Organisationen (ndo)

						
					

					
							
							OFEK e.V./Kompetenzzentrum für antisemitismuskritische Bildung und Forschung

						
					

					
							
							PROUT AT WORK

						
					

					
							
							Regionale Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie Berlin e.V. (RAA Berlin e.V.)

						
					

					
							
							Roma Center e.V.

						
					

					
							
							The African Network of Germany (TANG) e.V.

						
					

					
							
							Türkische Gemeinde in Deutschland (TGD)

						
					

					
							
							VERBAND DEUTSCH-SYRISCHER HILFSVEREINE E.V. (VDSH)

						
					

					
							
							VIW und ZRAGD_ Zentralrat der Afrikan. Gemeinde in Deutschland und VIW _ Verband für interkulturelle Wohlfahrtspflege, Empowerment und Diversity e.V.

						
					

					
							
							Völklinger Kreis

						
					

					
							
							

							Wirtschaftsweiber e. V.

						
					

					
							
							Young Voice TGD e. V.

						
					

					
							
							zedela gUG (Zentrum für Data Driven Empowerment, Leadership und Advicacy

						
					

				
			

			Fast alle diese Lobbygruppen erhalten seit Jahren Steuermittel aus den Ministerien in Millionenhöhe. Die meisten von ihnen werden üppig durch das Bundesprogramm »Demokratie leben!« des Familienministeriums versorgt. Andere werden auch durch die Antirassismus-Beauftragte gefördert. Die Behörde von Staatsministerin Alabali-Radovan überwies von 2020 bis 2024 fast 10 Millionen Euro an die Migrationenorganisation DaMigra, ein Verein, der schon zu Merkels Zeiten beste Kontakte in die Politik pflegte. Gleichzeitig durfte die Lobbygruppe nun also an einem Strategiepapier mitarbeiten, dessen zentrale Forderung es ist, mehr Migranten in die Verwaltung zu bekommen.

			Was aber steckt nun hinter dem Wunsch, die Vielfalt in den Behörden zu erhöhen? Der Bundesregierung geht es um nichts weniger als einen »Kulturwandel«. Nicht mehr die berufliche Qualifikation soll künftig als alleiniges Einstellungskriterium gelten, sondern die Herkunft und das Aussehen. Die Bundesregierung sehnt sich nach »Beschäftigten mit Einwanderungsgeschichte und anderen diskriminierungsvulnerablen Vielfaltsmerkmalen«.

			Alle müssen sich zur Vielfaltsutopie bekennen

			Die Diversity-Strategie empfiehlt den Bundesbehörden deshalb zu prüfen, »ob und wie Vielfaltskompetenz als Befähigungs- oder Leistungsmerkmal in der dienstlichen Beurteilung sowie als Einstellungs- bzw. Auswahlkriterium berücksichtigt werden kann«. Bei Auswahlverfahren sei »sowohl die Vielfaltskompetenz der potenziellen Bewerbenden als auch der Auswahlkommission von Bedeutung«.

			Wer sich nicht zur Vielfaltsutopie bekennt und fortlaufende Migration nach Deutschland als ausschließlich positiv bewertet, der braucht sich also keine Hoffnung auf eine Karriere in der Bundesverwaltung machen.

			Gleichzeitig sei bei den Behörden und ihren Mitarbeitern »ein Bewusstsein für bestehende Diskriminierungsrisiken wichtig, die sich auch in öffentlichen Institutionen und Behörden finden«.

			Schon 2022 hatte Staatsministerin Alabali-Radovan bei ihrer Ernennung gefordert: »Wir alle müssen Antirassisten sein!«75 Nun sollen in der Verwaltung »Maßnahmen im Bereich Diskriminierungsprävention und -intervention« folgen und entsprechende Weiterbildungen und Schulungen eingeplant werden. Im Namen der Vielfalt darf dem Umbau der Gesellschaft eben nichts im Wege stehen.

			Selbsternannte Antirassismus-Lobbyistin

			Neben der Integrationsbeauftragten gibt es noch eine weitere wichtige Anlaufstelle für linke Lobbygruppen. Kaum eine Personalie sorgte in den vergangenen Jahren für so viel Gesprächsstoff wie die der Chefin der Antidiskriminierungsstelle des Bundes, Ferda Ataman.

			Bereits der Vorschlag der Ampelkoalition, die selbst ernannte Antirassismus-Lobbyistin, die Deutsche in Spiegel-Kolumnen auch gerne mal als »Kartoffeln« verspottete76, auf diesen Posten zu hieven, hatte bei der damaligen Opposition Empörung ausgelöst. Die »Vergangenheitsromantiker« müssten »der Realität ins Auge blicken«, frohlockte Ataman bereits 2021. Bei den unter-18-Jährigen seien »Menschen aus Einwandererfamilien« keine Minderheit mehr. »Die goldene Zeit des weißen Mannes ist vorbei«77, so die Tochter türkischer Eltern.

			Damals war sie noch im Vorstand der staatlich finanzierten Organisation »Neue deutsche Medienmacher*innen« aktiv. Die Union sprach von »harter linker Ideologie« und »einer krassen Fehlbesetzung«, die AfD warf der heute 45-Jährigen »Rassismus« vor.78 Selbst in der FDP regte sich damals zaghafter Widerstand. Doch bei der Abstimmung im Bundestag erhielt Ataman schließlich die notwendige Mehrheit.

			Kurzfristig aufgestockt

			Groß schienen die Bedenken bei den Liberalen nicht gewesen zu sein. Auf Antrag der FDP und ihrer Koalitionspartner aus SPD und Grünen stieg das Budget der Antidiskriminierungsstelle des Bundes rasant. Wurden 2022 noch 3,5 Millionen Euro ausgegeben, waren es ein Jahr später bereits 13,4 Millionen Euro.

			Besonders brisant: Mehr als die Hälfte dieser Summe wurde erst wenige Wochen vor der endgültigen Abstimmung über den Bundeshaushaltsplan für 2023 festgesetzt. Eigentlich hatte die Ampelkoalition ohnehin eine Erhöhung des Ataman-Budgets auf 5,65 Millionen Euro eingeplant.79 Mit den kurzfristigen Änderungsanträgen Mitte Oktober 2022 stockten SPD, Grüne und FDP die finanziellen Mittel dann um weitere 7,75 Millionen Euro auf. Nun also standen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 13,4 Millionen Euro zu Verfügung.

			Laut Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses80 stieg beispielsweise das Budget für »Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung von Diskriminierung« mit den genehmigten Änderungen von 250 000 Euro auf plötzlich 6 Millionen Euro. Der Grund: Ein »Netzwerk aus zivilgesellschaftlichen Beratungsstellen gegen Diskriminierung« solle »modellhaft« ausgebaut werden.

			

			»Bedarfsgerechte Ausstattung«

			Auch an anderen Stellen flossen zusätzliche Mittel. Für »Forschung, Untersuchungen und Ähnliches« standen 1 Million Euro mehr als ursprünglich geplant zur Verfügung. Schließlich bräuchten die Wissenschaftler eine »bedarfsgerechte Ausstattung«, wie es im Änderungsantrag hieß. Ebenfalls eine Million Euro mehr als zunächst vorgesehen erhielt die Antidiskriminierungsstelle für ihre »Veröffentlichungen und Fachinformationen«. Begründet wurde dies ebenfalls mit einer »bedarfsgerechten Ausstattung«.

			In der gleichen Beschlussempfehlung strich der Haushaltsausschuss an ganz anderer Stelle die finanziellen Mittel zusammen: nämlich bei Frauenhäusern und Kitas. Das »Bundesprogramm zur Förderung von Innovationen im Hilfesystem zur Unterstützung gewaltbetroffener Frauen mit ihren Kindern« wurde beispielsweise um ganze zehn Millionen Euro gestutzt. Zur Begründung hieß es: Die Anpassung erfolge »vor dem Hintergrund des reduzierten Investitionsmittelabrufes«. Tatsächlich wurden in diesem Jahr 12,6 Millionen Euro des eingeplanten Budgets nicht ausgeschöpft.

			Die vorhandenen finanziellen Mittel könnten nun »zur Gegenfinanzierung von Titelaufstockungen« genutzt werden, hieß es in den internen Papieren des Haushaltsausschusses. Was damit gegenfinanziert wurde, ließen die Autoren des Antrags bewusst im Unklaren, doch der Verdacht erhärtete sich: Mit unter anderem diesem gesparten Geld wurde das Budget von Ferda Atamans Behörde angehoben. Mittlerweile zeigen die Zahlen jedoch wieder nach unten: 2025 soll der Haushalt der früheren Diversity-Journalistin rund 10,1 Millionen Euro betragen.

			

			Von Überparteilichkeit nichts zu merken

			Darüber hinaus finden sich im Bundeshaushalt zahlreiche Einzelposten, mit denen weitere Ideologieprojekte finanziert werden. So zahlt der Bund im nächsten Jahr erneut 6,5 Millionen Euro für die Deutsche Islam Konferenz (DIK). Bereits im November 2020 war der bekannte Islamkritiker Hamed Abdel-Samad aus der Konferenz ausgestiegen. Sein Vorwurf: Die deutsche Politik würde sich hier den Vertretern des politischen Islam anbiedern, Kritiker des Islam würden nicht zu Wort kommen.

			»Mir wurde klar, dass die Verbände nur Geld vom Staat wollten, und dass der Staat nicht einmal wusste, was er von den Verbänden will«, schrieb Abdel-Samad in einem offenen Brief an den damaligen Innenminister Horst Seehofer (CSU).81 Über das Bundeskanzleramt wurde beispielsweise auch das »überparteiliche Zentrum Liberale Moderne« mit Millionensummen finanziert.82 Gegründet wurde das Zentrum von Marieluise Beck und Ralf Fücks, die beide Parteimitglied der Grünen sind. Von Überparteilichkeit ist hier nichts zu merken. »Aus Bundesmitteln lässt sich das Zentrum Liberale Moderne auch eine eigene Abteilung zur Brandmarkung politischer und medialer Gegner finanzieren: »Gegneranalyse«. Angeblich geht es dabei um die »Gegner der offenen Gesellschaft« – erforscht werden allerdings eher Gegner des linken Establishments.83

			Ein Ende dieser staatlichen Finanzierung ist kaum in Sicht: Unaufhörlich drängt aus den Universitäten akademischer Nachwuchs in das mit politischen Parteien, privaten Stiftungen und großen Medienhäusern eng verflochtene Netzwerk nach und will mit gut dotierten Posten versorgt werden.

			Damit offenbart sich zugleich ein zentrales Problem dieser ausufernden Bürokratie: Ein Interesse, Probleme wirklich zu lösen, dürfte kaum eine Organisation haben – denn dann stünde ihre staatliche Finanzierung auf dem Spiel und man würde sich selbst abschaffen. Stets müssen Probleme dramatisiert werden, um sich selbst rechtfertigen zu können.

			In der Verfassungslehre nicht vorgesehen

			So hat sich über die Jahre ein »zivilgesellschaftlicher« Komplex entwickelt, der über enorme Macht verfügt und in der klassischen Verfassungslehre der Bundesrepublik überhaupt nicht vorgesehen ist. Nicht-demokratisch-legitimierte Organisationen gewinnen die Deutungshoheit über die Öffentlichkeit und bestimmen etwa bei der Gesetzgebung mit.

			Welche Akteure sich hinter dem Begriff »Zivilgesellschaft« verbergen und wie groß der Einfluss dieser Leute auf die Politik ist, dürfte den meisten Menschen in Deutschland völlig unbekannt sein. Wofür sich aber ein jeder Bürger interessiert, ist die Verwendung seiner Steuerabgaben. Welche zwielichtigen Lobbygruppen erhalten über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« wie viel Geld durch den Staat? Was passiert mit diesem Geld? Und welche ideologischen Verrücktheiten werden davon finanziert?

			Zentraler Kern jener »Demokratieförderung« bleibt seit jeher der »Kampf gegen Rechts«. Mantraartig warnen die Steuergeldempfänger aus der Zivilgesellschaft sowie die verantwortlichen Politiker vor der wachsenden rechtsextremen Gefahr. »Die größte extremistische Bedrohung für unsere Demokratie ist weiterhin der Rechtsextremismus«, behauptete Innenministerin Nancy Faeser (SPD) mehrmals.84 Auch ihr Vorgänger Horst Seehofer (CSU) hatte diese Erkenntnis geteilt und 2021 erklärt, dass der »Rechtsextremismus weiterhin die größte Bedrohung für die Sicherheit« sei.85

			

			Ausgeblendet wird dabei stets, dass nur drei Prozent der Verfahren des Generalbundesanwalts aufgrund von rechter Straftaten laufen, 95 Prozent sich aber mit islamistischer Ideologie befassen. In 87 Prozent der Verfahren mit Bezug auf Islamisten ging es dabei um die Bildung einer terroristischen Vereinigung im Inland oder Ausland.86

			Auch die Zahlen der polizeilichen Kriminalstatistik offenbaren, dass in Deutschland die innere Sicherheit vorrangig nicht durch rechtsextreme Täter bedroht wird, sondern durch sich häufende Messerübergriffe oder Vergewaltigungen, bei denen ein großer Teil der Straftäter einen Migrationshintergrund hat. Der Anteil der ausländischen Tatverdächtigen liegt bei mittlerweile 41,1 Prozent, während der ausländische Bevölkerungsanteil nur 15,2 Prozent ausmacht.87

			»Zugespitzt formuliert: Nach unseren Zahlen ist die Gewalt in Berlin jung, männlich und hat einen nicht-deutschen Hintergrund«, erklärte Berlins Polizeipräsidentin Barbara Slowik im vergangenen Jahr.88 »Das gilt auch für Messergewalt.«

			

			5. Wie Lisa Paus das Demokratiefördergesetz umging

			Als Herzensprojekt für Grüne und SPD galt seit vielen Jahren das Demokratiefördergesetz. Derzeit jedoch liegt es auf Eis. Jenes Projekt sollte eigentlich der Schlussakkord einer jahrelangen Ausweitung des NGO-Komplexes sein und die Finanzierung der »Zivilgesellschaft« künftig auch gesetzlich absichern – um »den gesellschaftlichen Entwicklungen als auch der Situation der zivilgesellschaftlich engagierten Menschen Rechnung zu tragen«, wie es im Gesetzentwurf heißt, den die Ministerien von Nancy Faeser (SPD) und Lisa Paus (Grüne) gemeinsam erarbeitet hatten.89 Projekte im Bereich der Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und politischen Bildung sollten »verlässlich unterstützt werden«.

			Doch innerhalb der Ampelkoalition regte sich Widerstand – die FDP wollte nicht mitspielen. Seit März 2023 gibt es zwar einen Gesetzentwurf, passiert ist seitdem jedoch nicht viel. Spätestens mit dem Zusammenbruch der Ampelkoalition scheint das Projekt endgültig gescheitert.

			Demokratiebildung als exklusiver Club

			Dabei hatten die zivilgesellschaftlichen Gruppen schon seit Jahren entsprechend Druck auf die Politik ausgeübt. Ihnen dauerte es zu lange. Sie wollten ans Geld. Bislang waren sie davon abhängig, alljährlich ihre Förderungen in den Ministerien genehmigt zu bekommen. Mit dem Gesetz hätten sich zahlreiche Lobbyvereine eine Finanzierung über Jahre hinaus gesichert.

			In einem offenen Brief an Kanzlerin Angela Merkel forderten zahlreiche Lobbygruppen schon 2016 »die Rechtsgrundlagen und Strukturen für unsere Arbeit gegen wachsenden Rechtspopulismus, Rassismus, Antisemitismus und Islamfeindlichkeit zu verbessern«.90 Unterzeichner waren unter anderem die Amadeu Antonio Stiftung, die Neuen deutschen Medienmacher*innen, Pro Asyl und weitere linke Vereine. »Wir erwarten dringlich, dass dieser Teil des Koalitionsvertrages noch vor Ende der Legislaturperiode in ein Gesetz zur Demokratieförderung münden wird.«

			Auch grünen Politikern konnte es lange Zeit nicht schnell genug gehen: »Wir brauchen ein Demokratiefördergesetz. Und ich bin es ehrlich gesagt leid, wie wir seit Jahrzehnten darum kämpfen, dass NGOs und Antifa-Gruppen, die sich engagieren, immer um ihr Geld ringen«91, hatte Grünen-Politikerin Renate Künast bereits 2020 im Bundestag verkündet – und damit klargemacht, dass es offenkundig um linke Vereine geht, die das Geld erhalten sollen.

			Bei einer Anhörung im Bundestag hatte der Publizist Ahmad Mansour genau dieses Problem konkretisiert: Die Demokratiebildung sei in den vergangenen Jahren zu einem »exklusiven Club« geworden, erklärte er im Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. »Es gibt keine transparente Regelung und Kommunikation darüber, welche Projektträger eine Finanzierung erhalten und welche nicht.«92

			An staatliche Verwaltung angedockt

			Der Bund jedenfalls sollte laut dem Gesetz künftig »auf Grundlage eines ausdrücklichen gesetzlichen Auftrags« Projekte fördern, um eine »nachhaltige Absicherung« zu garantieren. Damit gehe ein »Zuwachs an Planungssicherheit für den Bund und die Zivilgesellschaft einher«, wie es im Entwurf hieß. Denn: Die Gestaltung und Förderung der Demokratie sowie die Achtung von Recht und Rechtsstaatlichkeit sei »nicht allein staatliche Aufgabe, sondern ein gemeinsames Anliegen des Staates und einer lebendigen, demokratischen Zivilgesellschaft«.

			Gleichzeitig würden diese Lobbygruppen auch an die staatliche Verwaltung andocken, denn laut Gesetz ist für den Bund ausdrücklich eine »Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Organisationen« vorgesehen.

			Über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« fließe bereits jetzt »ein relevanter Anteil des Geldes in Partnerschaften für Demokratie, wo vor Ort, in den Kommunen, zivilgesellschaftliche Organisationen zusammen mit Parteivertretern, mit der Polizei und anderen Sicherheitsbehörden arbeiten zur Sicherheit der Demokratie«, hatte Lisa Paus bei einer Anhörung im Bundestag preisgegeben.

			Durch ein solches »Demokratiefördergesetz« droht jene Zusammenarbeit zwischen linken Lobbygruppen und Sicherheitsbehörden verstärkt zu werden. Die Zivilgesellschaft soll dabei laut Gesetzentwurf auch gegen Personen in Stellung gebracht werden, die »Desinformation und Wissenschaftsleugnung« oder eine gezielte »Delegitimierung des Staates« betreiben würden.

			Was zur Frage führt, wer an der Ausarbeitung des Gesetzes eigentlich beteiligt gewesen ist. Mitunter wirkten Passagen des Textes so, als hätten ihn linke Aktivisten geschrieben. So soll das »›Empowerment‹ von Selbstorganisationen und Betroffenengruppen« unterstützt werden.

			»Gebt uns mehr Geld!«

			Von Ende Februar bis Anfang Mai 2022 führten Innenministerium und Familienministerium ein »breites Beteiligungsverfahren mit zivilgesellschaftlichen Organisationen« durch, »um sicherzustellen, dass diejenigen, die sich täglich für Vielfalt und Demokratie einsetzen, bei der Erarbeitung des Gesetzentwurfs auch wirklich gehört werden«. 156 Organisationen des NGO-Komplexes gaben eine Stellungnahme ab, fast alle traten mit der Forderung auf: Gebt uns mehr Geld!

			Im Gesetzestext wird unverblümt zugegeben, dass die Zivilgesellschaft seit Längerem mehr Steuergeld fordert: »Auch die Zivilgesellschaft hat im Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens wiederholt die Bedeutung eines solchen Gesetzes für die Stärkung ihrer Arbeit hervorgehoben.«

			Auf Nachfrage sandte mir das zuständige Innenministerium die komplette Liste der 152 beteiligten Gruppen zu:

			
				
					
				
				
					
							
							advd-Antidiskriminierungsverband Deutschland

						
					

					
							
							AG Strategien gegen Rechtsextremismus in der SPD-Bundestagsfraktion

						
					

					
							
							Ahmadiyya Muslim Jamaat Deutschland Kdör

						
					

					
							
							Akademie Frankenwarte

						
					

					
							
							Aktion Sühnezeichen Friedensdienste e.V.

						
					

					
							
							Aktion Zivilcourage e.V.

						
					

					
							
							Aktionsbündnis Muslimischer Frauen e.V.

						
					

					
							
							Allianz »Rechtssicherheit für politische Willensbildung«

						
					

					
							
							Amadeu Antonio Stiftung

						
					

					
							
							Amnesty International Deutschland e.V.

						
					

					
							
							Anne Frank Zentrum

						
					

					
							
							Antidiskriminierungsstelle des Bundes

						
					

					
							
							Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland

						
					

					
							
							Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Deutschland e.V. (aej)

						
					

					
							
							Arbeitsgemeinschaft für katholische Familienbildung e.V.

						
					

					
							
							Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten e.V.

						
					

					
							
							BAGFW-Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege

						
					

					
							
							

							BAGSO Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen e.V.

						
					

					
							
							Beratungsstelle zur Prävention neo-salafistischer Radikalisierung in Niedersachsen (beRATen e.V.)

						
					

					
							
							Berliner Landeszentrale für politische Bildung

						
					

					
							
							Bertelsmann Stiftung

						
					

					
							
							Bildungsstätte Anne Frank

						
					

					
							
							Bundesarbeitsgemeinschaft Ausstieg zum Einstieg e.V.

						
					

					
							
							Bundesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen e.V. (bagfa)

						
					

					
							
							Bundesarbeitsgemeinschaft religiös begründeter Extremismus

						
					

					
							
							Bundesarbeitskreis Arbeit und Leben e.V.

						
					

					
							
							Bundesausschuss für politische Bildung c/o GSI Gustav Stresemann Stiftung

						
					

					
							
							Bundeselternnetzwerk der Migrantenorganisationen für Bildung & Teilhabe (bbt)

						
					

					
							
							Bundeskonferenz der Migrantenorganisationen c/o Türkische Gemeinde in Deutschland

						
					

					
							
							Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement

						
					

					
							
							Bundesstiftung Aufarbeitung

						
					

					
							
							Bundesverband der Mütterzentren e.V.

						
					

					
							
							Bundesverband Deutscher Stiftungen

						
					

					
							
							Bundesverband Mobile Beratung e.V.

						
					

					
							
							Bundesverband russischsprachiger Eltern

						
					

					
							
							Bundesverband Trans e.V.

						
					

					
							
							Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung

						
					

					
							
							Bundeszentrale für politische Bildung

						
					

					
							
							Bundeszuwanderungs-und Integrationsrat

						
					

					
							
							Bündnis für Gemeinnützigkeit

						
					

					
							
							

							Citizens For Europe

						
					

					
							
							CLAIM //Allianz gegen Islam-und Muslimfeindlichkeit

						
					

					
							
							cultures interactive e.V.

						
					

					
							
							Dachverband der Migrantinnenorganisationen

						
					

					
							
							Das NETTZ betterplace lab gGmbH

						
					

					
							
							Der Heiligenhof

						
					

					
							
							Deutsche Gesellschaft für Psychologie

						
					

					
							
							Deutsche Kinder und Jugendstiftung

						
					

					
							
							Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft e.V.

						
					

					
							
							Deutsche Sportjugend im Deutschen Olympischen Sportbund e.V.

						
					

					
							
							Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt (DSE)

						
					

					
							
							Deutsche Vereinigung für Politische Bildung e.V.

						
					

					
							
							Deutsche Gesellschaft für Demokratiepädagogik

						
					

					
							
							Deutscher Bibliotheksverband

						
					

					
							
							Deutscher Bundesjugendring

						
					

					
							
							Deutscher Gewerkschaftsbund

						
					

					
							
							Deutscher Landfrauenverband

						
					

					
							
							Deutscher Olympischer Sportbund

						
					

					
							
							Deutscher Städtetag

						
					

					
							
							Deutscher Volkshochschul-Verband e.V.

						
					

					
							
							Deutsches Institut für Menschenrechte

						
					

					
							
							Deutsches Jugendinstitut

						
					

					
							
							Deutsches Kinderhilfswerk

						
					

					
							
							Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) e.V

						
					

					
							
							Die Bundesarbeitsgemeinschaft Offene Kinder und Jugendeinrichtungen e.V.

						
					

					
							
							

							Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)

						
					

					
							
							Evangelische Akademien in Deutschland e.V.

						
					

					
							
							evangelische arbeitsgemeinschaft familie e.V.

						
					

					
							
							Evangelische Kirche in Deutschland

						
					

					
							
							Familien- und Sozialverein des Lesben- und Schwulenverbandes in Deutschland, LSVD e.V

						
					

					
							
							Frauenhauskoordinierung e.V.

						
					

					
							
							Freudenberg Stiftung

						
					

					
							
							Friedrich Ebert Stiftung

						
					

					
							
							Gegen Vergessen – Für Demokratie e.V.

						
					

					
							
							Gemini, Arbeitsgemeinschaft der Politischen Jugendbildung, c/o Evangelische Trägergruppe

						
					

					
							
							Georg-August-Universität Göttingen Institut für Demokratieforschung

						
					

					
							
							Gesellschaft der Europäischen Akademien e.V.

						
					

					
							
							Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V.

						
					

					
							
							Gesicht Zeigen! Für ein weltoffenes Deutschland e.V.

						
					

					
							
							Grüne Jugend 

						
					

					
							
							Grüner Vogel e.V.

						
					

					
							
							Hans-Albert-Institut

						
					

					
							
							Hate Aid gGmbH

						
					

					
							
							Heinrich Böll Stiftung

						
					

					
							
							Hertie Stiftung

						
					

					
							
							Hildegard-Lagrenne-Stiftung

						
					

					
							
							Historisch-Ökologische Bildungsstätte Emsland in Papenburg e.V.

						
					

					
							
							Hochschule Darmstadt

						
					

					
							
							Hochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung

						
					

					
							
							Hochschule Esslingen

						
					

					
							
							

							Humboldt-Universität zu Berlin

						
					

					
							
							Informations- und Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit e.V.

						
					

					
							
							Initiative D 21

						
					

					
							
							Institut für den Situationsansatz

						
					

					
							
							Johanniter-Unfall-Hilfe e.V.

						
					

					
							
							Juso-Bundesbüro

						
					

					
							
							KigA-Kreuzberger Initiative gegen Antisemitismus

						
					

					
							
							Kompetenzzentrum gegen Extremismus in Baden-Württemberg (konex)

						
					

					
							
							Konrad Adenauer Stiftung

						
					

					
							
							Kooperationsverbund Jugendsozialarbeit

						
					

					
							
							Koordinierungs- und Fachstelle »Partnerschaften für Demokratie«

						
					

					
							
							Kultur Forum Türkei Deutschland e.V.

						
					

					
							
							Landesarbeitsgemeinschaft Vielfalt Sachsen

						
					

					
							
							Legato-Ambulante Maßnahmen Altona e.V.

						
					

					
							
							Leibniz Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung

						
					

					
							
							Leiter des Katholischen Büros in Berlin-Kommissariat der deutschen Bischöfe

						
					

					
							
							Leiterkreis der Katholischen Akademien in Deutschland

						
					

					
							
							Lesben und Schwulenverband in Deutschland

						
					

					
							
							Licht ins Dunkel e.V.

						
					

					
							
							LidiceHaus Jugendbildungsstätte Bremen

						
					

					
							
							Mach meinen Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, gegen Rassismus e.V

						
					

					
							
							Maecenata Institut für Philanthropie und Zivilgesellschaft

						
					

					
							
							Minderheitenrat der vier autochthonen nationalen Minderheiten und Volksgruppen in Deutschland

						
					

					
							
							

							Netzwerk Demokratiebildung in Thüringen

						
					

					
							
							Netzwerk für Demokratie und Courage

						
					

					
							
							Neue deutsche Medienmacher*innen

						
					

					
							
							neue deutsche organisationen e.V.

						
					

					
							
							Omas gegen Rechts Deutschland e.V.

						
					

					
							
							Phineo gemeinnützige AG

						
					

					
							
							Plattform Zivile Konfliktbearbeitung 

						
					

					
							
							Poege Haus

						
					

					
							
							Rat für nachhaltige Entwicklung/Geschäftsstelle c/o GIZ

						
					

					
							
							Robert Bosch Stiftung

						
					

					
							
							Rosa Luxemburg Stiftung

						
					

					
							
							Schwarzkopf-Stiftung Junges Europa

						
					

					
							
							Sozialistische Jugend Deutschlands Die Falken Bundesvorsitzende Chairwoman

						
					

					
							
							Stiftung Akademie Waldschlösschen

						
					

					
							
							Stiftung Aktive Bürgerschaft

						
					

					
							
							Stiftung Bildung

						
					

					
							
							Stiftung Bürger für Bürger

						
					

					
							
							Stiftung Europäische Jugendbildungs- und Begegnungsstätte Weimar

						
					

					
							
							Stiftung für die Internationalen Wochen gegen Rassismus

						
					

					
							
							Stiftung Mercator

						
					

					
							
							Stiftung SPI-Sozialpädagogisches Institut Berlin Walter Maye

						
					

					
							
							Tafel Deutschland e.V

						
					

					
							
							Technische Universität Dortmund

						
					

					
							
							Tikvah Institut gUG haftungsbeschränkt

						
					

					
							
							Transfer für Bildung e.V.

						
					

					
							
							Türkische Gemeinde in Deutschland

						
					

					
							
							

							UAB-Fachstelle für Internationale Jugendarbeit der BRO.V.

						
					

					
							
							Ufoq e.V.

						
					

					
							
							Union progressiver Juden

						
					

					
							
							Universität Bielefeld

						
					

					
							
							ver.di 

						
					

					
							
							Verband binationaler Familien und Partnerschaften

						
					

					
							
							Verband der Beratungsstellen für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt e.V.

						
					

					
							
							Verein für intergeschlechtliche Menschen (IM eV)

						
					

					
							
							Violence Prevention Network gGmbH

						
					

					
							
							Zentralkomitee der deutschen Katholiken

						
					

					
							
							Zentralrat der Juden in Deutschland

						
					

					
							
							Zentralrat der Konfessionsfreien e.V.

						
					

					
							
							Zentralrat der Muslime in Deutschland (ZMD) e.V.

						
					

				
			

			Unter den am Gesetzesvorhaben beteiligten Organisationen befanden sich illustre Vereine wie der Bundesverband Trans*, HateAid, Omas gegen Rechts, die Amadeu Antonio Stiftung, der Zentralrat der Muslime oder der Dachverband der Migrantinnenorganisationen. Jene Organisationen also, die auch von der Verstetigung der Finanzierung durch den Staat profitieren würden und schon jetzt Millionen kassieren. Die Lobbyarbeit – schon seit Jahren sehnen sich die linken Vereine ein solches Gesetz herbei – schien zu fruchten.

			Wie die neue Bundesregierung mit dem Thema umgehen wird, ist noch unklar. SPD und Grüne fordern weiterhin ein solches Gesetz – die Union sperrt sich dagegen. Wird es zu Kompromissen kommen?

			Um wie viel zusätzliches Geld es genau gehen würde, ist ebenfalls offen. Der Bund verspricht eine »angemessene Finanzierung von Maßnahmen zur Stärkung der Demokratie«. »Vorentscheidungen zu Förderhöhen, möglichen Zuwendungsempfängern und konkreten Kostenpositionen« gebe es jedoch nicht. Mehrere linke Gruppen hatten zuvor »mindestens 500 Millionen Euro«93 jährlich gefordert, die im Gesetzestext garantiert werden müssten. So oder so: Der staatlichen Finanzierung des linken Parteienvorfelds stünde bei Verabschiedung des Gesetzes nichts mehr im Wege.

			Dauerhafte Finanzierung

			Das vorläufige Scheitern des Demokratiefördergesetzes hinderte Familienministerin Lisa Paus jedoch nicht daran, trotz allem zu versuchen, die »dauerhafte« Finanzierung der »Zivilgesellschaft« sicherzustellen. Mit Beginn des Jahres startete das Förderprogramm »Demokratie leben!« in seine dritte Förderperiode. Die erste Förderperiode lief von 2015 bis 2019, die zweite von 2020 bis 2024.

			Nun aber gibt es eine Neuerung: Die dritte Förderperiode läuft von 2025 bis 2032, also über acht Jahre. Weitgehend unbemerkt von der Öffentlichkeit hat es die »Zivilgesellschaft« somit geschafft, ihre Finanzierung durch den Steuerzahler dauerhaft auszuweiten. Eine Maßnahme, auf die der NGO-Komplex bereits seit Jahren hinarbeitete. Braucht es also überhaupt noch ein Demokratiefördergesetz? Mit der Ausweitung der Förderperiode auf acht Jahre sind die Finanzmittel für die nächsten Jahre ohnehin »nachhaltig abgesichert«.

			Um Details über die neue Förderperiode ab 2025 abzusprechen, hatte das Familienministerium bereits im November 2023 rund 230 Organisationen zu einer Fachtagung nach Leipzig eingeladen.94 Hier wurde »über aktuelle Herausforderungen, Weiterentwicklungspotenziale und zukünftige Schwerpunkte für ›Demokratie leben!‹« diskutiert. Die Lobbygruppen konnten ihren Einfluss geltend machen.

			Auf der Programmkonferenz im März 2024 in Berlin stellte das Familienministerium schließlich die neue Programmstruktur vor. »In Zeiten zunehmender rechtsextremer, rassistischer und antisemitischer Hetze und Gewalt braucht es eine starke und engagierte Zivilgesellschaft«, versicherte Ministerin Paus vor Ort.95

			Und so änderte ihre Behörde kurzerhand die Förderrichtlinien. »Ab 2025 fördert das BMFSFJ weiterhin zivilgesellschaftliches Engagement auf allen Ebenen des Staates. In der dritten Förderperiode wird für einzelne Programmbereiche eine längerfristige Förderung von bis zu acht Jahren ermöglicht«, heißt es auf der Homepage von »Demokratie leben!«.96 Um welche Programmbereiche aber geht es hier? BMFSFJ verwies auf meine Nachfrage lediglich auf die geänderten Förderrichtlinien, die am 1. Januar 2025 in Kraft traten und Ende November 2024 veröffentlicht wurden. Dort heißt es: »In der Regel wird eine längerfristige Gesamtförderdauer von bis zu acht Jahren ermöglicht.«97 Es soll also keine Ausnahme bleiben, sondern zur Regel werden.

			Interessant bleibt jedoch die Frage, ob eine künftige Regierung diese Entscheidung rückgängig machen kann. Also fragte ich nochmals beim Familienministerium nach. Die Antwort: theoretisch schon. »Federführend für Förderrichtlinien ist das Fachressort (Ministerium), das für den Fördertitel zuständig ist«, erklärte man mir. Jedes Ressort entscheide selbst über die Förderpolitik für den jeweiligen Förderbereich. »Grundsätzlich kann eine Förderrichtlinie geändert oder aufgehoben werden, wenn es hierfür sachliche Gründe gibt.«

		

	
		
			

			II. Der linke Staat

			6. Linke Aktivisten forschen über Linksextremismus

			Am Abend der sächsischen Landtagswahl im September 2019 war Michael Lühmann sauer, aber so richtig sauer. Zu seinem Ärger hatte die AfD gerade 27,5 Prozent der Wählerstimmen erzielt. Seinem Hass ließ der heute 44-Jährige auf dem Kurznachrichtendienst X freien Lauf: »Jeder dritte männliche Wähler in Sachsen hat mutmaßlich Scheiße im Kopf (weil er entweder ein Drecksnazi ist oder weil er glaubt, eine Drecksnazipartei wählen zu müssen, ohne ein Nazi sein zu wollen)«98, schrieb er.

			Wie verträgt sich eine solche Äußerung mit der Arbeit eines vermeintlich seriösen Politikwissenschaftlers, dessen Arbeitsstelle großzügig vom Steuerzahler gefördert wird? Denn Lühmann war nicht einfach nur eine weitere Stimme im Konzert »gegen Rechts«, sondern zum damaligen Zeitpunkt Teil des Göttinger Instituts für Demokratieforschung, genauer gesagt wissenschaftlicher Mitarbeiter an der daran angeschlossenen Bundesfachstelle »Linke Militanz«, im Januar 2020 umbenannt in Kompetenzzentrum »Linker Extremismus«.

			

			Gelder stiegen rasant

			Dessen Aufgabe ist es laut eigenen Angaben, »tiefer in das Analysefeld einzutauchen, Wissensbestände abzusichern und diese nicht nur öffentlich zu vermitteln, sondern auch zwischen den vielen Akteuren im Analysefeld zu vermitteln und jenseits von Alarmismus und Affirmation linke Radikalität und linke Militanz als Teil gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse greifbar zu machen und zu problematisieren.«99

			Die 2017 gegründete Fachstelle steht dabei »vor der Herausforderung, dass das Forschungsfeld einerseits schwer zugänglich ist, da Akteur*innen kein Interesse an einer wie auch immer gearteten ›Kooperation‹ verspüren, und es andererseits sowohl wissenschaftlich als auch politisch außerordentlich polarisiert«.

			Finanziell braucht sich der siebenköpfige Mitarbeiterstamm unter der Leitung des Politologen Simon T. Franzmann, der durch studentische Hilfskräfte zusätzlich unterstützt wird, keine großen Sorgen zu machen. Die Gelder für das Projekt aus dem Topf des Förderprogramms »Demokratie leben!« stiegen rasant: Waren es im Gründungsjahr 2017 noch 142 922,48 Euro, wurden ein Jahr später bereits 285 924,80 Euro bewilligt. Der Beitrag wuchs über die Jahre weiter an. 2024 konnte bereits mit satten 511 992,76 Euro geplant werden. Fast drei Millionen Euro gingen so seit 2017 an das »Kompetenzzentrum im Themenfeld linker Extremismus«.

			Keine näheren Ausführungen

			Wie aber werden diese Mittel verwendet? Publizistisch trat die Fachstelle vor allem in den Anfangsjahren kaum in Erscheinung. 2018 veröffentlichte die Forschergruppe ganze vier Kurzaufsätze im Umfang von jeweils fünf bis zehn Seiten – und das ausschließlich in der hauseigenen Gazette Demokratie-Dialog, die vom Göttinger Institut für Demokratieforschung herausgegeben wird.

			Ein Jahr später verringerte sich dies auf zwei Kurzaufsätze, zudem erschien ein 48-seitiger Leitfaden zur »Linken Militanz«. Übersetzt auf die rund 300 000 Euro an Fördermitteln in jenem Jahr hieße das: Die drei Publikation der Bundesfachstelle hätten im Durchschnitt rund 100 000 Euro gekostet. Ein im August 2020 gestarteter Podcast wurde im Juni 2023 nach 15 Folgen wieder eingestellt.

			»Die Aufgaben der Bundesfachstelle umfassen weit mehr als die Veröffentlichung von Publikationen«, erklärt hingegen das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf Anfrage. Nähere Ausführungen dazu macht die Behörde jedoch nicht. Dass das Kompetenzzentrum seine »Aufgaben erfüllt und dabei fachliche Standards berücksichtigt, wird im Rahmen der begleitenden Erfolgskontrolle und der Verwendungsnachweisprüfung nachgehalten«, versichert ein Sprecher des BMFSFJ.

			Knapp dreieinhalb Jahre nach Gründung der Fachstelle erschien die erste 240-seitige Großpublikation »Linke Militanz – pädagogische Arbeit in Theorie und Praxis« – wenngleich das Buch größtenteils aus Gastbeiträgen anderer Wissenschaftler bestand, die nicht bei der Bundesfachstelle angestellt sind. Darunter befanden sich auch bekannte »Anti-Rechts-Kämpfer*innen« wie Naika Foroutan, Leiterin des Deutschen Instituts für Migration und Integrationsforschung (DeZIM), die den Satz prägte: »Wer Deutschland bewohnt, ist Deutscher.«

			Radikal linke Kritik als Anwältin der Menschenrechte?

			Wie aber steht es um das Inhaltliche? »So manches Urteil in der Debatte um linke Militanz scheint überzogen, politisiert und aus dem Kontext gerissen«, heißt es in dem 40-seitigen Leitfaden der Fachstelle aus dem Jahr 2019.100 Linker Militanz wohne keine »generalisierte menschenfeindliche Grundhaltung inne«, sind sich die Autoren sicher. Ganz im Gegenteil: »Radikal linke Kritik versteht sich oft als wahre Anwältin der Menschenrechte. Die radikal linken Forderungen nach einem Mehr an Gleichheit stimmen mit den Grundsätzen der liberalen Demokratie prinzipiell überein.«

			Nur eine Seite später heißt es: Linke Militanz und Linksextremismus eine, dass sie Gruppen und Personen bezeichne, die sich gegen das »bestehende wirtschaftliche und politische System stellen«. Sie artikulieren »eine grundlegende Kritik an den Herrschaftsverhältnissen und der Eigentumsordnung«.

			Den Begriff Linksextremismus lehnen die Verfasser jedoch ab. Er sei weder »für die demokratische Auseinandersetzung noch für die pädagogische Arbeit geeignet«, da er eine »sicherheitspolitische Verengung« darstelle. Dafür gelten der Marxismus-Leninismus und der Anarchismus in der Broschüre als »historische und aktuelle Befreiungsbewegungen«.

			Überschneidungen sind keine Seltenheit

			Der eingangs erwähnte Michael Lühmann veröffentlichte 2023 eine Broschüre, in der er vom »Mythos Connewitz« schwärmt, der »von ritualisierten konservativen und rechten politischen Angriffen« gestört werde. »Der Überfall auf eine Immobilienprokuristin, brennende Baukräne und nicht zuletzt die Verhaftung von Lina E. sollen beweisen, dass Leipzig die Hauptstadt linksextremen Terrors sei«101, beschwert sich der Politikwissenschaftler.

			Das Interessante an seiner Person: Mittlerweile hat er die Fachstelle verlassen und ist direkt in die Politik gewechselt. Seit 2022 ist er Landtagsabgeordneter der Grünen in Niedersachsen und dort aktiv als Sprecher für Innenpolitik und Antifaschismus. Diese Überschneidungen zwischen Politik, Medien, Wissenschaft und NGO-Szene sind keine Seltenheit.

			Das Familienministerium sah sich jedoch weder für die publizistischen Beiträge noch für die Twitter-Beschimpfungen eines Michael Lühmann in der Verantwortung. »Die Veröffentlichungen des Trägers oder einzelner Mitarbeiter stellen keine Meinungsäußerung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend dar. Für inhaltliche Aussagen tragen allein die Autorinnen bzw. Autoren die Verantwortung«, teilte die Behörde auf meine Anfrage hin mit.

			»Gewalt wirkt auch gegen Nazis«

			Als vertiefende Lektüre empfehlen die Autoren des Leitfadens zur linken Militanz unter anderem ein Buch des Autors Horst Schöppner über die autonome Szene der 1980er-Jahre. Kritische Distanz dürften die Leser hier nicht erwarten. Schöppner, das Pseudonym eines alten Kämpfers aus der linksextremen Szene, hatte 2016 im Neuen Deutschland offen zu Gewalt aufgerufen und einen gewaltfreien Diskurs als verlogen bezeichnet. »Gewalt wirkt auch gegen Nazis«, schrieb er. »Vielleicht wirkt sogar nur Gewalt gegen Nazis.«102

			Auf aktuelle Studien zum Linksextremismus oder auf die Standardwerke zum Thema Linksextremismus der Politologen Eckhard Jesse und Uwe Backes wird gar nicht erst verwiesen. Eben weil die Extremismustheorie von vornherein abgelehnt wird. Die Bundesregierung kann somit öffentlich dafür werben, eine Forschungsstelle gegen Linksextremismus zu fördern, während die Fachstelle nicht nur den Extremismusbegriff ablehnt, sondern hier auch viele linke Aktivisten Unterschlupf gefunden haben.

			

			7. Die gefährliche Nähe der Politik zur militanten Linken

			Die Nähe vieler prominenter Politiker zu linksradikalen Kreisen muss man sich immer wieder vergegenwärtigen. Da wäre zum Beispiel Nancy Faeser. Die Innenministerin hatte mehrere Monate vor ihrem Amtsantritt 2021 einen Gastbeitrag im linksextremen Magazin antifa veröffentlicht. CDU-Innenexperte Christoph de Vries beklagte damals in der Bild-Zeitung: »Wie sollen sich die Mitarbeiter der Verfassungsschutzämter fühlen, deren Auftrag die Verteidigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung ist, wenn ihre oberste Dienstherrin mit Verfassungsfeinden auf Tuchfühlung geht?«103 Der Extremismusforscher Klaus Schroeder, Politologe an der FU Berlin, forderte sogar ihren Rücktritt.

			Faeser wies die Kritik trocken zurück: Die erhobenen Vorwürfe seien »durchschaubar«, twitterte sie. »Ich habe immer klare Kante gegen Rechtsextremismus und alle Feinde der offenen Gesellschaft gezeigt – und werde das auch weiterhin tun.«104 Auch Außenministerin Annalena Baerbock (Grüne) hat mit der Antifa keine Berührungsängste. »Für mich ist die Antifa nicht per se eine linksextremistische Organisation«, erklärte sie 2019 in der ARD-Sendung »Bericht aus Berlin«.105 Sie distanziere sich jedoch von Gewalt – »auch von linker Gewalt«. Aber Antifaschistin zu sein, heiße eben auch, »sich gegen den Faschismus zu stellen«.

			»Antifa. Selbstverständlich.«

			Nicht nur die Äußerungen der grünen Ministerin machen deutlich: Die Problematik des Begriffes »Antifaschismus« und sein historischer Kontext werden bei diesen Solidarisierungen meist außen vorgelassen. Denn der Begriff, der in den 1920er-Jahren in Deutschland von der kommunistischen KPD ins Leben gerufen wurde und in entsprechenden Kampfbünden mündete, beinhaltete schon immer die Gewaltanwendung gegen Faschisten. Und als Faschisten werden seit jeher zahlreiche »reaktionäre Kräfte« verstanden, die willkürlich und diffus definiert werden. Die Antifa-Kämpfer der KPD beschimpften beispielsweise SPD-Anhänger in der Weimarer Republik als »Sozialfaschisten«. Wer als Faschist gilt, suchen sich die linken Antifa-Anhänger selbst aus.

			Auch SPD-Chefin Saskia Esken verhehlte vor wenigen Jahren ihre Sympathien in das gewaltbereite Milieu nicht. Als Reaktion auf eine Diskussion um ein Verbot der Antifa twitterte sie: »58 und Antifa. Selbstverständlich.«106 Der Kanal des SPD-Parteivorstands ergänzte dazu: »157 und Antifa. Selbstverständlich.«

			Im selben Jahr skandalisierte Grünen-Politikerin Renate Künast im Bundestag, dass »NGOs und Antifa-Gruppen, die sich engagieren«, immer »um ihr Geld ringen« müssten. Sie forderte eine Dauerfinanzierung des linken Vorfelds über ein »Demokratiefördergesetz«. Auch Linken-Politikerin Martina Renner glorifizierte die Antifa-Gruppen im Bundestag: »Stärken wir denen den Rücken, die jeden Tag an vielen Orten sich dem rechten Vormarsch entgegenstellen, und sagen: Danke, Antifa.«107 Und SPD-Chef Lars Klingbeil erklärte in einer ARD-Dokumentation seinen Weg an die Parteispitze so: »Ich hab angefangen mit Politik, weil ich mich ›gegen Rechts‹ eingesetzt habe, bei uns in der Antifa mit aktiv gewesen bin.«108

			

			Nazis boxen

			Abschreckend wirken die Verbindungen zur Antifa selbst für viele bürgerliche Politiker nicht mehr. In zahlreichen Bündnissen, die sich insbesondere nach dem Aufkommen der Asylkrise 2015 gründeten, treffen sich Linksextreme und Politiker verschiedenster Parteien, um gemeinsam auf der Straße zu demonstrieren. Stellvertretend hierfür seien die Aufrufe »Aufstehen gegen Rassismus«, »Unteilbar« oder »Wir sind mehr« genannt. Auf Demonstrationen wehen Fahnen der CDU mittlerweile direkt neben denen der »Antifaschistischen Aktion«.

			Als sich die bayerische Politikergarde im Januar 2024 in München zur Demonstration »gegen Rechts« versammelte, war den Teilnehmern egal, dass es sich bei der Demo-Anmelderin Lisa Poettinger um eine waschechte Linksextremistin aus dem grünen NGO-Milieu handelte. »Ich halte es für legitim, die Adressen von Nazis, Klimafaschos und Konzerneigentümer:innen zu veröffentlichen«, hatte sie im Juni 2022 auf X preisgegeben.109 »Die Frage ist dann halt, was damit gemacht wird: Das Haus mit Farbe bewerfen oder Graffiti, cool. Gewalt gegen Leute schwierig …« Schon SPD-Grande Ralf Stegner hatte auf X klargemacht, wie notwendig es sei, das »Personal der Rechtspopulisten« zu »attackieren«, weil sie »gestrig, intolerant, rechtsaußen und gefährlich sind«.110

			Gerade der Parteinachwuchs von der Linken, den Grünen und der SPD weist traditionell enge Überschneidungen zum linksradikalen Milieu auf. So unterhalten zahlreiche Ortsgruppen des SPD-Nachwuchses einen sogenannten »Arbeitskreis Antifa«. Die Jusos München werben dabei unter anderem für »Demo-Trainings«, um Gegenproteste zu organisieren oder »Genoss*innen« zu helfen, »wenn diese durch Polizeigewalt verletzt werden«.111 Auf den Social-Media-Kanälen des SPD-Nachwuchses liest man: »Willst du mit mir Nazis boxen?« Nazis, das sind laut den Aussagen des eigenen Parteivorsitzenden Lars Klingbeil auch die AfD-Mitglieder. Träumen die Jusos demzufolge auch davon, AfD-Mitglieder zu boxen?

			Unter dem Motto »Campista, Campista, Antifacista!« organisiert auch die Grüne Jugend »Antifa-Camps«112, um über »antifaschistische Strategien« zu sprechen und »auszuprobieren, wie antifaschistische Aktion für uns aussehen kann«. Vorträge hielt dabei auch die linksextreme Gruppe »Mean Streets Antifa«.

			Der ehemalige Bundessprecher der Grünen Jugend, Timon Dzienus, solidarisierte sich mit der linken Terroristin Lina E. und sprach sich für ihre Freilassung aus. Den Prozess gegen die Studentin, die an mehreren Überfällen auf Rechtsextremisten beteiligt war, kritisierte er als »völlig übertrieben« und »fragwürdig«. Dazu ergänzte er: »Was für ein Quatsch – deshalb FreeLina!«113

			Auch die heutige Chefin der Grünen Jugend, Jette Nietzard, fiel durch ein im August 2024 veröffentlichtes TikTok-Video auf, in dem sie einen Song des kommunistischen Rappers Disarstar performte. In dem Song heißt es: »Keine Liebe für den Staat! Siamo tutti Antifa!«114

			

			8. Die Grundlagen linker Identitätspolitik

			Für das linke NGO-Netzwerk in Deutschland sind vor allem zwei ideologische Bausteine zentral. Sie begründen die Ausgabenorgien in Bereichen wie der Migration oder der Entwicklungshilfe.

			Zum einen ist es die Forderung nach der Öffnung aller staatlichen Grenzen. Dieser Traum einer möglichst grenzenlosen Welt ist auf der Linken natürlich kein neues Phänomen. »No borders, no nations« lautet seit Jahrzehnten das entsprechende Motto. Nach Möglichkeit soll jeder Mensch seinen Wohnort frei wählen dürfen und keine Gesellschaft sich der Aufnahme von Migranten versperren – ungeachtet der Konsequenzen für die innere Sicherheit oder den Sozialstaat.

			»Ohne Abschottung, ohne Abschiebungen«

			Bis heute setzt sich dieser Drang nach Abschaffung aller staatlichen Einschränkungen im Bereich der Migration fort. Das zivilgesellschaftliche Bündnis »Seebrücke« fordert etwa die europäischen Regierungen auf, sich für die »Bewegungsfreiheit für alle Menschen«115 einzusetzen. Nicht »Zufälle wie der Geburtsort oder der Pass« sollen künftig »darüber entscheiden, wo ein Mensch leben darf«. Die Seebrücke verfolgt die Vision einer Welt »ohne Abschottung« und »ohne Abschiebungen«. Deshalb träumt die Organisation von einem Europa, »dass die Rechte aller Menschen – auch jener, die fliehen mussten – schützt und nicht ›die Grenze‹«. Dem 2018 gegründeten Bündnis gehören mittlerweile 321 deutsche Städte an, die sich freiwillig dazu verpflichtet haben, deutlich mehr Migranten aufzunehmen, als sie durch den Verteilungsschlüssel des Bundes eigentlich müssten.

			Gleichzeitig arbeiten zahlreiche Lobbygruppen seit Jahren an einer Ausweitung des Fluchtbegriffs. Künftig soll nicht mehr nur Krieg als Fluchtgrund gelten, auch das Klima wird seit geraumer Zeit als ein solcher angesehen. »Es ist davon auszugehen, dass es in den nächsten zehn bis 15 Jahren große Massen an Klimaflüchtlingen geben wird. Nicht mehr nur Kriegsflüchtlinge werden nach Deutschland kommen«, war sich etwa Martin Manzel, Fachanwalt für Migrationsrecht und damit indirekter Profiteur der Einwanderung nach Deutschland116, im Focus sicher. »Daher sollte die Genfer Flüchtlingskonvention dringend aktualisiert werden, und Klimaflüchtlingen ausdrücklich ein Schutzrecht gewähren.«

			Seine Kollegin Maria Kalin, Mitglied im Ausschuss Migrationsrecht des Deutschen Anwaltvereins, pflichtet ihm bei: »Die Klimakatastrophe schreitet in großen Schritten voran. Daher müssen wir jetzt handeln.«

			In der Politik sind diese Forderungen aus dem linken politischen Vorfeld ebenfalls angekommen. So sprach die jüngste Bundestagsabgeordnete der vergangenen Legislaturperiode, Emilia Fester (Grüne), von weltweit 200 Millionen Klimaflüchtlingen, die auf möglichst legalem Wege nach Europa kommen sollten.117 Schließlich seien wir als koloniale Klimasünder für die Situation verantwortlich.

			Die Utopie der multikulturellen Gesellschaft

			Folgt man jedoch der Utopie einer grenzen- und schrankenlosen Welt, müssen gleichzeitig jegliche kulturellen Unterschiede verdrängt und als nicht erwähnenswert betrachtet werden. Schon Philosoph Jürgen Habermas glaubte, dass die bloße Rechtsgemeinschaft ausreichen würde, um eine funktionierende Gesellschaft erhalten zu können: »Ein vorgängiger durch kulturelle Homogenität gesicherter Hintergrundkonsens ist nicht nötig, weil die demokratisch strukturierte Meinungs- und Willensbildung ein vernünftiges normatives Einverständnis auch unter Fremden ermöglicht«118 Auch die Auswirkungen der Einwanderung auf die innere Sicherheit werden in diesem Gedankenkonstrukt ausgeblendet.

			Gleichzeitig herrscht vor allem unter Linken der Glaube vor, nach den Maßstäben des therapeutischen Staates jeden Menschen auch nach seiner Einwanderung beliebig umerziehen zu können – ungeachtet der Tatsache, dass die Sozialisation einer Person zu großen Teilen bereits im jugendlichen Alter abgeschlossen ist. »Erwachsene können zwar noch lernen, sind aber unbelehrbar. Man kann ihnen also Wissen vermitteln und Ratschläge geben, aber erziehen lassen sich erwachsene Menschen nicht mehr«, erklärt etwa der Bildungsforscher Horst Siebert.119

			In der Utopie der grenzenlosen Migration ist es also weniger entscheidend, wer nach Deutschland kommt, sondern eher dass die Person die Möglichkeit hat, hierher zu kommen. Ein jeder Mensch, ungeachtet seiner Herkunft, soll die gleichen Rechte wie die europäischen Einheimischen erhalten. Die Europäer wiederum sollen dieses Streben nach Vielfalt und Buntheit intrinsisch akzeptieren. Jedem rational denkenden Menschen wird schnell klar, dass diese Rechnung nicht aufgehen wird.

			Das Streben nach Gleichheit

			Zudem macht die naive Betrachtung der Migration deutlich: Nicht die vielfach bemängelte Ungleichheit, sondern das Streben nach Gleichheit ist eines der gravierendsten Probleme, die den Westen ins Chaos stürzen. Schon der Historiker Ernst Nolte (1923–2016) diagnostizierte in jenem Streben das zentrale Element der »ewigen Linken«.120 Da der Wunsch nach Gleichheit jedoch ein nie endender Prozess ist, droht der Traum immer in totalitären Strukturen zu enden. Egal wie edel meine Motive sein mögen, egal wie wohlklingend meine Versprechungen auf die Menschen wirken, am Ende lassen sich Ungleichheiten nur mit Gewalt und Zensur unterdrücken.

			Alle Totalitarismen der Vergangenheit, seien es der Nationalsozialismus oder der Kommunismus, sind daran gescheitert, unter Zwang eine möglichst gleiche Gesellschaft herzustellen. Heute findet die trotzige Ablehnung selbst von rechtlichen Ungleichheiten, etwa aufgrund der Staatsangehörigkeit, seinen Widerpart in der Utopie der multikulturellen Gesellschaft.

			Noch im September 1992 warnte Ex-Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) in der Frankfurter Rundschau: »Die Vorstellung, dass eine moderne Gesellschaft in der Lage sein müsste, sich als multikulturelle Gesellschaft zu etablieren, mit möglichst vielen kulturellen Gruppen, halte ich für abwegig. Man kann aus Deutschland mit immerhin einer tausendjährigen Geschichte seit Otto I. nicht nachträglich einen Schmelztiegel machen. (…) Aus Deutschland ein Einwanderungsland zu machen, ist absurd.«121 Heutzutage gelten derartige Äußerungen als rechtspopulistisch und reaktionär. Der Zeitgeist der politischen Eliten hat sich gewandelt.

			So verortete der Generalsekretär der Vereinten Nationen, António Guterres, Migration im Januar 2018 als ein »positives globales Phänomen, das das Wirtschaftswachstum antreibt, Ungleichheiten verringert und verschiedene Gesellschaften miteinander verbindet«.122 An solche Denkmuster, die kapitalistische Erklärungen (Wirtschaftswachstum) mit genuin linken Forderungen (Ungleichheit verringern) verbinden, docken die heutigen Forderungen des NGO-Komplexes nach mehr Migration an. Auch deutsche Politiker wie Claudia Roth (Grüne) sprechen mantraartig von einer »bunten und vielfältigen Einwanderungsgesellschaft«.123

			Kultur der Schuldzuweisung

			Wer aber wagt es, diesem Glauben öffentlich zu widersprechen? Der US-Historiker Christopher Lasch (1932–1994) erkannte Anfang der 1990er-Jahre einen aufkommenden konformistischen Druck in den westlichen Staaten: »Die Schlagwörter, die gegenwärtig im Umlauf sind – kulturelle Vielfalt, kulturelle Identität, Pluralität der Lebensstile, ›Empowerment‹ – drücken die wehmütige Hoffnung aus, dass die tiefen Grabenrisse, die sich durch die (…) Gesellschaft ziehen, durch guten Willen und eine keimfreie Sprache überbrückt werden können. Wir werden aufgefordert, anzuerkennen, dass alle Minoritäten Anspruch auf Achtung haben, nicht aufgrund ihrer Errungenschaften, sondern aufgrund ihrer Leiden in der Vergangenheit.«124

			Auch der US-Milliardär und Tech-Investor Peter Thiel setzte sich ein Jahr später publizistisch mit der modernen Vielfaltsideologie auseinander und warnte vor ihren Gefahren. In seinem 1996 erschienenen Buch »The Diversity Myth« schrieb er: »Multikulturalismus und ›Diversity‹ sind nichts weiter als Euphemismen. Multikulturalismus hat nichts mit anderen Kulturen oder dem Studium anderer Kulturen zu tun. ›Diversity‹ hat nichts mit einer wirklichen Vielfalt von Ideen zu tun. Von echter ›Diversity‹ (…) kann keine Rede sein, wenn (…) Menschen (…) zwar unterschiedlich aussehen, aber alle gleich denken.«125

			Thiel warnte vor den Folgen der bunten Versprechungen und den anti-westlichen Narrativen, die damit einhergingen: »Die grundlegende Behauptung lautet: Der Westen ist einzigartig böse, denn er ist rassistisch, sexistisch und in vielerlei anderer Hinsicht unterdrückerisch. (…) Eine Kultur der ständigen Beschwerden aber führt zu einer Kultur der Schuldzuweisung.«

			Woke Ideologie

			Dies führt zur zweiten Grundlage der linken Identitätspolitik. Seit einigen Jahren gibt es einen neuen Schuldigen, der für alles Übel auf der Welt problemlos verantwortlich gemacht werden kann. Es ist der »alte, weiße Mann«, der den Rest der Gesellschaft daran hindert, in paradiesische Zustände aufzubrechen. »Was in unserer Gesellschaft als normal gilt, wird von den dominanten Gruppen bestimmt. Meist bestehen diese aus weißen cis-Männern. Ihre Sicht gilt als neutral und objektiv. Ihre Perspektive bestimmt die sozialen Hierarchien unserer Welt«126, beklagte sich in der Zeit127 die Bestseller-Autorin Emilia Roig, die wie kaum eine andere das linke NGO-Netzwerk in Deutschland mitgeprägt hat.

			»Es hält sich der Eindruck, diese Norm sei von allein entstanden, eine natürliche Weltordnung sozusagen. Das stimmt nicht. White Supremacy, auf der diese vermeintliche Normalität basiert, baut auf Vernichtung, Unterdrückung und Genozid auf. Nicht nur ein Genozid an Menschen, sondern auch an Kulturen und Wissen.«

			Die europäischen Gesellschaften gelten Autoren wie Roig somit nicht als liberale Errungenschaften, sondern als Unterdrückersysteme, da sie auf einer Kultur der »weißen Vorherrschaft« gründen. Roigs Ideen entstammen dabei einem Theoriegebilde, das schon in den 1980er-Jahren an den US-Universitäten entstand und heute längst in den Mainstream eingedrungen ist, auch in Europa. Jene Ideen bilden die zweite ideologische Klammer des NGO-Komplexes. Der Einfluss der »Critical Race Theory« etablierte einen neuen »Antirassismus«, der in den öffentlichen Debatten meist als »woke Ideologie« verspottet wird.

			

			Oberflächlich betrachtet kann »Wokeness« zunächst als die »Sakralisierung von historisch marginalisierten Rassen-, Geschlechts- und sexuellen Identitätsgruppen« definiert werden, wie es etwa der britische Politologe Eric Kaufmann ausdrückt.128 Die französische Autorin Carolin Fourest führt den Urknall dieser modernen Bewegung auf das Jahr 1977 zurück, als das »Combahee River Collective«, eine schwarze Lesbengruppe in den USA, »in einem separatistischen Aufruf den Begriff der Identitätspolitik für sich in Anspruch nahm«.

			In ihrem Manifest wandten sich diese von der klassischen Frauenbewegung ab und verkündeten: »Wir glauben, dass die tiefste und möglicherweise radikalste Politik direkt unserer Identität entspringt und nicht der Aufgabe, der Unterdrückung von jemand anderem ein Ende zu setzen.« Die Prozesse haben sich seitdem verselbstständigt. »Jeden Tag fordert, bedroht und verbeugt sich eine Gruppe, eine Minderheit, eine Person, die als Vertreter einer Sache erzogen wurde, und lässt die Menschen sich davor verbeugen«, schreibt Fourest.129

			Gravierende Auswirkungen

			Unter der Oberfläche des woken Gehäuses schlummert die aus den US-Universitäten stammende »Critical Race Theory«. Seit einigen Jahren hat es dieser sperrige Begriff geschafft, in den politischen Mainstream zu gelangen – sowohl in den USA als auch in Europa. Spätestens seit den »Black Lives Matter«-Protesten im Sommer 2020 und dem damit verbundenen Sturm auf die Denkmäler der westlichen Welt wird einem immer häufiger eingetrichtert: Wir leben in einer strukturell-rassistischen Gesellschaft. Vielen Liberalen und Konservativen ist noch immer nicht klar, welche gravierenden Auswirkungen die Denkweise, die der »Kritischen Rassentheorie« zugrunde liegt, für den politischen Diskurs hat. Straßenumbenennungen oder die Ächtung von bestimmten Begriffen sind nur die Spitze einer größer angelegten kulturellen Revolution.

			Die meisten Leute würden den Ursprung einer derartigen Theorie wohl in den Sozialwissenschaften verorten. Tatsächlich aber entwickelte sich die Critical Race Theory Ende der 1970er-Jahren durch eine Gruppe von Juristen. Der Bürgerrechtsanwalt Derrick Bell, erster schwarzer Professor an der Harvard Law School, wird oft als »Vater der kritischen Rassentheorie« bezeichnet. Sein Artikel »Brown v. Board of Education and the Interest-Convergence Dilemma (Brown gegen die Schulbehörde und das Interessen-Konvergenz-Dilemma)«130 aus dem Jahr 1980 in der Harvard Law Review gilt als Geburtsstunde der Bewegung.

			Darin untersuchte er fünf von 1952 bis 1954 vor dem Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten verhandelte Fälle zum Thema der Rassentrennung an öffentlichen Schulen. Die von betroffenen Eltern eingebrachten Sammelklagen gegen vier Bundesstaaten und den Bundesdistrikt vertraten die Position, dass separate Einrichtungen für Schüler getrennt nach Hautfarbe den Gleichheitsgrundsatz der Verfassung der Vereinigten Staaten verletzen. Der Oberste Gerichtshof schloss sich dieser Argumentation mit seinem Grundsatzurteil vom 17. Mai 1954 einstimmig an und hob damit die vorher fast 100 Jahre geltende Rechtsprechung auf.

			Derrick Bell präsentierte in seinem Artikel zum ersten Mal seine Grundprämisse, nämlich die Vorstellung, dass weiße Personen Bemühungen zur Verbesserung der Lage der Schwarzen nur dann unterstützen, wenn es in ihrem eigenen (zum Beispiel wirtschaftlichen) Interesse läge. Bell wiederum hatte mit Kimberlé Crenshaw eine Studentin, die heute wohl das bekannteste Gesicht der Bewegung ist. Sie lehrt an der University of California und fungierte lange Jahre auch in Berlin als Präsidentin des mittlerweile geschlossenen »Center for Intersectional Justice«.

			Eine Art Opferhierarchie

			Crenshaw führte den Begriff »Intersektionalität« in die Critical Race Theory ein, der von einer Gleichzeitigkeit verschiedener Diskriminierungen gegenüber einer Person ausgeht. Gemeint sind also Kategorien wie schwarz, schwul, arm etc. – immer abweichend gesehen von der Norm der weißen Durchschnittsbevölkerung. »Der Grundgedanke von Intersektionalität ist, Diskriminierungs-, Unterdrückungs- und Herrschaftsformen nicht isoliert voneinander, sondern in einer gegenseitigen Verschränkung und Durchdringung zu sehen«, heißt es dazu auf der Seite der Bundeszentrale für politische Bildung.131

			Auch grüne Bundestagsabgeordnete greifen auf diese Definition zurück: »Verschiedene Diskriminierungsformen stehen nicht im luftleeren Raum«, erklärt etwa die 26-jährige »Queer-Feministin« und Grünen-Politikerin Emilia Fester auf ihrer Homepage. »Eine Frau, die Kopftuch trägt, erfährt eine andere Art von Sexismus als eine Frau ohne, weil sich ihr gegenüber sexistische Feindseligkeit mit solchen des anti-muslimischen Rassismus paaren.« 132

			Letztlich geht es darum, den Vorteil der eigenen Gruppe als universelle Moral zu verkaufen. Übersetzen lässt sich Intersektionalität deshalb mit dem einfachen Begriff Opferhierarchie. Sind Sie ein alter, weißer Mann, dann stehen Sie ganz unten in der Gesellschaftspyramide, da Sie laut »woker« Logik niemals Rassismus, Sexismus oder andere Diskriminierungen erfahren haben.

			Als schwarze Einwanderin hingegen – am besten auch noch homosexuell, körperlich beeinträchtigt oder idealerweise alles zusammen – sind sie ganz oben in der Opferhierarchie. Umso mehr vermeintliche Diskriminierungen ich angeben kann, desto mehr Ansprüche kann ich stellen. Ansprüche, die eine strukturell-rassistische Gesellschaft erfüllen soll.

			Nun stellt sich jedoch die Frage: Kann die weiße Mehrheitsgesellschaft ihren Rassismus überhaupt überwinden? Die Antwort der Critical Race Theory lautet: Nein, denn er ist allgegenwärtig und strukturell verankert. Natürlich kann ein struktureller Rassismus im Gegensatz zum individuellen Rassismus niemals empirisch nachgewiesen werden. Doch auch hierfür wusste sich die Critical Race Theory Abhilfe zu schaffen: Jeder statistische Unterschied zwischen Weißen und Schwarzen auf dem Arbeitsmarkt, in Bildungseinrichtungen oder bei der Zusammensetzung von Parlamenten, der proportional zugunsten von Weißen ausfällt, wird ganz einfach als Beleg für strukturellen Rassismus gewertet.

			Was kann also Abhilfe schaffen? Klar, nur eine Quote. Alle Forderungen unserer Zeit, Quoten einzuführen, seien es Frauenquoten in der Politik oder Quoten für Personen mit Migrationshintergrund in der Verwaltung, basieren auf dieser theoretischen Grundlage. Die Qualifikation einer Person rückt in den Hintergrund, stattdessen steht plötzlich wieder die Rasse im Fokus.

			Weiße Zerbrechlichkeit

			Wobei Rasse dabei nicht als biologisch-genetische Angelegenheit verstanden werden soll, sondern als sozial konstruiert beschrieben wird. In dieser rassistischen Umgebung werden Personen durch Zuschreibungen und körperliche Merkmale »rassifiziert« (»racialization«) und ausgegrenzt. Dieser Prozess geht mit der Unsichtbarmachung des »Weißseins« als einer neutralen und damit normierenden Position einher, die mit strukturellen Vorteilen und Privilegien verbunden ist (»white privilege«). Und so wird deutlich: Für weiße Personen gibt es keinen Ausweg aus dieser Ideologie.

			Im Juni 2018 veröffentlichte die antirassistische Aktivistin und Soziologin Robin J. DiAngelo das Buch »Weiße Zerbrechlichkeit – warum es so schwer für weiße Menschen ist, über Rassismus zu sprechen«133, das in den US-Bestsellerlisten sofort durch die Decke ging. Ihr entwickeltes Konzept der »white fragility« stammt bereits aus dem Jahr 2011. DiAngelo versuchte damit zu erklären, weshalb weiße Menschen so unfähig seien, sich ihres eigenen Rassismus bewusst zu werden. Auch hier geht es beim Thema Rassismus weniger um die Beziehung von Mensch zu Mensch, also einer individuellen Herabsetzung aufgrund der Hautfarbe, sondern um ein System »weißer Vorherrschaft«, die durch die vermeintlich dominante Gruppe der Gesellschaft ausgeübt wird.

			Für DiAngelo gibt es nun zwei Möglichkeiten: Entweder weiße Menschen erkennen sowohl das rassistische System als auch damit verbunden ihren eigenen Rassismus an und beginnen einen langen Prozess der antirassistischen Läuterung – was zunächst wohl die wenigsten machen würden. Oder aber sie wollen es nicht zugeben, dass ein solches System existiert. Sie leiden also an »weißer Zerbrechlichkeit«. Sie drücken sich, wenn sie damit konfrontiert werden. Sie werden wütend und aufbrausend, wenn man sie als Rassisten bezeichnet. Sie leisten Widerstand.

			»Antirassismus« gewinnt in diesem Zusammenhang tatsächlich sektenhafte Züge, wenn die Autorin davon spricht, dass »aktiver Antirassismus« eine »lebenslange Verpflichtung« und ein »fortlaufender Prozess« sei. Mitunter wirkt die Ideologie sogar sadistisch. Gerade weiße Frauen brächen bei direkter Konfrontation mit ihrem eigenen Rassismus häufig in Tränen aus, berichtet DiAngelo. Ein Erbarmen bräuchten sie nicht zu erwarten. Diese »white tears« seien als politischer Akt zu verstehen. Jene Frauen wollen die Aufmerksamkeit auf sich lenken, zeigen sich verletzt, was wiederum als positiver Beweis für ihre »weiße Zerbrechlichkeit« zu werten ist. Innerlich wüssten diese Personen ganz genau um ihren Rassismus.

			Hier zeigt sich also wie brandgefährlich die Denkweise für eine freie Gesellschaft ist: »White fragility« macht es von vornherein unmöglich, Vorwürfe des Rassismus zu widerlegen. Wenn man auch nur ein winziges Stück Entgegenkommen zeigt oder sich verteidigen will, ist man sofort in einem Argumentationsmuster gefangen, aus dem es keinen Ausweg gibt. Unterwirft sich hingegen jemand der moralischen Erpressung, ist er lebenslang ein aktivistischer Teil des Ganzen – ein im Grunde simpler wie genialer Schachzug der »Antirassisten«.

			Eine umfassende Form des Rassismus

			Doch die Critical Race Theory verlangt nicht nur eine Umdeutung des Rassismusbegriffs, das heißt die Erkenntnis, dass struktureller Rassismus weißen Mehrheitsgesellschaften stets inhärent ist. Nein, am liebsten würde sie ihn gleich gänzlich loswerden. An seine Stelle soll das Konzept der »white supremacy« treten, das gemäß Anhängern der Critical Race Theory eine bessere Beschreibung des ausbeuterischen Weltgeschehens ermöglicht.

			»Weiße Vorherrschaft ist das unbenannte politische System, das die Welt zu dem gemacht hat, was sie heute ist«, schrieb der jamaikanische Philosoph Charles W. Mills in seinem 1997 erschienenen Buch »The Racial Contract«.134 Dieses global agierende System sei »ein bestimmtes Machtgefüge aus formeller und informeller Herrschaft, sozioökonomischen Privilegien und Normen für die unterschiedliche Verteilung von materiellem Reichtum und Chancen, Nutzen und Lasten, Rechten und Pflichten.« Jene Definition findet sich bis heute in den meisten Schriften der Critical Race Theory wieder, auch unter den deutschsprachigen Aktivisten wie Emilia Roig.

			Der Fokus der Kritik richtet sich gerade nicht auf offen rassistische Weiße, sondern explizit alle Menschen weißer Hautfarbe. So verdeutlichte David Gillborn, Professor an der University of Birmingham, schon 2005, dass »white supremacy« nicht nur im Sinne des üblichen Fokus auf das »faschistische Auftreten kleiner Neonazi-Gruppen« verstanden werden soll, sondern als »selbstverständliche routinemäßige Privilegierung weißer Interessen, die im politischen Mainstream unbemerkt bleibt«.135

			Diese Beschreibung eines weißen Machtsystems müsse das Konzept des Rassismus ersetzen, da Letzteres dazu neige, den Fokus auf offenkundig rassistische Praktiken zu legen, »die keineswegs die ganze Wahrheit sind«. Der Rückzug auf eine individuelle Verantwortung wird also verneint, schließlich sind alle weißen Menschen Nutznießer dieses Systems, »ob sie wollen oder nicht«, wie Gillborn es ausdrückt.

			Ganz gleich, ob eine weiße Person ökonomisch vor dem Abgrund steht und nicht weiß, ob er oder sie die nächste Monatsmiete zahlen kann – ganz unten kann die Person nie ankommen, denn ihre weiße Hautfarbe verspricht Rettung. »Weißsein behält stets seinen Wert als Trostpreis«, erklärte Cheryl Harris, ihres Zeichens Professorin an der University of California, 1993 im Aufsatz »Weißsein als Besitz«. »Es bedeutet nicht, dass alle Weißen gewinnen werden, sondern einfach, dass sie nicht verlieren werden, wenn Verlieren definiert wird als am unteren Ende der sozialen und wirtschaftlichen Hierarchie zu stehen – die Position, zu der Schwarze verdammt sind.«136

			Das Machtsystem, in dem Weiße »individuell und kollektiv« profitieren, allein durch die »Herrschaft des weißen Rassenprivilegs«, bietet für Minderheiten keinen Schutz, wissen deshalb auch die Pädagogik-Professorinnen Sabina Vaught und Angelina Castagno. Denn: »Weiße rassische Macht durchdringt jede Institution«, wie sie 2008 in ihrem Essay »Ich glaube nicht, dass ich rassistisch bin« erklärten.137

			Kontrolle und Herrschaft

			Es ist somit auch kein Zufall, dass sich die »Critical Race Theory« aus dem Denken einer juristischen Fakultät bzw. der »Critical Legal Theory« entwickelte. Denn das imaginäre rassistische Gefüge der Mehrheitsgesellschaft kann nur zerschlagen werden, wenn gesetzliche Restriktionen den Anteil von Weißen in allen Institutionen mindern und wenn der Einfluss der autochthonen Bevölkerung minimiert wird.

			Bereits 1998 verdeutlichte Kimberlé Crenshaw, die Grande Dame der »Kritischen Rassentheorie«, eine ihrer Kernthesen: Das Gesetz produziert soziale Macht und ist das Produkt sozialer Macht.138 Es geht um Kontrolle und Herrschaft. Ganz im Sinne des postmodernen Denkens muss das jetzige System dekonstruiert werden. Denn auch Wissen, Logik oder Vernunft sind lediglich Instrumente, die von weißen Menschen erfunden wurden, um ihre »white supremacy« zu erhalten.

			»Wissen wird immer noch als universell, objektiv und neutral betrachtet«, beklagte etwa die Aktivistin Emilia Roig im Deutschlandfunk Kultur. »Wir müssen anerkennen, dass Wissensproduktion immer noch von weißen Menschen, männlichen Menschen und Menschen aus dem globalen Norden dominiert wird.«139 Noch drastischer formulierte es der Historiker Noel Ignatiev vor 25 Jahren, als er die Abwicklung des problematischen »sozialen Konstrukts« von »whiteness« erörterte: »Der Schlüssel zur Lösung der sozialen Probleme ist die Abschaffung der weißen Rasse.«140

			Die Umdeutung der Rassismusdefinition

			Und so bestimmen zwei Grundprämissen die linke NGO-Szene: Das Streben nach Gleichheit, gepaart mit der Analyse durch eine »intersektionale« Brille. Fast alle linken Lobbyvereine sind durchdrungen von diesen Gedanken. Bei den Anhörungen des Kabinettausschusses gegen Rechtsextremismus und Rassismus war 2020 beispielsweise auch der Antidiskriminierungsverband Deutschland (advd) anwesend. Der Verein erhielt von 2020 bis 2024 über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« rund 2,4 Millionen Euro an staatlichen Fördermitteln.

			Die Geschäftsführerin des advd, Eva Andrades, kritisierte bereits 2018 in einem Beitrag für die Broschüre »Rassismus und Justiz«141 des ebenfalls staatlich finanzierten Migrationsrats Berlin: »Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ist auf die individuelle Ebene beschränkt und spricht Rassismus nicht als gesamtgesellschaftliches Problem an.« Deshalb müsse man versuchen, »für Deutschland eine Critical Race Theory (CRT) zu entwickeln«. Diese setze voraus, »dass institutioneller Rassismus als Machtinstrument und Machtbasis für die Vorherrschaft der weißen Mehrheitsgesellschaft existiert.«

			Die Umdeutung der Rassismusdefinition – weg von der individuellen Verantwortung hin zu einem strukturellen Problem – wird also auch in Deutschland seit Jahren vorangetrieben werden. Entsprechend äußerten sich nicht nur der advd, sondern auch zahlreiche andere Organisationen und Wissenschaftler, die sich in ihrer Arbeit an der »Kritischen Rassentheorie« orientieren, bei den Voranhörungen des Kabinettausschusses.

			Und siehe da: Die Lobbyarbeit der Aktivisten schien zu fruchten. Es sei bei den Anhörungen von der Wissenschaft bestätigt worden, dass »ein Nachholbedarf bei der rechtswissenschaftlichen Forschung zu Rassismus besteht«142, hieß es im Abschlussbericht der Bundesregierung. Insbesondere »die aus dem US-amerikanischen Diskurs stammende Critical Race Theory« würde »nur unzureichend zur Kenntnis genommen«. Dass die Ideologie damit erstmals Einzug erhielt in ein offizielles Dokument aus den Ministerien, war ein wichtiger Etappensieg für entsprechende Lobbygruppen.

			Antirassistische Szene

			Der durchschlagende Erfolg wurde auch durch den Posten der Antirassismusbeauftragten deutlich, den die Ampelkoalition im Februar 2022 schuf. Denn in der Behörde von Reem Alabali-Radovan (SPD) bezieht man sich in offiziellen Dokumenten explizit auf Erklärungen aus der Critical Race Theory.

			Struktureller Rassismus könne »als ein historisch tradierter und kontinuierlich strukturierender Prozess der (negativen) Vergesellschaftung begriffen [werden], der sich oftmals dem individuellen Bewusstsein entzieht. Mit diesem breiteren Verständnis – auch ›struktureller Rassismus‹ genannt – wird eine Perspektive auf die gesamte Gesellschaft eingenommen, in der rassistische Wissensbestände und Praktiken bereits so normalisiert sind, dass es neben absichtlichen auch permanent zu unabsichtlichen rassistischen Effekten kommen kann.«143

			Weiterhin haben die entsprechend gepolten Vereine gerade bei den Parteistiftungen ihren Fuß in der Tür. Gemeinsame Veranstaltungen, Treffen und Debatten über das Thema Rassismus sind gang und gäbe. Einer der Dreh- und Angelpunkte der »antirassistischen Szene« ist beispielsweise das Gunda-Werner-Institut für Feminismus und Geschlechterdemokratie, das der Grünen-nahen Heinrich-Böll-Stiftung angegliedert ist, die staatlich finanziert wird.

			Gemeinsam mit dem Berliner »Center for Intersectional Justice« ehrte man beispielsweise im April 2019 die Grande Dame der »Critical Race Theory«, die US-Amerikanerin Kimberlé Crenshaw, mit einer feierlichen Gala, um auf 30 Jahre Intersektionalität anzustoßen.144 Die Veranstaltung fand in den Räumen der Heinrich-Böll-Stiftung statt. Politischer Einfluss, der kaum unterschätzt werden kann. Denn er weitete sich über die Jahre immer mehr aus.

			Quotenprinzip statt Leistungsprinzip

			Und der politische Einfluss zeigt sich auch in den Ministerien: Im August 2021 beklagten sich Autoren des Mitarbeitermagazins des Auswärtigen Amtes InternAA darüber, dass die Behörde zu weiß und zu männlich sei. »Weiße Privilegien« seien zu hinterfragen und struktureller Rassismus zu bekämpfen.145 Seit geraumer Zeit gründen sich deshalb zahlreiche Initiativen rund um die Behörde, die mehr Diversität einfordern. So etablierte Tiaji Sio, Nachwuchsdiplomatin im Auswärtigen Amt, den Verein »Diplomats of Color«.

			Sio geht es darum, die Institutionen von innen heraus zu verändern. Das Leistungsprinzip soll durch das Quotenprinzip ersetzt werden. »Die Beschäftigtenstruktur in der Bundesverwaltung« spiegele »die gesellschaftliche Diversität noch nicht ausreichend wider«146, bemängelte sie in einem Interview. Das müsse geändert werden. Die in Frankfurt am Main aufgewachsene Politikberaterin führt nun seit Februar 2024 das Projekt »Re:Form«, das einen Umbau der Verwaltung anstrebt. »Verwaltung und Staat brauchen eine neue Gestalt«, heißt es auf der Homepage.

			Die Netzwerke in Politik und Medien sind engmaschig. Gemeinsam mit dem Bundesinnenministerium initiierte die NGO bereits »staatlich-zivilgesellschaftliche Koordinierungsrunden«.147 Der Weg in die Medien ist ebenfalls nicht weit: Fellow bei »Re:Form« ist beispielsweise Georg Diez, bekannter Spiegel- und Zeit-Autor.

			Antwort aus dem Antirassismus-Lehrbuch

			Selbst Institutionen wie die Bundeswehr wollen bei diesem Thema nicht hintanstehen. Schon 2021 lud die Flugabwehrraketengruppe 61 eine »ausgewiesene Expertin« ein, wie die »Bundeswehr in Schleswig-Holstein« auf ihrer Facebook-Seite verkündete, um die Soldaten über Rassismus zu belehren: die Vizepräsidentin des Schleswig-Holsteinischen Landtags, Aminata Touré von den Grünen.148

			Touré gilt als eine der entschiedensten Vertreterinnen der linken Identitätspolitik in Deutschland. Sie forderte in zahlreichen Interviews Migrantenquoten und kritisierte mehr als einmal den strukturellen Rassismus, der hierzulande grassiere.

			Offenbar fruchtete der Vortrag von Touré. Als sich in den Facebook-Kommentaren bei einigen Nutzern der Frust darüber entlud, dass sich auch die Bundeswehr einer »Staatserziehung à la DDR« hingebe und dass man sich Identitätsvernarrten anvertraue, die Menschen wieder nach Hautfarben sortierten, hatte die Bundeswehr die passende Antwort wie aus dem Antirassismus-Lehrbuch parat: Einen Rassismus gegen Weiße könne es in weißen Mehrheitsgesellschaften niemals geben, schrieb Klaas vom Social-Media-Team der Truppe.

			Damit schloss er sich unwidersprochen einer Rassismusdefinition an, die aus der »Critical Race Theory« stammt und die auch von Touré vertreten wird. Dem universal-europäischen Rassismusbegriff, wonach Diskriminierung aufgrund von äußerlichen Merkmalen rassistisch ist, kehrt man also auch bei der Bundeswehr zunehmend den Rücken zu.

			

			9. Steuerfinanziert nach Hautfarben trennen

			Im Schatten dieser Ideologie haben sich in den vergangenen Jahren zahlreiche Vereine etabliert, die nicht nur Millionen an Steuermitteln aus Bundes- und Landesministerien erhalten, sondern auch beste Kontakte in die Politik pflegen. 2012 gründete sich »Each One Teach One«, ein »Community-basiertes Bildungs- und Empowerment-Projekt in Berlin«, das sich »für die Interessen Schwarzer, afrikanischer und afrodiasporischer Menschen in Deutschland und Europa« einsetzt. Von 2020 bis 2024 erhielt der Verein über das Programm »Demokratie leben!« aus dem Bundesfamilienministerium rund 2,8 Millionen Euro.149 Dazu kamen von 2019 bis 2023 knapp 2,9 Millionen Euro aus der Berliner Senatsverwaltung, wie ein Blick in die Zuwendungsdatenbank der Hauptstadt zeigt.150 Auch international agierende Stiftungen wie die Open Society Foundations des US-Milliardärs George Soros bezuschussten EOTO allein von 2018 bis 2023 mit rund 2 Millionen Euro.

			Der Verein veranstaltet zahlreiche Events, die ausschließlich für schwarze Menschen sind. Weiße Personen sind ausdrücklich nicht eingeladen. So kreiert EOTO regelmäßig ein »Safe Space für queere, trans* und gender-questioning Schwarze Menschen«151 und wirbt dafür auf Instagram mit den folgenden Worten: »Wenn ihr Schwarz & zwischen 16 und 27 Jahre alt seid, kommt gerne vorbei.« An anderer Stelle lädt die Gruppe ausschließlich »Black Kids« für ein Herbstferien-Programm ein.

			

			Das Geld soll weiter fließen

			Schon im Kindesalter soll augenscheinlich streng nach Hautfarben getrennt werden. Wie wäre wohl das Echo, wenn ein steuerfinanzierter Verein Veranstaltungen ausschließlich für weiße Menschen organisieren würde? In Deutschland sah sich bislang keine Regierung genötigt, dem Lobbyverein die Gelder zu streichen. Ganz im Gegenteil: Vor allem die Ampelkoalition pflegte beste Kontakte zu »Each One Teach One«.

			So lud Familienministerin Lisa Paus am 15. Februar 2024 zum wiederholten Male einen Vertreter des Vereins ins Familienministerium ein. Gemeinsam mit anderen zivilgesellschaftlichen Vertretern erörterte man die Frage, wie »Menschen mit Einwanderungsgeschichte die derzeitige Stimmung in Deutschland« erleben würden.152 Wie könne die Politik sie vor Anfeindungen schützen?

			Die Antwort lautete naturgemäß: Wir brauchen mehr Geld! »Nach jahrzehntelangen Forderungen hoffen wir, dass die Politik spätestens jetzt versteht, verstärkt in Bildung und Empowerment investieren zu müssen, um den Kampf gegen Anti-Schwarzen Rassismus und andere Formen von Diskriminierung und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit zu stärken und eine Kultur der Vielfalt und Gerechtigkeit zu fördern, die allen Menschen dient«, erklärte Angelo Camufingo von EOTO, der als Diversity-Berater tätig ist.

			Eifrig versprach die anwesende Familienministerin Paus: »Eines ist ganz klar: Wir kämpfen dafür, dass zivilgesellschaftliche Organisationen auch in Zukunft ihre Arbeit fortführen können und dafür die entsprechende Unterstützung erhalten.« Das Geld soll also weiter – fließen.

			

			Linke Identitätspolitik in der Union

			Doch nicht nur bei den Grünen ist der Verein bestens vernetzt. Jahrelang arbeitete auch die Berliner CDU-Politikerin Wanjiru Njehiah153 bei »Each One Teach One«. Ihre Personalie ist der Beweis, wie linke Identitätspolitik immer häufiger den Weg in die Union findet. Seit April 2024 ist das CDU-Mitglied Njehiah neue Antidiskriminierungsbeauftragte für Berliner Schulen, eingesetzt von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie unter Katharina Günther-Wünsch (CDU), der Lebensgefährtin des Regierenden Bürgermeisters Kai Wegner (CDU).

			Was in der CDU offenbar niemanden interessiert: Als postkoloniale Aktivistin der ersten Stunde ist Njehiah überzeugte Anhängerin der Critical Race Theory und half dabei, die Prämissen dieser Theorie in Deutschland zu verankern. Von Juli 2020 bis Juni 2022 war sie in leitender Funktion bei »Each One Teach One« tätig, einem Verein, dessen Mitarbeiter stolz erklären: »Vor allem machen wir Projekte, die ausschließlich für Schwarze Menschen sind.«154

			Njehiah und ihre Mitstreiter wollten das aus den US-Universitäten stammende Konzept der Intersektionalität in Deutschland fest verankern. 2021 konzipierte und entwarf die CDU-Politikerin deshalb die 123-seitige und steuerfinanzierte Broschüre: »Grundlagen, Strukturen, Intersektionen«.155 In dieser klären 22 Autoren über anti-schwarzen Rassismus auf.

			So klagt die Kreuzberger SPD-Politikerin Karen Taylor im Heft über eine »weiße Dominanzgesellschaft«, »weiße Strukturen« und »auch weiße Förderstrukturen«. Was besonders komisch wirkt, denn der Verein »Each One Teach One« wird vom Bund wie mehrfach beschrieben mit Millionen Euro an Steuermitteln gefördert. Auch der CDU-geführte Senat in Berlin überweist jährlich horrende Summen an den postkolonialen Verein.

			Im Heft rechnen die Autoren mit der strukturell-rassistischen, weißen Mehrheitsgesellschaft ab. Die Genderwissenschaftlerin Maureen Maisha Auma kritisiert ein fortwährendes »institutionelles Weißsein«. Diversity-Coach Miriam Siré Camara ist der Meinung, Gesichtserkennungssoftware sei »von weißen männlichen Menschen produzierte rassistische Algorithmus-Voreingenommenheit«.

			Mirjam Nuenning, Gründerin des »afrodiasporischen Kindergartens« Sankofa in Berlin156, den nur schwarze Kinder besuchen, kritisiert: »Weiße Lebenswirklichkeiten, Bedürfnisse und Perspektiven werden in unseren Kindergärten und Schulen mit einer meist unhinterfragten Selbstverständlichkeit ins Zentrum gestellt.«

			Weiße Menschen sind in dieser Welt die Wurzel allen Übels. Sie gelten als schuldige Menschen, die ein noch immer tief verinnerlichter Rassismus antreibt. Genau aus jener linken Aktivistenbubble kommt auch Wanjiru Njehiah. Die Union verhilft den Aktivisten damit zu Bürokratieposten, die fürstlich dotiert sind. Von dieser Position aus können sie die Ideologie der Critical Race Theory in Schulen und Bildungseinrichtungen implementieren.

			Keine weißen Wissenschaftler

			Von Juli 2019 bis Mai 2021 bezuschusste auch die Antidiskriminierungsstelle des Bundes ein Projekt des Vereines mit rund 177 000 Euro. Daraus ging schließlich der »Afrozensus 2020«157 hervor, den EOTO Ende Dezember 2021 vorstellte. Dieser ging der Frage nach, wie rassistisch Deutschland eigentlich ist und wie stark schwarze Personen hierzulande von Diskriminierung betroffen sind.

			Die Untersuchung erhob den Anspruch, »die zahlreichen Facetten intersektionaler Realitäten von Schwarzen, queeren, disableisierten, alten, jungen, ressourcenarmen, materiell privilegierten, inhaftierten, religiösen, atheistischen, nicht-binären Black Lives« sichtbar zu machen.

			Gleichzeitig klopfte man sich dafür auf die Schulter, dass an diesem Projekt keine weißen Wissenschaftler in Führungspositionen mitgearbeitet hatten: »Der Afrozensus kann seine Ziele nur erreichen, wenn sichergestellt ist, dass Schwarze Perspektiven und Forschende das Projekt leiten und maßgeblich bestimmen – dies muss im Sinne von Black Leadership organisational und personell sichergestellt sein.«

			Das Team um den Sozialwissenschaftler Daniel Gyamerah machte somit schon in der Einleitung klar, was der Leser hier erwarten konnte. Die Forscher von »Each One Teach One« und der Denkfabrik »Citizens For Europe« (CFE), welche die Befragung betreuten, fühlen sich durchweg der »Critical Race Theory« und postkolonialistischen Ansätzen verbunden.

			Sie gehen also a priori von einer Opferhierarchie aus, in der die weiße Mehrheitsgesellschaft einen strukturellen Rassismus ausübt und in der Schwarze nicht nur individuell, sondern auch systematisch diskriminiert werden. Entsprechende Studien wie der Afrozensus bestätigen also, was von entsprechend geneigter ideologischer Seite als »Wahrheit« festgelegt wurde.

			Die Ergebnisse der Studie waren somit keinesfalls überraschend: Rassismus gegen Schwarze sei in Deutschland allgegenwärtig. Demnach sahen sich etwa zwei Drittel der rund 5700 Studienteilnehmer aufgrund von rassistischen Zuschreibungen in Schulen und Universitäten schlechter benotet als weiße Mitschüler oder Kommilitonen. In Arztpraxen vorgetragene Beschwerden wurden laut zwei Dritteln der Befragten nicht ernst genommen. Mehr als die Hälfte gab an, schon einmal grundlos von der Polizei kontrolliert worden zu sein.

			

			Auch die Wahrnehmung der Bedrohung an öffentlichen Orten fügte sich in diese Aussagen ein. Während bei einer Dimap-Umfrage im Jahr 2017 eine Mehrheit der deutschen Bevölkerung erklärte, sich in der Öffentlichkeit am meisten von Ausländern und Flüchtlingen bedroht zu fühlen158, gaben die Afrozensus-Befragten an, an öffentlichen Plätzen sich am häufigsten von »Polizei«, »Neonazis oder Rechtsextremen« und »weißen Männern« eingeschüchtert zu fühlen. Rund acht von zehn Afrozensus-Befragten befürchteten zudem, im öffentlichen Raum beschimpft zu werden.

			Nicht repräsentativ

			In vielen Medien – von der Frankfurter Rundschau über die Deutsche Welle bis hin zur Frankfurter Allgemeinen Zeitung – wurde die Studie nun als Beweis gedeutet, wie rassistisch dieses Land ist. Doch sie hatte ein entscheidendes Manko: Sie war überhaupt nicht repräsentativ. Alle Befragten wurden laut Afrozensus nicht per Zufallsstichprobe ermittelt (was aufgrund der ethnischen Komponente auch schwer umsetzbar wäre), sondern mit Hilfe von »15 Schwarzen Organisationen aus sechs Bundesländern«, zahlreichen Einzelpersonen und Antidiskriminierungsstellen angesprochen. Die Teilnehmer konnten sich per Einladung auf der Netzseite des Afrozensus anmelden und die Fragen dann online beantworten.

			Somit ist klar: Gefragt wurden Personen aus dem Umfeld der »antirassistischen« Lobbygruppen. »Aufgrund des Samplingverfahrens sind die Ergebnisse des Afrozensus nicht auf die Grundgesamtheit verallgemeinerbar«, gaben die Autoren zu. Tatsächlich waren 70,3 Prozent der Teilnehmer heterosexuelle Frauen, die meisten im Alter zwischen 20 und 39. Darüber hinaus besaßen 91,9 Prozent der Befragten ein Abitur, 47,6 Prozent sogar einen Hochschulabschluss. Zum Vergleich: Einen selbigen besitzen laut Statistischem Bundesamt nur 8,6 Prozent aller Personen mit afrikanischem Migrationshintergrund und 17,3 Prozent der Gesamtbevölkerung in Deutschland.

			Die durchschnittliche Befragte war also eine schwarze, weibliche Akademikerin aus der Mittelschicht. Eine sonderlich große Verbindung zu Afrika gab es dabei trotz häufigem identitärem Bezug auf den Kontinent nicht. 63 Prozent der Befragten sprachen keine afrikanische Sprache.

			Von Objektivität wollen die Autoren des Afrozensus laut eigener Aussage ohnehin nichts wissen. Die Forschung soll »in allererster Linie zum Empowerment, zur Selbstermächtigung, unserer Communities beitragen«, heißt es im Text. Es dürfe nicht angenommen werden, die Autoren hätten keine Positionierung. »Unser ›wir’ ist Schwarz positioniert«, erklären die Sozialwissenschaftler. Und so ist es in erster Linie eine Umfrage von schwarzen Aktivisten für schwarze Aktivisten.

			Eigenwillige Geschichtsauslegung

			»Unsere Präsenz ist seit Jahrhunderten Teil deutscher Geschichte«, führten die Autoren aus. Genauso lange würden Schwarze in Deutschland bereits diskriminiert werden. »Anti-Schwarzer Rassismus ist eine spezifische Form des Rassismus und hat in Europa und Deutschland seit der Zeit der Versklavung Tradition«, resümierten die Forscher.

			Die reichlich eigenwillige Geschichtsauslegung setzte sich fort: Die westliche Moderne wurde nicht etwa durch die industrielle Revolution, sondern »wesentlich durch die Ausbeutung und Verschleppung afrikanischer Menschen und des afrikanischen Kontinents ermöglicht«, wussten die Forscher. »Das durch Versklavungsgewinne ermöglichte Mäzenatentum, also das Sponsoring von Kunst, klassischer Musik und Wissenschaften und Universitäten war ein weiterer konstitutiver Baustein der westlichen Moderne.«

			Seit diesen Zeiten hat sich auch eine andere Sache kaum geändert: Die meisten autochthonen Deutschen seien sich ihres eigenen Rassismus gar nicht bewusst. »Das gesellschaftlich breit geteilte Selbstverständnis als ›nicht rassistisch‹ wirkt mit einer Unkenntnis über die Prägekraft historisch gewachsenen Anti-Schwarzen-Rassismus in heutigen sozialen, politischen und wirtschaftlichen Zusammenhängen zusammen«, bemängelten die Studienmacher. Dieses Verhalten ermögliche die Verleugnung von Rassismus gegen Schwarze, besonders auf »institutioneller« und »struktureller« Ebene. Und genau auf dieser Ebene, der institutionellen, sollen Veränderungen her.

			Die Autoren plädierten für ein knallhartes identitätspolitisches Rassenbewusstsein, in der »woken« Welt auch als »Empowerment« bekannt. »Empowerment bedeutet, von einer Position der gefühlten Machtlosigkeit zu einer individuellen und kollektiven Position der Ermächtigung mit Handlungs- und Gestaltungsmacht zu gelangen«, hieß es im Text. In diesem Prozess könne ein »Schwarzes Bewusstsein (Black Consciousness) neue Handlungsspielräume eröffnen«.

			Skurrile Ansprüche

			Zusätzlich forderten die Studienautoren konkrete politische Maßnahmen. Der Bundestag solle eine »Expert*innenkommission Anti-Schwarzer Rassismus« einsetzen. Dieses Vorhaben wurde von der Bundesregierung später auch tatsächlich umgesetzt. Die Lobbyarbeit der NGO-Szene wirkt.

			Im »Afrozensus 2020« hieß es weiter: Beratungsstellen für Betroffene von anti-schwarzem Rassismus müssten flächendeckend etabliert und um ein deutschlandweites Monitoring ergänzt werden, natürlich unter »Leitung und Fachaufsicht« von schwarzen Lobbygruppen. Eine entsprechende Meldestelle soll beispielsweise noch in diesem Frühjahr in Nordrhein-Westfalen starten.

			In der Erinnerungspolitik sollten laut Afrozensus die postkolonialen Ansätze verstärkt werden. Dazu zählen auch »angemessene Restitutionen und Reparationen«, die »direkt mit den Vertreter*innen der Herkunftsgesellschaften und Nachfahren der von deutschem Genozid und Kolonialgewalt betroffenen Gemeinschaften erfolgen muss«. Auch an weiteren Stellen in der Studie wird mehr Geld und mehr Förderung von »antirassistischen« Initiativen verlangt.

			Mitunter können die Ansprüche auch recht skurril wirken: Knapp 38 Prozent aller Afrozensus-Befragten berichteten von »ungefragtem Anfassen von Haut und Haaren« als Diskriminierungserfahrung. Zusätzlich würden viele »People of Color« auch bei deutschen Friseuren auf Unverständnis und Unfähigkeit in der Frage eines passenden Haarschnitts treffen. Daher forderten die Autoren des Afrozensus eine »handwerkliche und entgeltliche Anerkennung Schwarzer, afrikanischer und afrodiasporischer Hairstylist*innen von Relevanz, die keine Friseur*innenausbildung in Deutschland durchlaufen haben«.

			Entscheidend für die Wissenschaftler blieb: Die im Dezember 2021 vorgelegte Arbeit sollte »als Auftakt und nicht als Schlussstrich« verstanden werden. Die Studienlage sollte dementsprechend auch künftig erweitert werden, denn weitere Umbaumaßnahmen der Gesellschaft seien dringend notwendig.

			Und so zeigte sich auch Maisha-Maureen Auma, afrodeutsche Professorin für »Diversity Studies« an der Universität Magdeburg-Stendal, bei der Vorstellung der Studie sehr zufrieden mit den Ergebnissen: »Der Afrozensus ist wegweisend für einen Institutionswandel auf dem Weg in eine rassismuskritische Gesellschaft.«

			

			»Migrantifa«

			Gleichzeitig verfügt der Verein EOTO auch über beste Kontakte in die linksradikale Szene Berlins. Auf Seiten der militanten Antifa hat sich seit wenigen Jahren eine neuartige Gruppierung etabliert, die sich selbst »Migrantifa« nennt.

			Das Kunstwort verrät bereits, was gemeint ist: Migranten und Kinder von Einwanderern versammeln sich unter dieser Losung in antifaschistischen Strukturen. Kaum verwunderlich: Die Migrantifa ist ebenfalls ein Kind der postmodernen Identitätspolitik. »Klassische linke Strukturen wie auch die Antifa in Deutschland sind mehrheitlich weiß dominiert und geben dem Kampf gegen rassistische Unterdrückung nicht genügend Raum«, erklärte eine Vertreterin im Juni 2020 in der taz.159 »Der große Unterschied zu weißdeutschen linken Strukturen ist, dass wir per se durch unsere Körper politisch sind. (…) Wir haben uns (…) unter dem Label Migrantifa zusammengefunden, um auf die gemeinsamen Erfahrungen mit rechtem, rassistischem und antisemitischem Terror aufmerksam zu machen und uns zu organisieren.«

			In Berlin etwa gibt es immer wieder gemeinsame Pressemitteilungen und Aktionen160 der örtlichen Migrantifa und schwarzen Lobbyvereinen wie EOTO oder der Initiative Schwarze Menschen in Deutschland (ISD), die beide großzügig über das Programm »Demokratie leben!« des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördert werden. Vom Staat geförderte Lobbygruppen arbeiten also eng mit der linksradikalen Szene zusammen.

			So wurden auch die deutschen »Black Lives Matter«-Demonstrationen in Berlin und Köln im Sommer 2020 größtenteils von Migrantifa-Gruppen organisiert. Wenig verwunderlich also, dass als zentrales Vorbild der Migrantifa die »Black Lives Matter«-Bewegung aus den USA diente. Deren Schlachtruf »Defund the Police« übernahm man auch für Deutschland. Man wolle hierzulande die »Polizei abschaffen«, erklärte eine Aktivistin in der taz.161 »Sie schützt die Bürger:innen nicht, sondern die Herrschenden und die Besitzverhältnisse.« Gleichzeitig sorgte der Auftritt der Migrantifa auch für hitzige innerlinke Diskussionen. Im Kern geht es um das Verhältnis zu Israel.

			Auf mehreren Kundgebungen, die von der Migrantifa organisiert wurden, sprachen Gruppen, die Israel als Apartheidstaat verurteilen und mit der BDS-Bewegung sympathisieren. Die ersten Diskussionen setzten bereits im Frühjahr 2020 ein, als auf einer Demonstration der Migrantifa Hessen die Evakuierung des griechischen Flüchtlingslagers Moria gefordert wurde, Israel als »Kolonialstaat« bezeichnet, »Palestine will be free – from the river to the sea« gesungen und mit »Yalla Intifada«-Rufen auf Terror gegen Israel angespielt wurde.162

			Auf der »Revolutionären 1. Mai-Demo« in Berlin war die Migrantifa ab 2021 erstmals Mitorganisator, wobei an der Spitze des Migrantifa-Blocks auch eine palästinensische Gruppe mitlief, die das Existenzrecht Israels in Frage stellte.163

			

			10. Aktivisten im Gewand des Wissenschaftlers

			Als die Große Koalition aus Union und SPD Ende 2020 verkündete, für den »Kampf gegen Rechts« in den nächsten Jahren über eine Milliarde Euro bereitzustellen, knallten auch beim »Deutschen Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung« (DeZIM-Institut) in Berlin-Mitte die Sektkorken. Kein Wunder, schließlich wurde das 2017 gegründete Zentrum in Stichpunkt 49 des Maßnahmenkatalogs des Kabinettsausschusses explizit erwähnt. Das DeZIM-Institut sollte demnach langfristig ausgebaut und gestärkt, »die Projektmittel dauerhaft erhöht werden«. Seitdem fließen die Fördermittel reichlich.

			Die Gründung wurde 2017 mit lediglich 185 000 Euro vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) bezuschusst. Ein Jahr später erhielt das Zentrum 3,5 Millionen Euro, 2019 bereits 4,2 Millionen Euro. Nach 8,6 Millionen Euro (2020), 11,1 Millionen Euro (2021), 15,4 Millionen Euro (2022) und 14,7 Millionen Euro (2023) wurden auch 2024 rund 13,1 Millionen Euro bewilligt, um Forschung, aber auch Politikberatung in Sachen Migration, Integration und (Anti-)Rassismus zu leisten.

			Gigantische Arbeitsbeschaffungsmaßnahme

			Damit hat sich DeZIM, das sieben wissenschaftliche Institute in sich vereint, zur wichtigsten Instanz in der deutschen Migrations- und Rassismusforschung entwickelt. Eine zentrale Rolle nimmt dabei die Soziologin Naika Foroutan ein, die seit 2017 als Direktorin des DeZIM-Instituts tätig ist und im Freitag den Kommunismus als »Utopie, der es sich lohnt, weiter nachzugehen«164 bezeichnete.

			

			Dazu belehrte sie 2023 im Focus die Deutschen, dass dieses Land »per se niemandem gehöre«.165 Sie freut sich ganz offensichtlich über den unablässigen Zustrom von Migranten: Deutschland sehe mittlerweile »anders aus, es ist jünger geworden, es spricht anders, es isst anders, es betet anders als früher«.

			Foroutans Aufsatz fing einen Zeitgeist ein, der mittlerweile zum guten Ton geworden ist. Was vor wenigen Jahren in zahlreichen Medien noch als rechtsextreme Panikmache verdammt wurde, wird mit ihren Worten nun zur unumgänglichen, aber positiven Entwicklung verklärt. »Das letzte Jahrzehnt hat Deutschland demografisch stark verändert. Die Diversität, die vor allem mit Migration verbunden wird, hat sich ausgeweitet«, schrieb die Politikwissenschaftlerin. Mittlerweile werden der demografische Wandel und seine Folgen also nicht mehr geleugnet, sondern begrüßt.

			Die gewiefte Netzwerkerin besitzt einen Lehrstuhl an der Humboldt-Universität zu Berlin, wo sie auch das Berliner Institut für empirische Integrations- und Migrationsforschung (BIM) leitet, das wiederum eines der Gründungsinstitute von DeZIM ist.

			Tatsächlich gleicht DeZIM einer gigantischen Arbeitsbeschaffungsmaßnahme für Soziologen, Politologen, Psychologen und Gender-Studies-Absolventen der Humboldt-Universität, die nur wenige Straßen entfernt liegt. Noch 2020, also drei Jahre nachdem das Institut seine Arbeit aufnahm, waren 45 von 98 auf der Internetseite aufgeführten wissenschaftlichen Mitarbeiter entweder an der HU tätig, hatten dort promoviert oder zumindest studiert. Fast immer kamen sie vom Institut für Sozialwissenschaften, an das auch Foroutans Lehrstuhl angegliedert war. Und die linksideologische Stoßrichtung des Sozialwissenschaftlichen Instituts an der Humboldt-Universität ist bundesweit berüchtigt.

			

			Kein empirischer Beleg

			Foroutan und der Großteil ihrer mittlerweile 213 Mitarbeiter am DeZIM-Institut nehmen in der Öffentlichkeit eine Art Aktivistenrolle ein, um den »strukturellen Rassismus« in der deutschen Mehrheitsgesellschaft zu bekämpfen und eine moderne Einwanderungsgesellschaft zu propagieren.

			Als Anhänger der »Critical Race Theory« verorten sie Rassismus nicht (nur) individuell, also von Mensch zu Mensch, sondern beschreiben ihn als »Dominanzstruktur«, die als System »sowohl intentional als auch nicht-intentional auf einer institutionellen und strukturellen Ebene über Generationen wirkt, Personen oder Gruppen benachteiligt und sie aus zentralen gesellschaftlichen Prozessen ausschließt«166, wie Foroutan es in einem Aufsatz für die Zeitschrift Aus Politik und Zeitgeschichte formulierte.

			Eine objektive Migrationsforschung ist vom DeZIM-Institut also nicht zu erwarten, denn der These vom angeblich vorhandenen strukturellen Rassismus werden keine alternativen Thesen gegenübergestellt, die mögliche Ungleichheiten etwa im Bildungssystem erklären könnten.

			Die Migrationsforscherin Sandra Kostner kritisiert das Institut um Naika Foroutan deshalb schon seit Jahren. »Die Theorie des strukturellen Rassismus wird von ihren Verfechtern seit nunmehr vier Jahrzehnten unverdrossen als Wahrheit verkündet«, erklärte sie in einem Interview mit mir.167 »Nur: Es gibt noch immer keinen empirischen Beleg dafür. Im Gegenteil: Empirische Studien widerlegen ein ums andere Mal die Theorie. Würde es stimmen, dass das Bildungssystem von rassistischen Normen und Verfahrensweisen durchzogen ist, die schwarze Amerikaner oder in Deutschland Kinder mit Migrationshintergrund benachteiligten, dann dürfte es keine riesigen Unterschiede im Bildungserwerb innerhalb dieser Gruppen geben.«

			

			Mittlerweile werde bereits »die Tatsache, dass Deutschkenntnisse eine Voraussetzung für einen erfolgreichen Schulbesuch sind, als Zeichen für strukturellen Rassismus gewertet, weil dadurch ja Herkunftsdeutsche bevorzugt würden«, beklagte Kostner. »Das ist faktisch richtig, aber es handelt sich hier nicht um Rassismus, sondern schlicht und einfach um eine funktionale Notwendigkeit. In der Wissenschaft muss man Begriffe klar und objektiv definieren, man kann sie nicht, wie dies manche tun, einfach auf alles anwenden, nur weil es dem eigenen Weltbild entspricht.«

			»Gesellschaftsministerin«

			Wenn aber klar ist, dass wir in Deutschland ein breitgestreutes rassistisches Problem haben, welche Forderungen leiten Foroutan & Co. dann daraus ab? Der derzeitige Status quo jedenfalls scheint trotz Fördergeldern in Millionenhöhe unbefriedigend. Es geht darum, den politischen Einfluss zu vergrößern.

			Foroutan lobte 2021 zwar den Maßnahmenkatalog der Bundesregierung als einen »großen Schritt in die richtige Richtung«. Doch der genüge nicht. Um die Forschung zu Rassismus in Deutschland zu stärken, müssten »entsprechende Professuren geschaffen werden«, forderte sie. »Ein Ministerium, das sich allen zentralen Belangen unserer Einwanderungsgesellschaft widmet, wäre ebenfalls ein echter Meilenstein.«

			Ende 2020 diskutierte Foroutan in einem Livestream mit SPD-Chefin Saskia Esken und dem damaligen Grünen-Parteichef Robert Habeck tatsächlich über die Möglichkeit eines solchen Ministeriums mit eigenem Budget.168 Die beiden Politiker zeigten sich aufgeschlossen, versprachen in jedem Fall den Kampf gegen Rassismus bei einer Regierungsbeteiligung zu einem Hauptanliegen zu machen.

			

			Zwar entstand unter der Ampelkoalition kein neues Ministerium, aber Bundesfamilienministerin Lisa Paus (Grüne) und DeZIM traten in einen noch intensiveren Dialog. Paus machte die Anliegen des Instituts zur Chefsache. Immer wieder gab es gemeinsame Projekte und Veranstaltungen.

			Die Ministerin verschrieb sich in ihrer Amtszeit ganz dem linken Gesellschaftsumbau und hätte das Familienministerium am liebsten umbenannt: »Seit April 2022 bin ich Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend oder wie ich gern sage, Gesellschaftsministerin«, hieß es auf ihrer Website.169 Ein Gesellschaftsministerium mutet zwar nach Orwellschem Gedankengut, doch die Grünen-Politikerin wünschte sich tatsächlich schon länger, dass quasi alle Migrations- und Einwanderungsthemen ihrem Ministerium unterstellt werden. »Wir müssen in so vielen Bereichen moderner werden, deswegen entwickle ich mein Ministerium zum Gesellschaftsministerium weiter«, erklärte sie im April 2023 gegenüber Zeit Online.170

			Antirassistisches Umerziehungsprogramm

			Angesichts einer »präfaschistischen Phase« in der europäischen Politik sprach sich Foroutan ohnehin schon 2018 dafür aus, die Grünen zu wählen. Nur diese Partei könnte die ausländischstämmige Bevölkerung in die Gesellschaft integrieren. »Die Grünen sind die einzigen, die in der fundamentalen Frage, wie das neue Deutschland aussehen muss, nicht auf Distanz gegangen sind. Robert Habeck ist ein Suchender, der mit viel Herzenswärme eine Politik für die Bevölkerung macht. Und hier hätte er Potenzial, die migrantische deutsche Bevölkerung gezielter anzusprechen und in diese Wärme einzubinden.«171

			Auch ins NGO-Milieu gibt es bei DeZIM beste Kontakte, schließlich verfolgt man dieselben Ziele. Die Geschäftsführerin des DeZIM-Instituts, Yasemin Shooman – für die »Islamisierung stoppen« das moderne »Ausländer raus!« darstellt172 – saß etwa im Beirat des mittlerweile geschlossenen »Center for Intersectional Justice«. Dessen Ehrenpräsidentin war die US-Amerikanerin Kimberlé Crenshaw, eine der führenden Denkerinnen der »Critical Race Theory«.

			Die in Berlin-Mitte ansässig gewesene linksradikale NGO hatte sich mit Hilfe von Geldmitteln aus der Open Society Foundation des US-Milliardärs George Soros gegründet, der Hertie-Stiftung und der Berliner Guerrilla Foundation173. Sie kooperierte gleichzeitig mit der Heinrich-Böll-Stiftung, die den Grünen nahesteht. Private Stiftungen wie die Hertie-Stiftung sind in den vergangenen Jahren für linke Lobbygruppen ebenfalls zu einer wichtigen Einnahmequelle geworden. DeZIM-Direktorin Naika Foroutan gründete mit Hilfe der Mercator-Stiftung und der HU Berlin 2011 die Junge Islam-Konferenz174, die auch von 2019 bis 2024 mit rund 1,5 Millionen Euro von Mercator ausgestattet wurde. Zusätzlich engagierte sich hier die Schwarzkopf-Stiftung, die wiederum aus dem Familienministerium gefördert wird.

			DeZIM-Chefin Foroutan hatte jedenfalls früh klare Vorstellungen, wie der Kampf gegen Rassismus auszusehen hätte. Sie brachte ein groß angelegtes antirassistisches Umerziehungsprogramm für die autochthone Bevölkerung ins Spiel: »Mit Pluralität umgehen zu können ist keine Selbstverständlichkeit«, erklärte sie im April 2017 im Interview mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung. »Bei vielen pegelt es sich durch die Alltagskontakte ein, bei vielen – vor allem bei denen, die diese Erfahrungen nicht machen – aber auch nicht. Also muss man das beibringen, so wie wir in Deutschland es durch das große Reeducation-Programm der Alliierten beigebracht bekommen haben, nicht mehr so antisemitisch zu sein wie vor dem 8. Mai 1945.«175

			

			Rassismusmonitor

			Auch ein weiteres großes Projekt des DeZIM-Instituts intensivierte die Rufe nach einem verstärkten Kampf gegen den grassierenden Rassismus. Der Bundestag hatte das DeZIM-Institut noch zu Zeiten der Großen Koalition unter Angela Merkel (CDU) damit beauftragt, einen fortlaufenden Rassismusmonitor zu erstellen. Als Leiter der Forschungsgruppe fungiert bis heute der Diplom-Sozialwirt Cihan Sinanoğlu, der vorher als Öffentlichkeitsreferent der Türkischen Gemeinde in Deutschland arbeitete.

			Er stellt auf X seine Ideologie ganz offen zur Schau. »Antifa im Kiez schützt mehr als Polizei«, schrieb er etwa am 19. Juni 2020.176 Zehn Tage später hieß es: »Supportet eure lokalen Antifa-Gruppen.« Rassismus sei, wie er in einem Interview klarstellte, »keine Frage von ein paar Nazis und der AfD, sondern ist tief verankert in der Mitte der Gesellschaft«.177 Die später vorgestellten Ergebnisse des Rassismusmonitors dürften somit niemanden überrascht haben.

			2022 präsentierte Familienministerin Lisa Paus (Grüne) schließlich gemeinsam mit der DeZIM-Direktorin Naika Foroutan die Untersuchung »Rassistische Realitäten«178. Hierbei handele es sich um »die erste repräsentative Studie in Deutschland« zu diesem Thema, gaben die Vortragenden stolz zu Protokoll. »Rassismus ist Alltag in Deutschland«, erklärte Foroutan. »Er betrifft nicht nur Minderheiten, sondern die gesamte Gesellschaft, direkt oder indirekt.«

			Für die erste Erhebung waren von April bis August 2021 insgesamt 5003 Personen im Alter zwischen 14 und 92 Jahren telefonisch befragt worden. Rund 22 Prozent der Befragten gaben an, schon einmal von Rassismus betroffen gewesen zu sein. Fast jeder vierte stimmte »voll und ganz« der Aussage »Rassismus ist Alltag in Deutschland« zu, 34,5 Prozent meinten »eher ja«. 16,6 Prozent bejahten »voll und ganz«, dass wir in einer rassistischen Gesellschaft leben würden, 32,2 Prozent stimmten der Aussage »eher zu«. Nur 35 Prozent der Befragten meinten, noch nie in irgendeiner Form – weder als direkt noch als indirekt Betroffener – mit Rassismus in Berührung gekommen zu sein.

			Erhebliche Unterschiede in der Wahrnehmung

			Doch wenn fast jeder fünfte aller Befragten behauptet, rassistische Erfahrungen gemacht zu haben, impliziert das natürlich auch, es könnten die an der Umfrage teilnehmenden Deutschen angegeben haben, rassistisch beleidigt worden zu sein. Als »rassifiziert« – so nennen die postkolonialen Wissenschaftler des DeZIM-Instituts den Vorgang, bei dem Personen aufgrund ihres Aussehens eine Rasse zugeschrieben bekommen – gelten den Studienautoren jedoch nur »schwarze Menschen, Juden, Muslime, Asiaten, Osteuropäer sowie Sinti und Roma«.

			Unter diesen Bevölkerungsgruppen gaben 58 Prozent an, schon einmal Rassismus erlebt zu haben. Doch auch Personen, die sich keiner dieser Identitäten zuordnen, beklagten, rassistische Erfahrungen gemacht zu haben – immerhin 16,7 Prozent von ihnen.

			Das Problem: Rassismus gegen Deutsche gibt es laut den Wissenschaftlern des DeZIM-Instituts gar nicht. Statt also eine mögliche Erklärung für die 16,7 Prozent zu liefern, wich man aus: Die Antworten der »Nicht-Rassifizierten«, so heißt es in der Studie, »scheinen einem Rassismusbegriff zu unterliegen, der um andere Formen der Ungleichbehandlung und Diskriminierung erweitert wird«.

			Gleichzeitig räumten die Autoren ein, dass auch »Ereignisse ohne rassistischen Bezug subjektiv als Rassismus eingestuft werden« könnten. Durch eine bloße telefonische Befragung ist natürlich nicht klar, ob eine rassistische Handlung tatsächlich stattgefunden hat. Man vertraut der Aussage des Befragten, die ohne weiteres nicht überprüfbar ist.

			Da unter den 14- bis 24-Jährigen der sechs »rassifizierten Gruppen« rund 73,4 Prozent angaben, rassistische Erfahrungen gemacht zu haben, unter den über 65-Jährigen jedoch nur 24,2 Prozent und es unwahrscheinlich ist, dass die Gesellschaft in den vergangenen Jahrzehnten dramatisch rassistischer geworden ist, dürfte es erhebliche Unterschiede in der Wahrnehmung dessen geben, was überhaupt rassistisch ist. Vielfach kommt dieser Vorwurf heutzutage bereits bei der Frage nach der Herkunft auf.

			»Unterdrückerisches System«

			Die entsprechenden antirassistischen Lobbygruppen aus der NGO-Szene jedenfalls definieren Rassismus nicht mehr als rein individuelle Handlung, sondern verstehen es als unterdrückerisches System, »das mit der Absicht entstanden ist, eine bestimmte Weltordnung herzustellen«, wie etwa die Autorin Alice Hasters schreibt.179

			»Die Vorstellung, wonach es menschliche ›Rassen’ gibt, ist im Denken der Aufklärungstheoretiker entstanden«, heißt es dazu in der Studie des Rassismusmonitors. Die »grundlegende Funktion« dieser Erfindung sei die »Rechtfertigung von Kolonialisierung und kolonialer Sklaverei in Zeiten der parallelen Entwicklung von Gleichheits- und Freiheitsidealen« gewesen. Dass es so etwas wie Rassen gebe, sei »wissenschaftlich längst widerlegt«.

			Doch so manche Antworten aus der Studie entsprachen nicht den Vorstellungen der Wissenschaftler: Fast die Hälfte der Bevölkerung (49 Prozent) glaubt demnach an die Existenz menschlicher Rassen. Ein Drittel bejahte, dass gewisse ethnische Gruppen oder Völker »von Natur aus fleißiger« seien als andere. Die Studienautoren waren alarmiert. Sie schlugen »eine Schul- und Bildungsoffensive« vor, »die dem Ziel dient, rassistische Denkweisen zu verlernen«.

			Und was eine solche Bildungsoffensive im Sinne des Postkolonialismus und der »Critical Race Theory« beinhalten sollte, dürfte klar sein: Die Lehre von der Erbschuld weißer Menschen, der sie niemals entkommen können.

			Begleitende ideologische Ausführungen

			Auch weitere Antworten bereiteten dem DeZIM-Team offensichtlich Unbehagen. Immer mehr Bürger fühlen sich durch Rassismusvorwürfe gegängelt. Fast die Hälfte der Bevölkerung (45 Prozent) stimmte der Aussage zu, dass Rassismusvorwürfe und »politische Korrektheit« die Meinungsfreiheit einschränken würden. Ebenfalls 50 Prozent fanden es »eine Frechheit, wenn Personen wie Martin Luther oder Kant jetzt Rassismus vorgeworfen wird«. Über die Hälfte meinte, dass man heutzutage »schon bei jeder Kleinigkeit als Rassist abgestempelt wird«.

			Fast zwei Drittel aller Befragten (63,4 Prozent) fanden es zudem »absurd, dass einem Rassismus unterstellt wird, wenn man lediglich fragt, wo jemand herkommt«. Dass die Leute mit ihrer Kritik recht haben könnten, wiesen die Studienautoren zurück. Hier finde eine »Bagatellisierung von Rassismus« statt.

			Auch die jüngste Großstudie des Rassismusmonitors (»Rassismus und seine Symptome«)180 folgte ähnlichen Prämissen. Interessanter als die Ergebnisse des Papiers, die auf Befragungen basierten, ob sich eine Person in jüngster Zeit diskriminiert gefühlt habe, sind die begleitenden ideologischen Ausführungen. »Deutschsein« als ethnische Komponente ist für die Forscher demnach nur ein »soziologisches Konzept« beziehungsweise eine »Imagination«.

			

			In »deutschen Institutionen und Strukturen« sei jedoch eine »weiße Normalität« verankert, die es zu bekämpfen gelte. »Gerade deswegen zielt der Bericht mit seinen Befunden darauf ab, eine gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Rassismus anzustoßen, um politische Maßnahmen zu entwickeln, die diesem nachhaltig entgegenwirken«, schreiben die Studienautoren. Gleichzeitig werden die Bücher von Thilo Sarrazin im Bericht als »neorassistische Schriften« gebrandmarkt.

			

			11. Die Kreislaufwirtschaft der Diversity-Lobby

			Nicht zuletzt dank der Arbeit der weiter oben aufgeführten Lobbygruppen erwuchs das Wort »Rassismus« in den vergangenen Jahren zu einem allgegenwärtigen Kampfbegriff. Überall lauert der Vorwurf des Rassismus, nicht nur auf der individuellen Ebene.

			Einflussreiche Migrantenorganisationen und linke Verbände klagen an: Deutschland sei ein strukturell rassistisches Land. Die Politik verspricht seit längerer Zeit Abhilfe: In den vergangenen Jahren flossen Millionenbeträge in den sogenannten »Kampf gegen Rechts«. Doch es geht nicht nur um Geld. Gerade die Ampelkoalition schuf zuletzt eine Vielzahl neuer Posten, von denen die »Diversity«-Lobby massiv profitierte.

			»Expert*innenrat Antirassismus«

			Im Juni 2023 berief die Staatsministerin Reem Alabali-Radovan (SPD), im Bundeskanzleramt als Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration tätig, den »Expert*innenrat Antirassismus«181 ins Leben. Zwölf Mitglieder aus »Wissenschaft, Verwaltung und Praxis« sollen die Bevölkerung künftig rund um das Thema »Antirassismus« aufklären.

			»Zu lange wurde Rassismus ignoriert, verdrängt, kleingeredet«, kritisierte Alabali-Radovan bei der Vorstellung des 12-köpfigen Expertenrats. »Antirassismus ist systemrelevant«, hatte die SPD-Politikerin schon im Januar 2023 erklärt.

			Hintergrund der Berufung, so steht es auch in der Pressemitteilung aus dem Juni, war auch in diesem Fall der »Maßnahmenkatalog zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus«. Dort ist unter Punkt 78 ein entsprechender Expertenrat vereinbart worden.

			Das Interessante ist nun: Verbände oder Einzelpersonen, die 2020 an den Voranhörungen teilnahmen und darauf einwirkten, einen »Expertenrat Antirassismus« zu schaffen, erhielten nun einen Posten im Expertenrat.

			Da wäre beispielsweise Saraya Gomis, die ehemalige Antidiskriminierungsbeauftragte des Berliner Senats. Gomis war bis vor wenigen Jahren im Vorstand des postkolonialen Vereins »Each One Teach One« aktiv, der ebenfalls 2020 an den Voranhörungen des Kabinettsausschusses zum Maßnahmenkatalog teilnahm. Nun ist Saraya Gomis Teil des 12-köpfigen Expertenrats. Die 47-Jährige warnt bereits seit Jahren in der Öffentlichkeit vor einem »institutionellen Rassismus«. »Deutschenfeindlichkeit« ist für sie hingegen bereits ein »rechtsextrem geprägter Begriff«.

			Doch nicht nur »Each One Teach One« sprach damals beim Kabinettsausschuss vor. Auch der »Antidiskriminierungsverband Deutschland« (advd) war dabei. Als dessen Geschäftsführerin arbeitet Eva Maria Andrades – die nun ebenfalls im Expertenrat vertreten ist. Ihr Verband arbeitet darauf hin »für Deutschland eine Critical Race Theory zu entwickeln«. Hautfarbe soll wieder zentrales Thema in den Debatten werden. »Farbenblindheit ist nicht effektiv«, heißt es in einer Broschüre des advd.182

			Die Liste lässt sich fortsetzen: Die Universität Bielefeld reichte ebenfalls 2020 eine Stellungnahme beim Kabinettsausschuss ein. Nun sitzt ihr Hochschullehrer, der Sozialpsychologe Andreas Zick, im Expertenrat. Die Bucerius Law School aus Hamburg war vertreten. Drei Jahre später war ihr Jurist Mehrdad Payandeh Teil des Expertenrats.

			

			Korruption und Lobbyismus

			Dieselben Leute, die zu mehr Geld im Kampf gegen Rechtsextremismus und Rassismus rieten und sich für einen Expertenrat einsetzten, erhielten nun einen Posten im selbigen. Das Bundesinnenministerium wollte auf Anfrage von mir nicht bestätigen, ob jemand aus dem Expertenrat direkt an den Voranhörungen beteiligt war, und verweist auf »Datenschutzgründe«. Laut einer mir bekannten Person, die bei den Voranhörungen zugegen war, ist jedoch gesichert, dass mindestens Mehrdad Payandeh und Andreas Zick 2020 in Berlin persönlich vor Ort waren.

			Man stelle sich folgendes Beispiel vor: Die Bundesregierung will einen Maßnahmenkatalog erstellen, der die Wirtschaft ankurbeln soll. Dafür befragt sie vorab Experten aus der Wirtschaft. Die Experten raten nun dazu, das Beraterwesen massiv auszubauen und einen »Expertenrat zur Ankurbelung der Wirtschaft« einzusetzen. Der wird später besetzt mit Personen, dessen Lobbyvereine auch an den Voranhörungen der Bundesregierung teilgenommen haben. Wie groß wäre wohl der Aufschrei über Korruption und Lobbyismus? Für die Antirassismus-Szene scheinen diese Gesetze nicht zu gelten.

			Auch die Pressestelle der Antirassismusbeauftragten sah kein Problem in der Vorgehensweise: Auf Anfrage hieß es: »Dass Mitglieder des Expert*innenrats zuvor an anderer Stelle politikberatend tätig waren oder an Anhörungen teilgenommen haben, liegt in ihrer Expertise begründet und stellt kein Ausschlusskriterium für die Berufung dar. Zudem wurden alle Mitglieder des Expert*innenrates ad personam berufen und nicht als Vertretungen von Organisationen oder Vereinen.«

			

			Zwölf Leute – eine Stimme

			Zunächst sollte der Expertenrat eine »Rassismus-Definition für Verwaltungshandeln entwickeln«, hieß es bei der Vorstellung. Polizeibehörden, der öffentliche Dienst oder Ministerien müssten unter Umständen »Abläufe und Strukturen ändern, um rassistischer Diskriminierung vorzubeugen«. Zusätzlich sollen die Funktionäre »Empfehlungen geben, wo die Bundesregierung ihren Kampf gegen Rassismus verstärken muss«.

			Große Differenzen innerhalb des Expertenrats waren nicht abzusehen. Für alle von ihnen gilt in ihrer Arbeit der Begriff »struktureller Rassismus« als gesetzt. »Der Arbeitsauftrag lässt ja keinen Zweifel daran, dass es sich bei Deutschland und seinen Verwaltungsstrukturen um ein strukturell rassistisches Gebilde handelt«, meinte auch die Migrationsforscherin Sandra Kostner im Gespräch mit mir. »Dass dieser Expertenrat zu einem gegenteiligen Ergebnis kommt, wäre jedenfalls eine Überraschung.«183 Kostner bringt es auf die Formel: Zwölf Leute – eine Stimme.

			Die Pressestelle von Staatsministerin Alabali-Radovan verwies zudem auf den »Lagebericht Rassismus in Deutschland«, den die SPD-Politikerin im Februar 2023 präsentiert hatte und der seitdem jährlich erscheint. Hier wurde eine Verschiebung der Rassismusdefinition bereits angedacht – weg vom individuellen Rassismus von Angesicht zu Angesicht, hin zum Problem »struktureller Rassismus«, der bekämpft werden müsse. Rassismus könne Personen nicht nur direkt schaden, sondern auch durch »scheinbar neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren bestimmte Personengruppen mit einem solchen Merkmal überproportional negativ treffen«, hieß es im Bericht.184

			Der Bericht basiere »auf Erkenntnissen der etablierten Rassismusforschung in Deutschland wie dem Rassismusmonitor des Deutschen Zentrums für Integrations- und Migrationsforschung« (DeZIM-Institut)«, teilte die Pressestelle der Antirassismusbeauftragten mit. Passenderweise sitzt mit dem Sozialwissenschaftler Cihan Sinanoğlu auch gleich ein Vertreter des DeZIM-Instituts im Expertenrat. Mehr noch: Sinanoğlu verantwortete den genannten Rassismusmonitor. Er lieferte also bereits die Definition, die nun durch den Expertenrat in den öffentlichen Dienst eingeführt werden soll.

			Chance zur Mittelakquise

			Unter der Vorgängerin von Reem Alabali-Radovan, ihrer SPD-Genossin Aydan Özogüz, hatte sich 2017 auch die Bundeskonferenz der Migrantenorganisationen (BMKO) gegründet, eine Art jährliches Treffen von über 70 Dachverbänden und migrantischen Lobbygruppen. Mit Eva Maria Andrades und Cihan Sinanoğlu sitzen nun zwei Führungspersönlichkeiten der BKMO im Expertenrat.

			Die BKMO fordert seit Langem ein Partizipationsgesetz, das für die öffentliche Verwaltung Quoten für Personen mit Migrationshintergrund festschreiben soll. »Die Quote soll für Menschen mit Migrationsgeschichte gelten, die von Rassismus betroffen sind, und gemäß ihrem Anteil in der Gesellschaft sein.«185 Ein solches Gesetz wurde zuletzt im Innenministerium unter Nancy Faeser (SPD) vorbereitet, kam aber bislang nicht in den Bundestag.

			Im Expertenrat186 finden sich auch sonst die für den NGO-Komplex üblichen Seilschaften. Hadija Haruna-Oelker arbeitet als freie Journalistin für den Hessischen Rundfunk und die Frankfurter Rundschau. Zugleich ist sie Mitglied der »Initiative Schwarze Menschen in Deutschland« (ISD), die ausschließlich Projekte für Schwarze fördert und über »Demokratie leben!« von 2020 bis 2024 rund 1,6 Millionen Euro erhielt. Auch bei den Neuen deutschen Medienmacher*innen ist sie aktiv, einem Verein zur »Förderung kultureller Vielfalt durch ethnische Pluralität in den Medien«, der über »Demokratie leben!« knapp 1,5 Millionen Euro erhielt.

			Der Jurist Ralf Kleindiek ist nicht nur als Berater im Bereich »Strategien für Diversität und gegen Rassismus« tätig sowie im Expertenrat aktiv, sondern zugleich Mitglied im Stiftungsrat der Amadeu-Antonio-Stiftung. Damit es im Einsatz gegen »Demokratiefeinde« nicht zu »Ermüdungserscheinungen« komme, brauche es eine staatliche Fördergarantie für »zivilgesellschaftliche Akteure«, forderte der Verein schon 2020.187 Mittlerweile kassierte er allein im vergangenen Jahr 600 000 Euro durch das Programm »Demokratie leben!« des Bundesfamilienministeriums.

			Migrationsforscherin Kostner blickt kritisch auf die »unabhängige« Arbeit des Expertenrats: »Einige Mitglieder des Expertenrats kommen aus Bereichen, wo sie potenzielle Nutznießer von entsprechenden Mitteln sind«, sagte sie im Interview mit mir. »Es erscheint naheliegend, dass der eine oder andere der Versuchung erliegen wird, diese Chance zur Mittelakquise zu nutzen.«

			

			12. Politische Bildung aus der linken Kaderschmiede

			In der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) herrschte im August 2023 keine gute Stimmung. Der von Finanzminister Christian Lindner (FDP) angedrohte Sparkurs sollte ursprünglich auch Deutschlands führende Instanz in der politischen Jugend- und Erwachsenenbildung treffen, die direkt dem Innenministerium unterstellt ist. Gemäß dem ursprünglichen Haushaltsplan für 2024 waren 76 Millionen Euro für die Behörde eingeplant. Das wären knapp 29 Millionen Euro weniger gewesen als ein Jahr zuvor.

			Die SPD-Vorsitzende Saskia Esken zeigte sich empört: »Das tut natürlich weh.« Die SPD werde »ganz stark drauf achten, dass genau diese Themen nicht rasiert werden«.188 Selbst in der CDU war man unzufrieden: Der Bundestagsabgeordnete Norbert Röttgen sah in der geplanten Mittelkürzung ein »fatales Signal mit dramatischen Auswirkungen«, das »zur völligen Unzeit« kommen würde.

			Meckern auf hohem Niveau, könnte man meinen. Denn in den vergangenen Jahren stieg das Budget der bpb rasant. Während 2013 noch rund 39 Millionen Euro aus dem Innenministerium flossen, waren es bis 2023 bereits über 105 Millionen Euro.

			Proteste aus der »Zivilgesellschaft«

			In den Ministerien flatterten in den folgenden Wochen gleich mehrere Offene Briefe ein. Zahlreiche staatlich finanzierte Lobbygruppen wie die Amadeu-Antonio-Stiftung beklagten eine »zunehmend offene Akzeptanz rechtsextremer Einstellungen sowie Hass auf gesellschaftliche Minderheiten auf den Straßen wie in den sozialen Netzwerken«.189

			

			Seit der Corona-Pandemie sei das »Potential für Verschwörungsdenken und antiwissenschaftliches wie antidemokratisches Denken in vielen Milieus der Gesellschaft« gestiegen. Die staatliche politische Bildung stelle ein »zentrales Korrektiv zu diesen Ideologien dar«. »Angesichts der Bedrohung für die offene Gesellschaft die politische Bildung nicht etwa zu stärken, sondern im Gegenteil zu schwächen, ist weder nachvollziehbar noch hinnehmbar, sondern schlicht unverantwortlich!«

			Die Proteste aus der »Zivilgesellschaft« zeigten Erfolg. Die Ampelkoalition nahm die Kürzungen zurück. Ein Blick in die Haushaltspläne zeigt: 2024 erhielt die bpb erneut 96 Millionen Euro. Für 2025 sind sogar 101,5 Millionen Euro eingeplant.

			Das Merkwürdige daran: Während die Ausgaben für die bpb von Jahr zu Jahr stiegen, sanken parallel die Ergebnisse der deutschen Schüler bei der PISA-Studie. Ein Mehr an Steuermitteln konnte nicht verhindern, dass Deutschland bei der Pisa-Studie 2022 schlechter abschnitt als je zuvor.190 Was also passiert mit den Steuermitteln?
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			»Intersektionale politische Bildung«

			Mit den gestiegenen Geldern entwickelte sich die Bundeszentrale unter der Leitung von SPD-Politiker Thomas Krüger, immerhin seit 2000 im Amt, zu einer zentralen ideologischen Kaderschmiede für zahlreiche »Antirassismus«- und »Diversity«-Aktivisten. Linke Vereine wie die Amadeu-Antonio-Stiftung oder postkoloniale Organisationen wie »Each One Teach One« sind mittlerweile enge Partner der bpb.

			Und auch personell lässt sich die Entwicklung aufzeigen: In den vergangenen Jahren baute die bpb in Gera einen neuen Standort auf, sie expandierte. In der Hochschulstadt im Osten Thüringens arbeiten seit Ende 2024 fast 50 Personen191, vor allem Soziologen, Politologen sowie Historiker, und damit knapp zehn Prozent der gesamten bpb-Belegschaft.

			Seit 2021 leitet die Aktivistin Peggy Piesche den in Gera ansässigen Fachbereich »Politische Bildung und plurale Demokratie«, der in der Organisation der bpb eine zentrale Rolle einnimmt und zahlreiche Arbeitsmaterialien für Schulen bereitstellt. Die 57-Jährige ist eine der bekanntesten Vertreterinnen der »Critical Race Theory« in Deutschland.

			Jahrelang wirkte sie als zentrale Figur des politischen Vorfelds der Grünen, arbeitete unter anderem als Referentin der Grünen-nahen Heinrich-Böll-Stiftung. Piesche soll mit ihrem Fachbereich vor dem Hintergrund »einer zunehmend heterogener werdenden Gesellschaft« eine »intersektionale politische Bildung« für junge Menschen aufbereiten, heißt es auf der Netzseite der bpb.

			Der weiße Mann als Übel der Welt

			Der im thüringischen Arnsberg geborenen Piesche geht es seit Jahren darum, dieses »Konzept der Intersektionalität auch in Deutschland und Europa zu verankern«.192 Und zwar nicht nur durch »eine akademische, sondern vor allem auch aktivistische Arbeit«. Institutionen wie die bpb müssen also ausgehöhlt und neu verortet werden. »Das System will sich freiwillig nicht verändern«, meint die Expertin für Kritische Weißseinsforschung, Black Feminist Studies und Postkolonialismus.

			Ganz offen lässt Piesche ihre anti-weißen Vorbehalte durchblicken. In einer Gesprächsrunde im Offenen Kanal Merseburg-Querfurt forderte sie etwa eine »30-Prozent-weiße-Männer-Quote«193 in Verwaltungsbehörden. Menschen mit der falschen Hautfarbe sollen also »gegangen« werden. Dinge wie »Individualismus«, »Perfektionismus« oder »Objektivität« sind in Piesches Weltbild klare Merkmale der rassistischen »White Supremacy Culture«, wie sie mit einem Facebook-Post erklärte.194 Der weiße Mann gilt bei ihr als das Übel der Welt.

			Im Juli 2022 erschien bei der bpb ein größeres Heft zum Thema Intersektionalität (»Politische Bildung Intersektional«195), in dem die skurrilen Charakteristika der Ideologie dargeboten werden. Beklagt werden neben der allgegenwärtigen, strukturell-rassistischen und weißen Mehrheitsgesellschaft beispielsweise auch gewisse »Light-Skin-Privilegien«. Gemäß der Opferhierarchie des Intersektionalismus können Menschen mit einem schwarzen und einem weißen Elternteil niemals ähnliche Diskriminierungserfahrungen haben wie eine Person mit zwei schwarzen Elternteilen. Sie werden es im Leben immer besser haben.

			Gleichzeitig verfügt Piesche über beste Kontakte in die Politik. Auch Landesregierungen setzen auf ihre Expertise. In Brandenburg half sie beispielsweise SPD, CDU und Grünen, ein Handlungskonzept gegen Rassismus zu entwerfen.196 In diesem forderten die Autoren mehr Geld für Vielfaltsprojekte und Antirassismus-Schulungen und beklagten, dass im Justizsystem noch immer überwiegend weiße Menschen tätig seien.

			

			Für eine Abschaffung des Neutralitätsgebots

			Laut Eigendarstellung orientiert sich die Bundeszentrale an den »anerkannten fachlichen Prinzipien politischer Bildung«. Eines davon ist der sogenannte Beutelsbacher Konsens, der ein »Überwältigungsverbot« vorsieht. Schüler dürfen also nicht indoktriniert und daran gehindert werden, sich ein selbstständiges Urteil zu bilden. Mittlerweile wird in Broschüren der bpb, die von Peggy Piesches Abteilung herausgegeben werden, ganz offen für eine Abschaffung des Neutralitätsgebots plädiert.

			So auch im Heft zum Thema Intersektionalität: Es sei problematisch, dass »diskriminierende Positionen von politischen Parteien im Unterricht nicht problematisiert, sondern häufig unkommentiert stehengelassen« werden, schrieben dort die Aktivisten Tuğba Tanyılmaz, Ed Grewe und Betül Torlak in einem gemeinsamen Beitrag.

			Die »vermeintliche Neutralität führt dazu, dass diskriminierende Strukturen normalisiert, legitimiert, aufrechterhalten oder verstärkt werden«, so die Autoren, die auch eine Lösung für das Problem parat haben: Lehrer müssten gegenüber »diskriminierenden und menschenfeindlichen ebenso wie rechtsextremen Positionen klar Stellung beziehen, also parteilich sein«.

			Wer oder was »diskriminierend«, »menschenfeindlich« oder »rechtsextrem« ist, obliegt dabei natürlich der Deutungshoheit linker Aktivisten. Stellung beziehen, das zeigt auch ein Blick auf Betül Torlaks Twitter-Account, heißt insbesondere, den »Kampf gegen Rechts« und die weiße Mehrheitsgesellschaft zu intensivieren. Unter anderem retweetete sie die folgende Aussage des »Antirassismus«-Autors Mohamed Amjahid: »Für ›Deutschland hat eine eklige, weiße Mehrheitsgesellschaft’ muss sich meines Erachtens niemand entschuldigen.«197

			

			Formal sprachen die drei Verfasser des Artikels für das Projekt »i-PÄD Kompetenzstelle intersektionale Pädagogik«. Diese erhielt durch den Berliner Senat von 2016 bis 2023 rund 1,9 Millionen Euro.198

			Was im Heft jedoch verschwiegen wird: Zwei der drei Autoren waren zumindest zeitweise auch führende Politiker einer linken Kleinpartei, die bereits an Bundestags- und Landtagswahlen teilgenommen hat: »die Urbane«. Betül Torlak saß im Berliner Landesvorstand der Partei und bekleidete das »Amt für Revolution im Bildungssystem«. Ed Greve war Direktkandidat in Neukölln bei der Wahl 2023 für das Berliner Abgeordnetenhaus. Politiker einer linken Partei forderten also unter dem Dach des Bundesinnenministeriums – schließlich ist die bpb dem Ressort unterstellt – die Aufhebung der parteipolitischen Neutralität.

			»In unserem Wertesystem tief verankert«

			Doch auch an anderer Stelle hat die Bundeszentrale für politische Bildung ihre Finger mit im Spiel. Es koordiniert das jährlich mit zwölf Millionen Euro geförderte Bundesprogramm »Zusammenhalt durch Teilhabe«. Schon im Maßnahmenkatalog des Kabinettauschusses gegen Rechtsextremismus und Rassismus versprach das verantwortliche Innenministerium, das Programm auszubauen, unter anderem durch weitere »Projekte zur Stärkung demokratischer Teilhabe und gegen Extremismus«.

			Im Mittelpunkt stehen dabei »regional verankerte Vereine, Verbände und Multiplikatoren«, es soll also bis in den Amateursport und die freiwilligen Feuerwehren hineingewirkt werden. Von sogenannten Coaches können sich Hilfswillige in Workshops als »Demokratieberater*innen« ausbilden lassen199, um die Dorf- oder Vereinsgemeinschaft über Rassismus und Diskriminierung aufzuklären.

			

			Und Rassismus, so hieß es etwa in einer digitalen Veranstaltungsreihe von »Zusammenhalt durch Teilhabe«, konzipiert vom »Kollektiv afrodeutscher Frauen Schleswig-Holstein«, sei nun einmal »in unserem Wertesystem tief verankert« und bestimme »unser Miteinander jeden Tag«.200

			Vielfalt in der Justiz

			Die »Regiestelle« des Programms aus dem Innenministerium leitet Thu Lan Böhm, eine NGO-Netzwerkerin in der Hauptstadt Berlin, die bei der Bundeszentrale für politische Bildung angestellt ist. Die ursprünglich aus Wismar stammende Politikwissenschaftlerin war lange Zeit verantwortlich für die Initiative »Mehr Vielfalt in der Berliner Justiz«, deren Ziel es ist, die »gesellschaftliche Vielfalt in den nicht-richterlichen Justizberufen auszubauen«.

			Mittlerweile müssen sich »alle Berliner Fachgerichte und die Strafverfolgungsbehörden« in der Hauptstadt daran beteiligen. In »Diversity-Wochen« wird Anwärtern der Berliner Justiz sofort klargemacht, wie grundlegend das Thema Vielfalt für ihre Beschäftigung ist.201

			Entsprechende »diversitätsfördernde Programme« gibt es auch in anderen Bundesländern. »Für mehr Chancengerechtigkeit und die bewusste Wertschätzung von Vielfalt initiieren wir diversitätsfördernde Projekte und schaffen Strukturen für mehr Kompetenzen und Prozesswissen in der Förderung von Vielfalt in der Justiz NRW«, heißt es etwa im Bundesland von Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU).202

			Das Projekt »Mehr Vielfalt in der Berliner Justiz« wird im Auftrag des Berliner Senats von der Lobbygruppe BQN Berlin ausgeführt, einem »Zentrum für Diversitätskompetenz«, das sich häufig auch in Stellungnahmen zu Gesetzestexten zu Wort meldet. Von Oktober 2023 bis Oktober 2026 erhält das Zentrum allein 2,1 Millionen Euro aus EU-Mitteln, dazu kommen hohe Steuersummen aus der Hauptstadt.

			Die Gesetze sollten sich stets danach richten, »Migrationsgeschichte als Reichtum zu bewerten« und demnach »positiv konnotiert bleiben«, forderte die BQN schon 2020. Bei Berufseinstellungen seien »rassistisch diskriminierte Menschen und Menschen mit Migrationshintergrund vorrangig zu berücksichtigen«.203

			Ideologisch gefärbte Kaderschmiede

			Die Bundeszentrale für politische Bildung, ihres Zeichens immerhin Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Innenministeriums, wird in Schulen weiterhin als neutrale und hochwertige Quelle empfohlen. Die Realität jedoch sieht anders aus. Ihr Personal rekrutiert die höchste Instanz für die politische Bildung in Deutschland direkt aus dem NGO-Komplex.

			Iris Rajanayagam arbeitete lange Jahre als Direktorin des postkolonialen Vereins xart splitta, bevor sie ab 2021 zur bpb wechselte und dort im Team von Peggy Piesche tätig ist. Der Ethnologe Morgan Etzel war zuvor beim Antidiskriminierungsverband Schleswig-Holstein unterwegs, der eng mit der dortigen Landesregierung zusammenarbeitet. Jetzt ist er bei der Bundeszentrale als »Referent für rassismuskritische politische Bildung und Diskriminierungskritik« tätig, ebenfalls in der Mannschaft von Piesche.

			Doch auch in die andere Richtung findet ein Austausch statt. Seit 2001 förderte die bpb über ihr »Bündnis für Demokratie und Toleranz – gegen Extremismus und Gewalt« Hunderte Vereine und Organisationen, die sich für »Vielfalt und Demokratie« oder gegen »Hate Speech« einsetzen. Mitunter wurden dabei auch Initiativen wie das »Bündnis Neukölln« mit Steuermitteln beschenkt, die mit Linksextremisten zusammenarbeiteten.204

			

			Unter Führung von Thomas Krüger (SPD) hat sich die Behörde so zu einer ideologisch gefärbten Kaderschmiede entwickelt, die eng in das linke NGO-Netzwerk eingebunden ist.

		

	
		
			

			III. Der aktivistische Staat

			13. Die Umdeutung der Vergangenheit

			Geschichtspolitik ist immer auch der Versuch, die Kontrolle über die Vergangenheit zu erlangen. Nur so kann die Zukunft im Sinne der eigenen Politik gestaltet werden. Die Eliten aller Gesellschaften in der Menschheitsgeschichte versuchten ihr politisches Handeln über die eigene Deutung der Historie zu legitimieren. Auch die linken Parteien, vor allem in Gestalt der Ampelregierung, betrieben und betreiben eine aktive Geschichtspolitik. Die bunte und diverse »Einwanderungsgesellschaft«205, und damit verbunden die gesellschaftliche und kulturelle Transformation Deutschlands, soll unterfüttert werden mit der passenden Geschichtsinterpretation.

			In diesem Zusammenhang sorgte im April 2024 eine von Claudia Roth, ihres Zeichens Beauftragte für Kultur und Medien, eingeleitete Namensänderung für Aufsehen. Das »Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa« verlor seinen ursprünglichen Namen, weil die Staatsministerin es so wollte.206 Die Worte »der Deutschen« wurden kurzerhand aus dem Institutsnamen gestrichen. Laut Bundesregierung sei diese Entscheidung »im gegenseitigen Einvernehmen« mit den Verantwortlichen im Institut beschlossen worden.

			

			Der Bund der Vertriebenen – einstmals mächtiger Interessenverband der deutschen Heimatvertriebenen aus den Ostgebieten, heutzutage aufgrund seines schwindenden Einflusses eher ein Thema für mediale Randnotizen – war angesichts der Namensänderung außer sich: »Für uns als Verband und viele unserer Mitglieder fühlt es sich so an, als habe man sich ›der Deutschen entledigt‹ und wirke dadurch mit am Unsichtbar-Machen eines originären Teils deutscher Geschichte. Unser Schicksal passt wohl nicht mehr zum ideologischen Zeitgeist einer von ›Mobilität und Migration geprägten Einwanderungsgesellschaft‹«, kritisierte Präsident Bernd Fabritius in der FAZ.207

			Erinnerungspolitik für die Einwanderungsgesellschaft

			Die Entscheidung jedoch stand fest. Gerüttelt wurde an ihr nicht mehr. Über ihre Funktion als Staatsministerin für Kultur und Medien hatte Roth längst eine erinnerungspolitische Wende eingeläutet, in der für tragische Aspekte der deutschen Geschichte, wie etwa die Vertreibung der Bevölkerung aus den Ostgebieten, kaum Platz ist. Tatsächlich ist es für Roth zentral, »eine Erinnerungspolitik für die Einwanderungsgesellschaft zu gestalten«, wie sie bereits im Februar 2024 in einem Gastbeitrag für den Tagesspiegel klarstellte.208

			Das Gedenken an die deutschen Vertriebenen wird heruntergedrosselt und eingemeindet in das Leid aller Migranten, die sich jemals auf den Weg in die Bundesrepublik gemacht haben: »Erinnerungspolitik in einer Einwanderungsgesellschaft bedeutet auch, die Augen zu öffnen für die Traumata, die viele Eingewanderte in ihren Herkunftsländern auf dem Weg nach Deutschland oder hier erfahren haben – angefangen mit dem Kolonialismus bis hin zu Erfahrungen von Rassismus und Ausgrenzung in Deutschland.« Roth sieht sich als treibende Kraft eines Gesellschaftsumbaus mit ideologischem Auftrag: Erinnerungskultur könne »ihre zukunftsgestaltende Kraft nur entfalten«, wenn sie »auch als gesellschaftlicher Auftrag« verstanden werde.

			Die richtige Geschichtspolitik soll die Grundlage schaffen, um die sich fortsetzende Masseneinwanderung zu legitimieren. Deutschland ist schließlich ein »modernes Einwanderungsland«, wie es Innenministerin Nancy Faeser beständig zum Ausdruck bringt. Auch zahlreiche NGOs propagieren seit Jahren ein positives Verständnis der Masseneinwanderung nach Deutschland und lobbyieren entsprechend.209 Erinnerungskultur schaffe »einen politisch respektvollen Umgang mit der Diversität unserer Gesellschaft«, ergänzte Grünen-Politikerin Roth dazu in ihrem Gastbeitrag für den Tagesspiegel.210

			Aus diesem Grund erarbeitete die Beauftragte für Kultur und Medien ein »Rahmenkonzept Erinnerungskultur«211, für das laut Bundesregierung auch »die relevanten Akteure aus Zivilgesellschaft, Gedenkstättenarbeit und Wissenschaft in einen breiten Diskussionsprozess« mit einbezogen wurden. Die Gespräche fanden bis Mitte April 2024 statt. Im Anschluss daran wurde das Rahmenkonzept »auf drei großen gesellschaftspolitischen Dialogforen in Berlin, Bonn und Dresden unter umfassender Beteiligung von zahlreichen Akteurinnen und Akteuren der Zivilgesellschaft diskutiert«.

			Radikale Umkehr in der Geschichtspolitik

			Im Sommer 2024 schließlich legte man den Entwurf auch dem Parlament vor. Ein Grundgedanke des Papiers wird bei der Lektüre schnell klar: Die Bundesrepublik dient nurmehr als »buntes« und »vielfältiges« Bevölkerungsareal, als verlockendes Gebiet ohne Grenzen, in das jeder migrieren kann. Deshalb soll vor allem die »europäische und internationale Einwanderungsgeschichte unseres Landes Teil einer aktuellen Erinnerungskultur werden«, heißt es im Entwurf.

			In Köln soll dazu bis 2029 ein »Haus der Einwanderungsgesellschaft«212 entstehen, fokussiert auf das Thema Migration. Am Aufbau des Hauses sind unter anderem auch die »Neuen deutsche Medienmacher*innen« beteiligt, jener Verein, der sich für »mehr Vielfalt in den Medien« einsetzt und über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« allein von 2021 bis 2024 rund 1,5 Millionen Euro einstrich.

			Im Konzeptpapier wird der Aufbau des Museums auch so begründet: »Deutsche Geschichte ist auch die Geschichte der Vorfahren derjenigen, die zu uns gekommen sind.« Das ist historisch falsch, denn die Geschichte der Vorfahren von türkischstämmigen Einwanderern aus den 1960er-Jahren ist die Geschichte der Türkei und nicht diejenige Deutschlands. Und die Geschichte der Vorfahren eines syrischen Asylbewerbers ist die Geschichte des syrischen Volkes.

			Letztlich geht es um eine radikale Umkehr in der Geschichtspolitik: Nicht die Migranten sollen künftig aus den historischen Erfahrungen der Deutschen lernen, sie verstehen, annehmen und wertschätzen, sondern die Deutschen sich ihrer Identität entledigen und der postmigrantischen Gesellschaft öffnen.

			Dazu wird die Geschichte Deutschlands im Papier nicht in seiner Gesamtheit begriffen, sondern fragmentiert und auf »Momente demokratischen Fortschritts« reduziert. Doch selbst diese Momente bleiben im Rahmenkonzept zeitlich eng umgrenzt und selektiv. Demokratische Meilensteine wie das Wartburgfest 1817 bleiben außen vor. Nicht verwunderlich, denn sonst müsste die Ampel-Regierung das leidige Thema Studentenverbindungen ansprechen, die heutzutage ohnehin unter dem Generalverdacht des Rechtsextremismus stehen.

			Positive Aspekte der deutschen Geschichte abseits jener »Momente demokratischen Fortschritts« sucht man indes vergebens. Die Gründung des deutschen Nationalstaats 1871 soll lediglich als »Kampf für eine demokratische Ordnung im Deutschen Kaiserreich ab 1871« erzählt werden. Die deutschen Befreiungskriege ab 1813 gegen Napoleon bleiben gänzlich unerwähnt.

			Kolonialismus als dritte Säule der Erinnerungspolitik

			Stattdessen nimmt nun das Thema Kolonialismus einen breiten Raum ein, der »Leid und Unrecht über andere Kontinente gebracht und die selbstbestimmte Entwicklung der Völker nachhaltig behindert« habe. Die damaligen Ereignisse und Erfahrungen würden bis heute »die politisch-gesellschaftlichen Verhältnisse in den ehemals kolonisierten Gebieten und deren Beziehungen zu den ehemaligen Kolonialmächten« beeinflussen, heißt es im Papier.

			Neben den beiden Säulen »Nazi-Diktatur« und »SED-Diktatur« soll der Kolonialismus als dritte Säule der Erinnerungspolitik installiert werden, ungeachtet dessen, dass Deutschland lediglich 35 Jahre (1884–1919) Kolonien besessen hat. »Die Erinnerung an das deutsche Kolonial-Unrechtssystem und dessen Aufarbeitung bildet eine notwendige neue erinnerungskulturelle Aufgabe«, schreiben die Autoren des Konzeptpapiers. »Weiße koloniale Täter« sollen deshalb in der Gedenkpolitik durch »Vertreter des antikolonialen und antirassistischen Widerstands« ersetzt werden. Die Bilderstürmerei im heutigen Deutschland wird sich damit fortsetzen, Straßenumbenennungen gehören längst zum guten Ton.

			Somit ist es interessant zu erfahren, wer denn die »zivilgesellschaftlichen Akteure« und »Experten« gewesen sind, die Roth bei der Ausarbeitung des Kolonialismus-Unterpunktes unterstützt haben. Eine Anfrage bei der Staatsministerin bringt Licht ins Dunkel.

			Im Bereich Kolonialismus waren dies die folgenden Lobbygruppen:

			
					Initiative Schwarze Menschen in Deutschland Bund e.V.

					Decolonize Berlin e.V.

					Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM)

					Beirat der Koordinierungsstelle zur nationalen Umsetzung der »UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft«

			

			Die Initiativen erhalten millionenschwere Förderungen durch den Staat, vor allem über das Programm »Demokratie leben!« des Bundesfamilienministeriums. Der 1985 gegründete Verein »Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland« will eigenen Angaben zufolge »die Interessen von Schwarzen Menschen in Gesellschaft und Politik« vertreten und »auf die Gesetzgebung Einfluss nehmen«.213

			Zum Zeitpunkt der Ausarbeitung des Papiers saß die Aktivistin Bafta Sarbo im Vorstand des Vereins. Die Sozialwissenschaftlerin ist bekennende Marxistin und seit Jahren in der linksradikalen Szene aktiv.214 In der taz wurde sie zudem als »BDS-Unterstützerin, welche sich klar gegen die Existenz Israels positioniert«, bezeichnet. Auf ihrem mittlerweile gelöschten X-Account teilte Sarbo eine Morddrohung, in der frei nach RAF-Terroristin Ulrike Meinhof zitiert wurde: »Wir sagen, natürlich, die Springer-Journalisten sind Schweine, wir sagen, der Typ an der Tastatur ist ein Schwein, das ist kein Mensch, und so haben wir uns mit ihm auseinanderzusetzen. Das heißt, wir haben nicht mit ihm zu reden, […] und natürlich kann geschossen werden.«

			Die Mitarbeiter des Vereins »Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland« fordern einen radikalen Systemwandel, denn der Westen wird lediglich als System rassistischer Unterdrückung verstanden. Pressesprecher Tahir Della etwa postete auf seinem Privatblog ein Bild der marxistischen »Black Panthers«-Bewegung um Angela Davis mit der Unterzeile: »Weiße Menschen, niemand verlangt von euch, dass ihr euch für eure Vorfahren entschuldigt, wir verlangen von euch, dass ihr das System, das sie aufgebaut haben, niederreißt und demontiert.«215

			In der Öffentlichkeitsarbeit des Vereins ist auch die selbst ernannte »Schwarze Fett-Aktivistin« Christelle Nkwendja-Ngnoubamdjum aktiv, die sich »klar gegen Gewichtsdiskriminierung« in einer »fettfeindlichen« Gesellschaft positioniert, den Bereich »Body Positivity« aber auch um das Thema Rassismus ergänzen will.216

			Ein »großes Reeducation-Programm«

			Tahir Della, Pressesprecher der »Initiative Schwarzen Menschen in Deutschland«, ist zugleich auch Vorstandsmitglied im Verein »Decolonize Berlin«, der ebenfalls am »Rahmenkonzept Erinnerungskultur« beteiligt war. In diesem Fall stammen die staatlichen Fördermittel vom Land Berlin. Aus der Berliner Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe flossen von 2020 bis 2024 rund 1,6 Millionen Euro in den Verein, der sich darüber aufregt, dass »viele Straßen im Berliner Stadtraum Männern gewidmet sind und viele weißen Menschen«217.

			Die »weiße Mehrheitsgesellschaft des Globalen Nordens« müsse endlich »Verantwortung für die koloniale Vergangenheit und ihre Verbrechen« übernehmen, heißt es in einer Publikation von »Decolonize Berlin«. »Die Wirkmacht des Kolonialismus« erstrecke sich »bis in die Gegenwart«. Doch »von den Unterdrückungssystemen des (Neo-)Kolonialismus profitiere bis heute »nur eine kleine weiße Minderheit«. Weiße Menschen, das sei das große Problem, würden »ihre privilegierte Position oft nicht wahrnehmen«.218

			Auch Mitglieder des Beirats der Koordinierungsstelle zur nationalen Umsetzung der »UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft« wurden in die Ausarbeitung des Rahmenkonzepts miteinbezogen. Diese wurden bereits unter CDU-Kanzlerin Angela Merkel ins Leben gerufen, um anti-schwarzen Rassismus zu bekämpfen. »In den Jahren 2022 und 2023 wurden knapp 300 000 Euro für die Koordinierungsstelle und den Beirat aufgewandt«, teilt das Bundesfamilienministerium auf Anfrage von mir mit. Für das Jahr 2024 konnte noch keine abschließende Summe genannt werden.

			Im Beirat sitzt etwa Maisha M. Auma, Professorin für Diversity Studies in Magdeburg, die in Deutschland vor allem ein Problem ausmacht: weiße Menschen. »Wenn wir über Rassismus sprechen, schweigen wir oft vom Weißsein«, meint sie. »Wir müssen über diesen weißen Elefanten im Raum mehr reden.« Auma ist auch eine scharfe Kritikerin des »weißen Feminismus«. Dieser hätte sich die antirassistische Kritik angeeignet, obwohl sie schwarzen Personen vorbehalten sei: »Das Intersektionalitätsparadigma ist ein Kernbestandteil Schwarzer Wissensproduktion. Im deutschsprachigen Raum aber wurde ihm ein sehr weißzentrischer, sehr westzentrischer Charakter übergestülpt.«219

			Alle Vereine, die am Rahmenkonzept mitarbeiteten, verschreiben sich also einer intersektionalen Opferhierarchie. Auch das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung, dessen Chefin Naika Foroutan wie beschrieben von einem »großen Reeducation-Programm«220 für die Deutschen in Sachen Rassismus träumt, betrachtet die Bundesrepublik als ein strukturell-rassistisches Land. Die Ergebnisse der DeZIM-Forschungsarbeiten lesen sich meist ähnlich: Schuld an allem ist stets der omnipräsente Rassismus der deutschen Mehrheitsgesellschaft, welcher im Kolonialismus wurzelt.

			Diese Denkweise soll nun also in die Vergangenheitsbewältigung der Europäer einfließen. »Die UN-Dekade bietet eine Möglichkeit, Menschen afrikanischer Herkunft und deren Belange in den Mittelpunkt zu stellen«221, meint etwa Florence Samkange-Zeeb, Sozialepidemiologin und ebenfalls Mitglied des Beirats der Koordinierungsstelle.

			Blinde Flecken

			Die Geschichtspolitik jener Personen, die sich auf die »Critical Race Theory« und verwandter Fächer wie die »Postcolonial Studies« berufen, weist jedoch zahlreiche blinde Flecken auf. Mitunter wird auch mit »Fake History« agiert. Einer dieser blinden Flecken ist etwa der muslimische Sklavenhandel, der im Gegensatz zum transatlantischen Sklavenhandel bei den linken Lobbygruppen der »Zivilgesellschaft« fast vollständig ausgeblendet wird. Kein Wunder, denn so wird mitunter begründet, warum es keinen Rassismus gegen Weiße gegen könne.222

			Von 650 bis 1920 schätzt der US-Historiker Ralph Austen eine Zahl von 17 Millionen Deportationen versklavter Afrikaner, die in den muslimischen Kulturkreis verschleppt wurden. Demgegenüber stehen 11,5 Millionen deportierte Afrikaner im transatlantischen Sklavenhandel (von 1450 bis 1870). Auch die knapp 1,2 Millionen Europäer, die zwischen 1530 und 1780 Opfer islamischer Versklavung wurden, tauchen in diesen Debatten kaum auf.

			Zudem wird die Kolonialgeschichte der Deutschen, also die 35 Jahre zwischen 1884 und 1919, nicht in seinen Nuancen betrachtet. Der US-Historiker Seymour Drescher schildert beispielsweise das rabiate Vorgehen der Deutschen gegen die Versklavung afrikanischer Stämme durch andere afrikanische Ethnien in seinen Kolonien, vor allem in Ostafrika: »Die Intervention gegen Versklavungsrazzien und Sklavenhandel war schnell und hart. Innerhalb einer Dekade kam das Versklaven durch Razzien und Kidnapping zum Erliegen, desgleichen umfangreicherer Sklavenhandel. Im Norden von Kamerun, wo die koloniale Durchdringung lückenhaft blieb, war die deutsche Regierung nicht imstande, die Entwicklung voranzutreiben, da lokale Herrscher weiterhin Sklaven akkumulierten, durch Razzien wie durch Handel.«223

			Hier wird ein weiterer Punkt angesprochen, der bei den Postkolonialisten häufig verschwiegen wird. Der Akt der Versklavung in Afrika geschah fast immer durch afrikanische Ethnien, die den Sklavenhandel mit den Europäern und Arabern als Einnahmequelle nutzten, um ihre Macht auszubauen.

			Während Sklaverei in der Menschheitsgeschichte eine Konstante aller Hochkulturen war, gab es jedoch nur eine Hochkultur, die die Sklaverei in ihrem Machtbereich abgeschafft hat: die europäische Zivilisation. Federführend waren hier vor allem die Briten, die unter Einsetzung enormer Ressourcen, und ohne ökonomisch davon zu profitieren, mit den Schiffen der Royal Navy ab 1808 den Sklavenhandel auf den Weltmeeren unterbanden. Sklavenhändler wurden Piraten gleichgestellt.

			Der deutsche Althistoriker Egon Flaig schreibt dazu: »Es wird beharrlich geleugnet, dass es Afrikaner waren, die jene fast 30 Millionen Exportierten versklavten – und schlimmer als Sklavenhaltung und -handel ist immer und überall die gewaltsame Versklavung. Selbstverständlich wird abgestritten, dass die westliche Kolonialisierung – und nur sie – die Sklaverei in Afrika beendet hat, im mühsamen Kampf gegen die afrikanischen Eliten und Versklaver-Ethnien.«224

			Dabei geht es mitnichten um eine Reinwaschung der deutschen Kolonialgeschichte und seiner Gräueltaten, sondern um das Aufmerksammachen auf »Fake History«, mit der viele postkoloniale Denker arbeiten. Auch in den deutschen Debatten werden die Rufe nach Reparationszahlungen lauter.225

			Debakel für Claudia Roth

			Doch ein nuancierter Blick auf den Kolonialismus entspricht eben nicht der Lesart der linken Lobbygruppen oder der von Claudia Roth – deshalb sollte er geschichtspolitisch ausradiert werden. Entsprechend stellte die Staatsministerin gemäß ihres »Rahmenkonzepts« Bedingungen für alle Museen oder Ausstellungen, die sich mit dem Thema »Kolonialismus« auseinandersetzen wollen. »Die Einbindung von Vertretern der Herkunftsgesellschaften oder der Zivilgesellschaft wird Fördervoraussetzung bei Kulturprojekten zur Aufarbeitung der Kolonialvergangenheit in den von BKM geförderten Einrichtungen.«

			Für Museen, die zumeist auf staatliche Gelder angewiesen sind, wäre es damit nicht mehr möglich, staatliche Fördermittel zu erhalten, ohne diese linksradikalen Gruppen in die geplante Ausstellung miteinzubeziehen.

			Letztlich schob das Bundeskabinett den Überlegungen von Claudia Roth einen Riegel vor. Der Widerstand gegen das »Rahmenkonzept Erinnerungskultur« hatte im April 2024 drastisch zugenommen. In einem offenen Brief hatten die Leiter der Gedenkstätten in Deutschland kritisiert, das Papier enthalte keine »auf wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende Analyse von erinnerungskulturellen Herausforderungen«.226 Die Mängel seien so gravierend, »dass der vorliegende Entwurf nicht weiterverfolgt werden sollte«.

			Historiker wandten sich vor allem gegen die Ausweitung staatlichen Gedenkens auf alle möglichen Bereiche – wodurch die Verbrechen des Nationalsozialismus, aber auch der SED-Diktatur in den Hintergrund träten. Somit geriet die Ausarbeitung für Claudia Roth zum Debakel.

			In einem abschließenden Statement im Juni 2024 versprach Roth jedoch, weiter für ihr Ansinnen zu werben: »Andere wichtige Themenfelder wie der Kolonialismus, die Geschichte des Rechtsterrorismus und des staatlichen Versagens in dieser Sache, das Erinnern in der Einwanderungsgesellschaft und die Demokratiegeschichte werden von der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien mit Expertinnen und Experten sowie zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren weiter beraten.«227

			Der Versuch einer geschichtspolitischen Umwälzung in der deutschen Kulturlandschaft und im Bildungssystem, angefeuert durch derartige Vorhaben, dürfte sich fortsetzen, wenn weiterhin linke Parteien die Kulturinstitutionen besetzen.

			Ein Mythos soll geschaffen werden

			Auch auf einem anderen Feld der Geschichtspolitik wird ebenfalls mit breiter Front angegriffen. Den 63. Jahrestag des Gastarbeiterabkommens mit der Türkei im Oktober vergangenen Jahres nutzte die Bundesregierung, um eine mittlerweile beliebte Geschichtslüge zu verbreiten: Ohne die türkischen Gastarbeiter hätte es kein deutsches Wirtschaftswunder gegeben, hieß es in einem Videobeitrag der Bundesregierung.228

			Auch andere Vertreter der Ampelkoalition fielen in der Vergangenheit mit ähnlich revisionistischen Äußerungen auf. So hatte die Integrationsbeauftragte Reem Alabali-Radovan (SPD) im Juli behauptet: »Gast- und Vertragsarbeiter*innen kamen in den 50er- bis 70er-Jahren nach Deutschland. Sie haben unser Land mit aufgebaut und stark gemacht.« Zusätzlich ergänzte sie: »Sie waren das Rückgrat der Industrie.«229

			Auch aus dem NGO-Komplex raunen zahlreiche Experten seit Jahren ähnliches. So behauptete der Ökonom Thomas Bauer, langjähriger Vorsitzender des Sachverständigenrates deutscher Stiftungen für Integration und Migration, der durch das Bundesinnenministerium finanziert wird, schon 2010 in der Zeit: »Das deutsche Wirtschaftswunder wäre ohne Gastarbeiter gar nicht möglich gewesen.«230

			Das geschichtspolitische Vorgehen der Bundesregierung hat also Methode. Hier soll ein Mythos geschaffen werden. Je öfter die Lüge wiederholt wird, desto mehr Leute glauben auch den alternativen Fakten. Nach und nach sickert in der Bevölkerung der Gedanke ein, dass erst die türkischen Gastarbeiter das Wirtschaftswunder ermöglicht hätten. Tatsächlich jedoch könnte die Verdrehung der eigenen Geschichte kaum größer sein.

			Zwar haben Gastarbeiter selbstverständlich zum Wohlstand des Landes beigetragen. Der auf Instagram ausgesprochene Dank der Bundesregierung ist also durchaus berechtigt. Doch sie konnten nur nach Deutschland kommen, weil die Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg ihre Industrie und Infrastruktur bereits wieder funktionsfähig gemacht hatten. Das Land war schon wieder aufgebaut, und so war es möglich, ausländische Arbeitnehmer in größerer Zahl zu beschäftigen.

			Das sogenannte Wirtschaftswunder hatte bereits eingesetzt, als noch kein einziges Gastarbeiterabkommen unterschrieben war. Die gesamten 1950er-Jahre über gab es eine durchschnittliche Wachstumsrate von 8,2 Prozent.231 Das Jahr 1955 wurde zum wachstumsstärksten Jahr der deutschen Geschichte. Die Wirtschaft wuchs um 12,1 Prozent. Auch die Reallöhne stiegen um zehn Prozent, sodass der Konsum angekurbelt wurde und der Auto-Bestand sich um 19 Prozent vergrößerte. Das Land brummte. Schon Anfang der 1960er-Jahre ging dieser Investitionsboom langsam zurück.

			Genau im wachstumsstärksten Jahr 1955, zehn Jahre nach Kriegsende, schloss die Bundesrepublik ein erstes Gastarbeiter-Abkommen mit Italien. 1956 kamen erstmals rund 12 000 italienische Arbeitskräfte nach Deutschland. In den Jahren danach folgten jeweils rund 20 000. Später kamen weitere Abkommen hinzu: mit Griechenland (1960), Spanien (1960), Türkei (1961), Marokko (1963), Südkorea (1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und Jugoslawien (1968).

			Von der reinen Zahl her spielten die Gastarbeiter in der Arbeitswelt zu Beginn eine geringe Rolle. 1960 gab es etwa 26,2 Millionen Erwerbstätige in Westdeutschland. Von diesen stammten 280 000 Personen aus dem Ausland232, wobei nicht alle Gastarbeiter waren. Das »Rückgrat der Industrie«, von dem etwa die SPD-Staatsministerin Reem Alabali-Radovan im Juli sprach, bildeten zu diesem Zeitpunkt deutsche Arbeiter. Bis 1973 wuchs die Zahl der ausländischen Beschäftigten auf 2,6 Millionen Personen.

			Kontrolle über die Vergangenheit

			Diese Fakten stellen keinesfalls die Lebensleistung vieler Gastarbeiter in Frage. Vielmehr diskreditiert die bewusste Geschichtsfälschung der Bundesregierung erst die geleistete Arbeit der Italiener, Spanier oder Türken. Denn zum Wohlstand des Landes haben viele hart arbeitende Männer, die häufig im Bergbau tätig waren, und ihre nachziehenden Familien natürlich beigetragen. Dennoch bleiben in der Nacherzählung der Gastarbeitergeschichte auch die negativen Aspekte meist außen vor.

			Noch Anfang der 1980er-Jahre urteilte der spätere Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) über die türkischen Gastarbeiter: »Nicht integrationsfähig und auch im Übrigen nicht integrationswillig.«233 Später gab er bei einem Besuch der britischen Regierungschefin Margaret Thatcher zu Protokoll: Deutschland habe kein Problem mit den Portugiesen, den Italienern, selbst den Südostasiaten, weil diese Gemeinschaften sich gut integrierten. Aber die Türken kämen »aus einer sehr andersartigen Kultur«.

			Derartige Aussagen sind heutzutage in der CDU undenkbar. Doch tatsächlich scheiterte in vielen Fällen gerade bei türkischen Gastarbeitern die Integration. Parallelgesellschaften gibt es in deutschen Großstädten schon seit den 1980er-Jahren, nicht erst seit 2015.

			Wer die Geschichte eines Volkes derart verdreht, wie es die vergangene Bundesregierung beim Thema Gastarbeiter machte, der verfolgt damit bestimmte Ziele. Denn Geschichtspolitik ist immer der Versuch, die Kontrolle über die Vergangenheit zu erlangen, um so die Zukunft im Sinne der eigenen Politik zu gestalten.

			Und hier ist die Agenda von Parteien wie den Grünen oder der SPD klar. Das stete Mantra lautet: Wir sind eine Einwanderungsgesellschaft. Es brauche eine vermehrte »Fachkräftezuwanderung«, die aus wirtschaftlicher Perspektive überlebensnotwendig sei. Ohne die Hilfe von außen würden wir es nicht schaffen. Die Bevölkerung soll Einwanderung als ausschließlich positiv bewerten, ohne zu hinterfragen, ob die momentane Asyl-Einwanderung überhaupt sinnvoll ist.

			

			14. Denunzianten und Diskurswächter: Meldestellen überall

			Die Bundes- und Landesregierungen führen in Deutschland einen unbarmherzigen Kampf gegen »Hass und Hetze«. Doch es sind nicht nur Grüne und SPD, die sich auf diesem Gebiet hervortun: Vor allem in unionsgeführten Bundesländern genießt der Kampf gegen »Hate Speech« Priorität. Ob Hessen, Nordrhein-Westfalen oder Bayern: Allerorts sprießen Meldestellen aus dem Boden, welche häufig von linken Organisationen betrieben werden, die reichlich Steuermittel abgreifen.

			Schon im März 2024 warnte Hessens Ministerpräsident Boris Rhein (CDU): »Diese Zeiten fordern von uns Demokratinnen und Demokraten, gemeinsam zu handeln. Wir sind dazu verpflichtet, Hass und Hetze standhaft entgegenzutreten.«234 Im Gegensatz zur Bundes-CDU will die CDU-geführte Landesregierung in Hessen ein landeseigenes Demokratiefördergesetz auf den Weg bringen. Im Koalitionsvertrag wurde festgehalten, ein solches Demokratiefördergesetz zu implementieren, das nicht nur die »politische Bildung« fördern, sondern auch »die Melde- und Beratungsstellen« in »ihren Aufgaben und Strukturen« verankern soll.235

			Artig bedankten sich im hessischen Parlament auch die Grünen für diese Idee. Denn mit einem Demokratiefördergesetz würde das linke, zivilgesellschaftliche Vorfeld der Partei langfristig mit reichlich Steuermitteln ausgestattet werden, ohne dass man überhaupt selbst Teil der Landesregierung sein müsste: »Es braucht endlich eine dauerhafte Förderung einer Demokratieinfrastruktur«236, bekräftigte im Landtag die 27-jährige Grünen-Abgeordnete Lara Klaes, ihres Zeichens »Sprecherin für Demokratieförderung, Extremismusprävention, Justizvollzug und Flucht«. »Verbände, Vereine und Trägerschaften müssen sich darauf verlassen können, dass ihre Arbeit gefördert, wertgeschätzt und vor allem abgesichert wird.«

			Strafrechtlich nicht relevant? Egal!

			Diese Zivilgesellschaft ist in Hessen ein fester Bestandteil beim »Kampf gegen Hasskriminalität«. So hat das Innenministerium schon vor Jahren die Meldestelle »HessenGegenHetze« ins Leben gerufen. Als Partner ist dort das »Beratungsnetzwerk Hessen« mit an Bord, in dem sich »über 50 staatliche und zivilgesellschaftliche Träger« sammeln, wie das Innenministerium auf Anfrage erklärt. Über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« erhielt das Netzwerk seit 2020 rund 9,1 Millionen Euro. Dazu kamen 5,5 Millionen Euro aus dem hessischen Innenministerium. Ebenfalls interessant: Auch der linke Anwaltsverein »HateAid« dient als zentraler Partner der Meldestelle, bei der sich Personen melden können, die »Hate Speech im Netz oder extremistische Aktivitäten« gesichtet haben wollen.

			Die Daten der Meldestelle werden dann an die »Zentralstelle zur Bekämpfung der Internetkriminalität (ZIT)« weitergeleitet, für die die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt zuständig ist. Fünf Oberstaatsanwälte und 17 Staatsanwälte durchforsten hier in Zusammenarbeit mit dem Bundeskriminalamt das Internet nach möglicherweise strafbaren Inhalten. Wie ein Sprecher des ZIT im März des vergangenen Jahres mitteilte, hatten die Staatsanwälte seit 2020 bislang 6500 Meldungen aus der Meldestelle überprüft. Knapp 2500 Meldungen wurden frühzeitig als nicht strafrechtlich relevant eingestuft. In etwa 4000 Fällen wurde zwar ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, doch 1800 dieser Verfahren wurden auch wieder eingestellt.

			

			Bleiben 2200 Ermittlungsverfahren, also knapp ein Drittel der ursprünglichen Meldungen, bei denen bislang rund 1150 Tatverdächtige aufgespürt wurden. Doch da die Verfahren durch die Staatsanwaltschaften am jeweiligen Wohnort der Person geführt werden, gibt es keine Statistik darüber, wie viele dieser Personen tatsächlich zu Geld- oder Haftstrafen verurteilt worden sind. Die übrigen etwa 1050 Ermittlungsverfahren sind noch nicht abgeschlossen, teilt der Sprecher mit.

			Sicher ist damit nur: Eine deutliche Mehrzahl der Meldungen beim staatlichen Portal »HessenGegenHetze«, das von steuerfinanzierten Vereinen wie »HateAid« unterstützt wird, ist strafrechtlich nicht relevant. Doch wie »HateAid« es auf ihrer Seite formuliert, ist das auch ziemlich egal: »Ganz wichtig: Wenn du dir nicht sicher bist, ob der Kommentar tatsächlich strafrechtlich relevant ist oder nicht, denk daran: Lieber einmal zu viel als einmal zu wenig melden!«237

			Radikale Fantasien

			Das Bundeskriminalamt listet auf ihrer Internetseite nicht nur das hessische Portal »HessenGegenHetze« als mögliche Anlaufstelle, bei der sich Denunziationswillige melden können, sondern auch ein Portal, das in Bayern und Baden-Württemberg seine Wurzeln hat.

			Seit 2017 existiert die Meldestelle »REspect!«. Die bayerische Justiz weist stolz darauf hin, dass Privatpersonen »Hass und Hetze bei der Meldestelle REspect! anzeigen«238 können. Diese wird betrieben von einem privaten Träger, der also über keine Kompetenz in Sachen Strafverfolgung verfügt. Das bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales stellte für die Meldestelle seit 2022 rund 270 000 Euro bereit, wie eine Sprecherin auf Anfrage mitteilt. Stolz berichtet das Team auf der Website von über 80 000 Meldungen (Stand: Januar 2025), die seit 2017 eingegangen sein sollen. Diese hätten zu rund 22 500 Anzeigen geführt.

			Die entscheidende Frage wird jedoch auch hier nicht beantwortet: Zu wie vielen Verurteilungen kam es nach diesen Anzeigen? Im Oktober hagelte es öffentlich scharfe Kritik an der Bundesregierung. Der Grund: Die von einem Grünen-Politiker geführte Bundesnetzagentur hatte für die Umsetzung des umstrittenen »Digital Services Act« (DSA) der EU den ersten »Trusted Flagger« ernannt, nämlich den Verein »REspect!« Die Trusted Flagger sollen als »vertrauenswürdige Hinweisgeber« und verifizierte Meldestellen Hinweisen auf rechtswidrige Inhalte im Internet nachgehen.

			Die Zensur wird damit an private Organisationen ausgelagert. Chef von »REspect!« ist der Islamwissenschaftler Ahmed Gaafar. In einer 2021 veröffentlichten Doku des öffentlich-rechtlichen Mediums »Funk« hatte der Leiter der Meldestelle noch erklärt, auch legale Inhalte im Netz zu melden. Ziel sei, dass die Plattformen diese Inhalte löschen.

			Mehrere Organisationen haben sich nun für die Rolle des Trusted Flagger bei der Bundesnetzagentur beworben. Bislang will die Bundesregierung jedoch nicht verraten, welche weiteren Organisationen dies sind. Doch in einer Bundestagsanfrage aus dem Jahr 2023 taucht zumindest ein weiterer Verein auf: »Organisationen mit nachgewiesener Sachkompetenz wie der Bundesverband RIAS sollten als vertrauenswürdige Hinweisgeber (sogenannte ›Trusted Flagger‹) anerkannt werden.«239

			Die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus RIAS ist eine Meldestelle für antisemitische Handlungen, doch auch hier arbeiten Mitarbeiter mit radikalen Fantasien. So etwa Dora Streibl, die 2016 als Studentin auf ihrem Twitter-Account zum Besten gab: »Es gibt keine schlechten Gulags im richtigen Kommunismus.« Oder aber: »Sachsen als Reservat für Deutsche fände ich ja eine Überlegung wert. Wir könnten es Gulag nennen.«

			Denunziationsstellen in privater Hand

			In Bayern besitzt der Kampf gegen »Hasskriminalität« unter Landesfürst Markus Söder (CSU) ohnehin Priorität. Im Freistaat wurde mit David Beck im Februar 2024 sogar ein eigener Staatsanwalt zum »Hate-Speech-Beauftragten der Bayerischen Justiz« ernannt. In dieser Funktion koordiniert er die Arbeit von 22 Sonderdezernenten örtlicher Staatsanwaltschaften, die »Hass und Hetze im Internet« verfolgen sollen. Gleichzeitig werden dubiose NGOs wie »Strong!« finanziert, eine Fachstelle zur Meldung von »queerfeindlichen Straftaten«240.

			Doch auch in Nordrhein-Westfalen schreitet man bei diesem Thema zügig voran. Im Juli 2022 begann das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen vier neue Meldestellen einzurichten, eine weitere gab es bereits.

			Neben der bereits gestarteten Meldestelle Antisemitismus sollten auch die Themen »Queerfeindlichkeit«, »antimuslimischer Rassismus«, »Antiziganismus« sowie »anti-Schwarzer, antiasiatischer und weitere Formen von Rassismus« eine eigene Meldestelle erhalten. Diese Meldestellen sollen explizit auch Vorfälle »unterhalb der Strafbarkeitsgrenze erfassen, analysieren und dokumentieren«. Laut der Landesregierung »handelt es sich um niedrigschwellige Möglichkeiten der Meldung diskriminierender oder als diskriminierend empfundener Vorfälle«.241

			Als Träger der Portale suchte die Landesregierung unter CDU-Ministerpräsident Hendrik Wüst mehrere linke Vereine und Organisationen aus. Im Bereich Queerfeindlichkeit waren dies etwa das »Queere Netzwerk NRW«, der Lesben- und Schwulenverband oder der Verein »Geschlechtliche Vielfalt Trans* NRW«. Für die Rassismus-Meldestelle wurden mehrere Migrantenverbände ausgesucht, darunter auch das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM), das aus dem Bundesfamilienministerium von 2017 bis 2024 über 70 Millionen Euro erhielt.

			Jede der vier geplanten Meldestellen hat seit Sommer 2022 jährlich 140 000 Euro eingestrichen, ab 2024 sogar 165 000 Euro. In diesem Jahr sollen es 180 000 Euro sein. Seitdem ist jedoch nicht viel passiert – das Steuergeld versickerte. Nun heißt es vage, die vier Meldestellen sollen im Frühjahr 2025 an den Start gehen.

			Weshalb aber dauert der Aufbau einer Meldestelle drei Jahre? Was ist mit dem Steuergeld passiert? Das Ministerium von Josefine Paul (Grüne) begründet die Wartezeit auf meine Anfrage hin mit einer »intensiven Konzeptions- und Aufbauphase«.

			So oder so: Die offensichtliche Steuerverschwendung mündet nun in einem Klima der Denunziation, schließlich soll auch »Verhalten«, das auch »unterhalb der Strafrechtsgrenze« liegt, gemeldet werden, wie die Behörde von Ministerin Paul schreibt. Private Träger erhalten damit zensurartige Macht, obwohl sie über keinerlei demokratische Legitimation verfügen. Selbst in der eigenen Partei von Hendrik Wüst wurde lautstark Kritik geübt. CDU-Kommunalpolitiker in Nordrhein-Westfalen sprachen von einer »Übergriffigkeit des Staates« und einer »Blockwartmentalität«242.

			Deutliche Kritik hatte auch der frühere Präsident des Verfassungsgerichtshofs für Nordrhein-Westfalen, Michael Bertrams, für das Melden von Vorgängen unterhalb der Strafbarkeitsgrenze übrig: »Darüber, ob eine Diskriminierung strafbar ist oder nicht, entscheiden in einem Rechtsstaat nicht private Vereine, sondern der Staat in dafür vorgesehenen Verfahren bei Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht«, erklärte er im Kölner Stadt-Anzeiger. Jene Meldestellen würden Gefahr laufen, sich »zu Denunziationsstellen in privater Hand zu entwickeln«.243

			Familienmitglieder melden

			Auch aus Berlin kennt man mittlerweile derartige Denunziationsstellen. Die Berliner Beratungsstelle »entschwört« fordert Menschen dazu auf, Familienmitglieder zu denunzieren, die »Verschwörungserzählungen« glauben, »krude Videos teilen« oder »Alternativmedien« lesen. Finanziert wird das Projekt, das im Juni 2021 gegründet wurde, über das Programm »Demokratie leben!« aus dem Bundesfamilienministerium.

			Der Verein begrüßt es, Familienmitglieder zu melden und entsprechende Personen aus dem Familienkreis auszugrenzen: »Du bist überfordert, weil dein Vater dir krude Videos schickt und rassistische Verschwörungserzählungen im Familienchat teilt?«, heißt es in einem Werbevideo des Vereins. »Gefühle wie Ohnmacht und Kontrollverlust, wie beispielsweise während der Corona-Pandemie, können dazu führen, dass Menschen anfangen, an Verschwörungserzählungen zu glauben.«244

			Die Menschen würden glauben, dass »Politik und Medien die Strippen ziehen«. Das gebe den Leuten die Möglichkeit, die Verantwortung abzugeben, »wenn im eigenen Leben etwas schiefgeht«. Deshalb fordert die Beratungsstelle: »Wenn du den Eindruck hast, auch deine Familienmitglieder oder Freund*innen leben langsam in einer anderen Realität, melde dich bei uns.«

			Dem Denunzianten soll dann gezeigt werden, wie er sich »demokratisch positionieren« und »Haltung gegen Hetze zeigen« könne. Bereits seit Gründung des Vereins sichert die staatliche Finanzierung seine Tätigkeiten. Von Juni 2021 bis Ende 2023 erhielt »entschwört« über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« demnach 251 082,40 Euro. Für 2024 sind zusätzlich 115 053,96 Euro eingeplant.

			Zum Verschwörungsideologen wird man gemäß der Beratungsstelle recht schnell: »Angehörige teilen Inhalte von kruden Kanälen oder sogenannten ›Alternativmedien‹ in Familienchats, halten sich nur noch auf Youtube und Telegram auf«, heißt es dazu auf der Internetseite. Deshalb sollen diese Menschen denunziert werden. Betroffene können sich zu einem Beratungsgespräch melden.

			In einer Antwort der Berliner Senatsverwaltung auf eine schriftliche Anfrage245 findet sich auch die genaue Anzahl der Personen, die sich 2023 zu einem solchen Gespräch gemeldet hatten. So gab es im gesamten Jahr 281 Personen, die sich für ein solches bei »entschwört« gemeldet hatten. Im selben Zeitraum erhielt die Beratungsstelle allein über »Demokratie leben!« 115 100 Euro. Das macht einen Durchschnitt von 410 Euro an Kosten pro Beratungsgespräch.

			Das Projekt »entschwört« ist Teil eines ganzen Verbundes an Organisationen, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, Privates in die Öffentlichkeit zu zerren. Seit 2023 koordiniert »entschwört« das »Berliner Netzwerk gegen Verschwörungserzählungen«246, dem insgesamt sieben mehrheitlich durch den Staat finanzierte Vereine angehören. Das Netzwerk arbeitet eng mit der Berliner Landeszentrale für politische Bildung zusammen. Träger des »entschwört«-Projektes ist die »pad bGmbH«. Die wiederum hat das »Berliner Register«247 ins Leben gerufen, einen Online-Pranger, der dazu auffordert, »Diskriminierung und extrem rechte Aktivitäten« zu melden.

			Anfangs enthielt das Berliner Register sogar noch Namen der angeprangerten Personen, die sich nicht etwa strafbar gemacht hatten, sondern lediglich die falsche Meinung vertraten. Ein Beispiel war die an der Humboldt-Universität tätige Biologin Marie-Luise Vollbrecht, die öffentlich verkündete, dass es nur zwei Geschlechter gibt – und deshalb wegen »LGBTIQ*«-Feindlichkeit im Berliner Register landete. Ebenfalls landen dort Unmutsbekundungen zum Thema Gendern. Allein 2023 flossen aus der Berliner Senatsverwaltung rund 830 000 Euro an die Berliner Registerstellen.

			Bei der »pad bGmbH« sind noch weitere Projekte angesiedelt, etwa »Eltern stärken«. Laut der Senatsverwaltung soll es »Beratung, Fortbildung und Coaching für Fachkräfte für den professionellen Umgang mit Eltern, die diskriminierende bis hin zu rechtsextremen Einstellungen äußern«, bieten. »Das Projekt erhält im Förderjahr 2024 eine staatliche Zuwendung in Höhe von insgesamt 87 799,46 Euro.« So viel ist sicher: Der staatlichen Finanzierung von Vereinen, die sich primär damit beschäftigen, dass Bürger andere Bürger denunzieren, sind vorerst kaum Grenzen gesetzt.

			Geschäftsmodell: simpel, aber genial

			Auch andere Vereine profitieren durch den Kampf gegen »Hate Speech« enorm, so etwa der Verein HateAid. Das Geschäftsmodell der gemeinnützigen GmbH ist simpel, aber genial: Prominente Politiker bei ihren Prozessen gegen »Hasskommentare« unterstützen und dafür auch noch Millionen vom Staat abkassieren. Wer aber steckt hinter der linken Lobbyorganisation, die sich ebenfalls vehement für das »Demokratiefördergesetz« oder ein »Gesetz gegen digitale Gewalt« einsetzt?

			Grundsätzlich hat der 2018 gegründete »gemeinnützige Verein« ein hehres Ziel: Er will Menschen helfen, die im Internet von Hass bedroht sind. »Rechtsradikale und andere Demokratiefeind*innen vereinnahmen das Internet«, warnt HateAid auf seiner Homepage. Sie würden versuchen »gezielt durch Hass und Desinformation die Gesellschaft zu spalten«.

			Unter dem Motto »Du hast das Recht …«248 fuhr HateAid 2024 eine öffentlichkeitswirksame Plakat-Kampagne in zahlreichen deutschen Großstädten. Eine zentrale Forderung: Die Bundesregierung solle noch stärkere gesetzliche Maßnahmen ergreifen, um »Plattformen zur Verantwortung zu ziehen« und »das Internet zurückzuholen«.

			So fordert der Verein etwa die schnelle Einführung eines »Gesetzes gegen digitale Gewalt«, an dem das Justizministerium ohnehin arbeitet. Unter anderem geht es dabei um »richterlich angeordnete Accountsperren«. Der Fokus der Arbeit von HateAid liegt jedoch auf der juristischen Unterstützung von Opfern von Hass im Internet durch ein Team von »geschulten Betroffenenberater*innen«. Anwälte stehen bereit, um entsprechende Prozesse zu führen. Mitunter werden auch die Prozesskosten durch einen Hilfe-Fonds übernommen.

			Die wohl prominentesten Politiker, die HateAid gerichtlich unterstützt hat, waren Claudia Roth (Grüne), Sawsan Chebli (SPD) und Renate Künast (Grüne)249. Fragen, ob hier auch die Prozesskosten übernommen wurden, beantwortete HateAid nicht. Aus der Pressestelle der Staatsministerin Roth hieß es: »Da es sich um keinen Vorgang unseres Hauses handelt, liegen uns hierzu weder Informationen vor, noch sind wir für Fragen diesbezüglich zuständig. Bei Fragen zu HateAid wenden Sie sich doch an die Pressestelle von HateAid.« In der Öffentlichkeit verkauft sich die Beratungsstelle als unabhängige, zivilgesellschaftliche Organisation – tatsächlich jedoch kassiert HateAid vom Staat Millionen.

			Von 2020 bis 2022 erhielt HateAid 344 000 Euro aus dem Bundesministerium der Justiz. Im selben Zeitraum kamen aus dem Bundesfamilienministerium über das Programm »Demokratie leben!« noch mal 787 813,73 Euro obendrauf. 2023 stieg der Betrag auf 497 000 Euro aus dem Justizministerium und 696 405 Euro aus dem Bundesfamilienministerium. Im vergangenen Jahr gab es 699 031,06 Euro aus dem Topf »Demokratie leben!«. Allein der Bund finanzierte die Organisation damit in den vergangenen Jahren mit über drei Millionen Euro Steuergeld.

			50 Prozent der Anteile von HateAid gehören der Kampagnenplattform Campact, die insbesondere durch die Organisation von »Demos gegen Rechts« bekannt wurde. Spannend sind vor allem die Finanzflüsse des Vereins: Während die Campact-Tochter HateAid Millionen vom Staat kassiert, überwies Campact kurz vor den Landtagswahlen in Sachsen und Thüringen 161 300 Euro an die Grünen. Dazu spendete man 66 600 Euro an die Linkspartei.

			Einer möglichen Steuermittel-Umverteilung widerspricht der Verein jedoch vehement: »Campact e.V. erhält weder mittelbar noch unmittelbar Fördermittel aus einem Bundesministerium oder von einer anderen staatlichen Institution. Campact e.V. bekommt zudem keinerlei Mittel von der HateAid gGmbH und partizipiert auch nicht an den Erlösen der gemeinnützigen Gesellschaft«, versichert man in einer Pressemitteilung.

			»Unterfinanzierte Zivilgesellschaft«?

			Gründerin, Anteilseignerin (25 Prozent) und Geschäftsführerin ist die Journalistin Anna-Lena von Hodenberg, die in den öffentlich-rechtlichen Medien Dauergast ist, um über »Hass im Netz« aufzuklären. In ihrem Team arbeiten fast ausschließlich Frauen aus dem Grünen-nahen Milieu, darunter beispielsweise die Grünen-Politikerin Jenny Brunner, die für ihre Partei in Dortmund als Stadträtin aktiv ist und erfolglos für den Landtag kandidierte.

			

			Auch HateAid-Anwältin Verena Haisch ist im NGO-Komplex eine umtriebige Netzwerkerin. Sie sitzt im Vorstand des »Deutschen Juristinnenbundes«250, »ein unabhängiger frauenpolitischer Verband«, der sich als »Brandmauer gegen Rechts« versteht und verschiedene Projekte der Bundesregierung wie das Selbstbestimmungsgesetz mit unterstützenden juristischen Stellungnahmen begleitete. Der Juristinnenbund arbeitet auch eng mit Organisationen wie dem Bundesverband Trans* zusammen.

			Einerseits fordert HateAid das Löschen von rechten Hass-Postings. Wenn es aber um entsprechende linke Aktivitäten im Netz geht, sieht es anders aus: HateAid übernahm beispielsweise die Prozesskosten von Travis Brown, einem US-amerikanischen Datenanalysten, der in Berlin lebt. Unter dem Namen »Hassreden-Tracker« hatte er einen Online-Pranger erstellt, der Posts der »extremen Rechten« sammeln wollte, bei dem aber auch zahlreiche konservative und liberale X-Accounts auftauchten – darunter etwa der britische Autor Douglas Murray oder der Philosoph Sam Harris. Aufgrund der Doxing-Richtlinien von X, damals noch Twitter, wurde Browns Account gesperrt.

			HateAid wollte dagegen vorgehen, übernahm die anwaltliche Vertretung und die Prozesskosten des linken Aktivisten. Zusätzlich interessant: Brown erstellte den »Hassreden-Tracker«251 für den in Berlin ansässigen Verein »Prototype Fund«. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung finanzierte das Projekt mit knapp 32 000 Euro. Die Bundesregierung setzte also Steuergeld ein, mit dessen Hilfe Online-Pranger erstellt werden – und eine von der Bundesregierung finanzierte Lobbygruppe setzte sich anschließend für den Ersteller dieser Doxing-Liste ein.

			Für die Zukunft setzt HateAid vor allem auf das »Demokratiefördergesetz«. Das Geld vom Staat soll weiter fließen. »Eine unterfinanzierte Zivilgesellschaft gefährdet die Demokratie«, heißt es auf der Seite der Beratungsstelle für »Betroffene von Online-Hassrede und Hasskommentaren«.

			Kaum verwunderlich also, dass sich HateAid Ende 2023 einem Aufruf von 87 linken Lobbygruppen angeschlossen, in dem diese sich über mögliche Einschnitte bei der Förderung beschwerten. »Die Haushaltssperre des Bundes hat dramatische Folgen: Es droht das Sterben einer ganzen zivilgesellschaftlichen Landschaft, die sich seit Jahren für unsere Demokratie stark macht«, warnte darin Anna-Lena von Hodenberg. »Insbesondere in diesen Zeiten, in denen rechtsextreme Bewegungen Zulauf erhalten, ist das brandgefährlich. Die Bundesregierung muss jetzt handeln, um das Schlimmste zu verhindern.«252

			Einschränkung der Pressefreiheit

			Gerade was das Löschen von Postings in den sozialen Netzwerken angeht, machten in den vergangenen Jahren immer wieder Vereine aus dem NGO-Komplex auf sich aufmerksam, die eine Form der soften Zensur unterstützten. Lange Zeit erschienen bei Facebook beispielsweise Warnhinweise, wenn man nach bestimmten Personen oder Medien suchte: »Diese Suchbegriffe können mit extremistischen Gruppen und Individuen in Verbindung gebracht werden«, hieß es dann. Facebook arbeite mit »Organisationen zusammen, die helfen, die Verbreitung von Hass und gewalttätigem Extremismus zu verhindern«.

			Aufklärung erhalte der Facebook-Nutzer beim »Violence Prevention Network« (VPN). Per Mausklick gelangte man auf die Webseite des VPN, einer deutschen Nichtregierungsorganisation, die im Bereich Extremismusprävention sowie Deradikalisierung tätig ist. Mittlerweile sind die alarmierenden Hinweise verschwunden.

			Wenn aber auf einer Tech-Plattform wie Facebook, auf der sich heutzutage die öffentliche Meinungsbildung maßgeblich abspielt, ein Medium mit Extremismus und Hass in Verbindung gebracht wird, ist die damit verbundene Einschränkung der Pressefreiheit groß. Dabei sind derartige Warnhinweise bei gewerblichen Anbietern von Medien herabsetzend und damit eigentlich wettbewerbswidrig. Das Problem: Kaum jemand wehrt sich juristisch dagegen.

			Somit bleibt festzuhalten: Eine private NGO besitzt eine wichtige Türsteher-Funktion über den öffentlichen Diskurs. Den unbedarften Nutzer könnten derartige Warnhinweise naturgemäß abschrecken. Womit unmittelbar auch wirtschaftliche Konsequenzen für den Gebrandmarkten verbunden sind. Wer oder was ist also das Violence Prevention Network?

			Ziel: institutionalisierte Zusammenarbeit

			Der 2004 gegründete Verein sieht sich als »einen Verbund erfahrener Fachkräfte, die seit Jahren mit Erfolg in der Deradikalisierung extremistisch motivierter Gewalttäter sowie der Extremismusprävention tätig sind«. Seit 2015 wird die pädagogische Beratungsstelle vor allem über das Programm »Demokratie leben« des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert.

			Noch vor zehn Jahren erhielten verschiedenste Projekte des Netzwerks 330 000 Euro. Die Summe steigerte sich von 340 000 Euro (2016) über 1 875 130 Euro (2017) und 2 910 720 Euro (2018) auf 3 360 115 Euro im Jahr 2019. In den Jahren 2020 und 2021 erhielt die Organisation 2 932 419,86 Euro und 3 005 891,70 Euro an Projektmitteln, dazu kommt eine generelle Förderung des Vereins in Höhe von mittlerweile 600 000 Euro jährlich.253

			Auch aus mehreren Bundesländern erhält man finanzielle Unterstützung. Das Gesamtbudget für das Jahr 2019 gab das VPN mit 7 535 003,10 Euro an. Die finanziellen Mittel sind also ausreichend vorhanden, um mittlerweile über 100 hauptamtliche Mitarbeiter zu beschäftigen.

			Seinen Einfluss macht der Verein auch bei der Beratung der Bundesregierung geltend. So nahm VPN 2020 an den Voranhörungen zum »Kabinettsausschuss zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus« teil, der über die Verteilung von über einer Milliarde Euro im »Kampf gegen Rechts« beriet.

			Vertreter der Organisation saßen dabei im Panel 1, das vom Staatssekretär des Innenministeriums, Markus Kerber, geleitet wurde. Hier ging es unter anderem um eine »Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Sicherheitsbehörden, Justiz, staatlichen und zivilgesellschaftlichen Trägern« im Bereich der Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus.

			Der offizielle Bericht über das Treffen auf der Seite des BMI listet eine der zentralen Forderungen, die seitens der Teilnehmer kam: »Die Zusammenarbeit zwischen NGOs und staatlichen Exekutivorganen« solle »institutionalisiert werden«, heißt es im Papier.254 Private Organisationen verlangen also mehr Einfluss auf den staatlichen Aufgabenbereich. Der Wunsch des Violence Prevention Network wurde spätestens im Februar 2025 erhört. Innenministerin Nancy Faeser (SPD) verkündete die Schaffung der bundesweiten Anlaufstelle »Beratungskompass Verschwörungsdenken«. Und wer darf das Projekt durchführen? Das Violence Prevention Network – gemeinsam mit der Amadeu Antonio Stiftung und dem Zentrum für angewandte Deradikalisierungsforschung. Die Beratungsstelle soll Menschen helfen, die überzeugt sind, innerhalb der Familie, des Freundeskreises oder in der Schule würden Verschwörungstheorien verbreitet werden. Entsprechendes kann dann telefonisch oder online gemeldet werden.

			

			Hauptfokus auf Rechtsextremismus

			Den verstärkten Fokus der Bundesregierungen auf den »Kampf gegen Rechts« wusste das VPN früh für sich zu nutzen. Schon 2015 verkündete das Netzwerk: »Das Erstarken von rechtspopulistischen Parteien und Bewegungen wie Pegida oder AfD steigert die Notwendigkeit, wieder vermehrt Projekte im Bereich Rechtsextremismus zu implementieren.«255 Schnell erkannte man die Möglichkeit, als Reaktion auf die Gründung der Partei weitere Fördermittel aufzutreiben: »Dies wird auch bei Violence Prevention Network zu neuen Projektaktivitäten führen«, hieß es damals.

			Und so liegt der Hauptfokus auf dem Rechtsextremismus. Wenngleich der Verein in seinen Broschüren selbst fragt, ob dieser nicht auch die Bereiche »Nationalkonservatismus, Neue Rechte, Nationale bzw. Konservative Revolution« umfasse, »oder doch nur Nationalsozialismus und Neonazismus«? Die Pädagogen versuchen nicht nur im Internet aufzuklären, sondern auch in alle öffentlichen Bereiche hineinzuwirken.

			Mitunter reicht der Arm des Vereins bis in die Kindergärten. Mit dem Projekt »Early Birds«256 soll Diskriminierung bereits im Vorschulalter bekämpft werden. Erzieher sollen im Umgang mit Eltern trainiert werden, »die sich diskriminierend, pauschalisierend und abwertend gegenüber bestimmten Menschengruppen äußern und verhalten«. Als Stichworte werden dabei »Islamfeindlichkeit«, »Feindbild Flüchtlinge« sowie »Rechtspopulismus und Rechtsextremismus« genannt.

			

			Eklat in der Moschee

			Das zweite große Thema bei der Beratungsstelle ist der Islamismus. Es sei »deutlich geworden, dass sich die Fälle junger Menschen, die islamistischen Radikalisierungsprozessen ausgesetzt sind, in Deutschland häufen«, heißt es in einer Publikation. VPN bietet Hilfe und Aufklärung in Gefängnissen an, um islamistische Insassen möglichst zu resozialisieren, versucht radikalisierte Personen mit pädagogischer Arbeit zu entideologisieren und leistet Aufklärungsarbeit in Moscheen.

			Dabei greift der Verein mitunter selbst auf Mitarbeiter mit zweifelhaftem Ruf zurück. Lange Zeit koordinierte Pinar Çetin das Kooperationsprojekt »Bahira«, eine Zusammenarbeit zwischen dem »Violence Prevention Network« und der Ditib-Sehitlik-Moschee in Berlin-Neukölln. Die türkischstämmige Politologin veranstaltete im Rahmen des Programms Workshops in den Räumen der Moschee. Nach der Bundestagsresolution 2016 zum Völkermord an den Armeniern hatte sie den Genozid als Lüge bezeichnet. »[Die Abgeordneten sollten] überlegen, wie sie mit so einer Lüge und Verunglimpfung uns gegenüberstehen wollen. Insbesondere Abgeordnete mit sogenannter türkischer Herkunft haben keine Haltung zeigen können«, sagte sie.257

			Später kam es in der Moschee zum Eklat: Nach einer heftigen Verbalattacke auf Çetin stellte der Verein das Projekt zur Deradikalisierung ein. Die 36-Jährige wollte gerade zum Vortrag vor einer Schulklasse ansetzen, da umringten sie fünf aufgeregte Männer. Der türkische Religionsattaché Ahmet Fuat Çandır verwies sie lautstark des Hauses, da sie ein falsches Islambild vermitteln würde.

			

			Sozialarbeiterromantik stößt an Grenzen

			Auch ein anderer Fall beweist, wie die Sozialarbeiterromantik mitunter an ihre Grenzen stößt. Als 2020 in Dresden der Tourist Thomas L. ermordet wurde, geriet auch VPN in die Schlagzeilen. Denn der afghanische Täter, der aus Hass auf Homosexuelle mit dem Messer zustach, saß vorher im Gefängnis, wo er vom »Violence Prevention Network« betreut wurde. Seine islamistische Weltsicht legte er offenbar nicht ab. »Ein Restrisiko bleibt«, bedauerte Geschäftsführer und Diplom-Pädagoge Thomas Mücke später in der taz.258 »Bei Deradikalisierung muss man davon ausgehen, dass es zu Rückfällen kommen kann. Sie können nicht jedes Feuer löschen, aber verhindern, dass es einen Flächenbrand gibt. Das trifft im Übrigen auch auf die Sicherheitsbehörden zu.«

			Seit 2017 arbeitet Facebook auch mit dem staatlich finanzierten Portal Correctiv zusammen, die vom Bund seit 2014 rund 2,5 Millionen Euro an Steuergeld erhielt. Die Zusammenarbeit lief bislang so: Correctiv entschied selbstständig, welche Beiträge man prüfte. Dafür, dass Facebook die Recherchen dann nutzen durfte, erhielt Correctiv eine Vergütung.

			Nun aber droht das Aus: Denn Mark Zuckerberg kündigte Anfang Januar an, die Faktenprüfer abzuschaffen und sie durch ein Community-Notes-System nach dem Vorbild von X zu ersetzen – beginnend in den USA. Sollte der Schritt auch in Deutschland durchgeführt werden, würde das erhebliche Einbußen für Correctiv und andere Faktenchecker bedeuten. Das Entsetzen in der linken Politikblase war groß. Sind das die Vorboten eines größeren Wandels?

			

			15. Das Trans-Netzwerk

			In Deutschland gibt es nur wenige hundert Personen, die sich selbst außerhalb der Kategorien »männlich« oder »weiblich« verorten. Das Phänomen Inter- oder Transgeschlechtlichkeit ist in Politik und Medien jedoch nicht gerade unterrepräsentiert. Das hat seinen Grund: Die Lobbygruppen aus der LGBTQ-Szene netzwerken seit Jahren und haben ihren Einfluss dank staatlicher Finanzhilfen stetig vergrößert.

			Eine der größeren Lobbygruppen dieser Community ist beispielsweise der »Bundesverband Trans* e.V.«, der das »geschlechtliche Selbsterleben« als »zentral für die Definition von Geschlecht« sieht. Biologie steht für sie nicht mehr im Zentrum der Geschlechtlichkeit. Der Verein erhielt von 2020 bis 2024 knapp 2,4 Millionen Euro an staatlichen Fördermitteln. Allein im vergangenen Jahr zahlte das Bundesfamilienministerium rund 600 000 Euro. Der Verband forderte seit Jahren die Ablösung des Transsexuellengesetzes durch ein Selbstbestimmungsgesetz, »das eine Änderung des Namens und Geschlechtseintrags vor dem Standesamt auf Basis der Selbstauskunft ermöglicht«. Die Forderung trug bekanntlich Früchte.

			Regenbogenportal

			Die Interessengeflechte der Szene laufen meist im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) zusammen, das über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« den Großteil der Finanzierung der Lobbygruppen verantwortet. Der parlamentarische Staatssekretär im Ministerium, Sven Lehmann (Grüne), war in der vergangenen Legislaturperiode als Queer-Beauftragter der Bundesregierung tätig. Eine weitere wichtige Netzwerkerin war die grüne Ministerialrätin Ina-Marie Blomeyer, die das Referat »Gleichgeschlechtliche Lebensweisen & Geschlechtliche Vielfalt« leitet.

			Unter ihrer Verantwortung trieb das BMFSFJ auch eigenständig Projekte voran, die sich an trans- und intergeschlechtliche Menschen richten. So baute die Behörde vor wenigen Jahren die Onlineseite »Regenbogenportal« auf, das »informative Beitrage zu LSBTQ-Themen aus unterschiedlichen Lebens- und Gesellschaftsbereichen« liefern soll. Hierfür gab das Ministerium seit 2017 über 1,5 Millionen Euro aus.

			Das Informationsportal ging im Mai 2019 online, als noch Franziska Giffey (SPD) die Behörde leitete, war jedoch der Öffentlichkeit lange Zeit unbekannt. Zahlreiche Lobbygruppen wirkten an diesem Projekt mit. Nicht nur der Bundesverband Trans* e.V., auch der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) »haben in unterschiedlichen Phasen der Konzeption unterstützt und beraten«, heißt es auf der Seite des »Regenbogenportals«.

			Im Oktober 2022 wurde jedoch öffentlich, dass die Bundesregierung auf der Seite Kindern zur Einnahme von Pubertäts-Blockern riet. »Bist du noch sehr jung? Und bist du noch nicht in der Pubertät? Dann kannst du Pubertätsblocker nehmen«, war dort zu lesen. »Pubertäts-Blocker sind besondere Medikamente. Das Wort Blocker heißt: etwas stoppen. Diese Medikamente sorgen dafür, dass du nicht in die Pubertät kommst. Das heißt, dein Körper entwickelt sich erst mal nicht weiter. Weder in Richtung Frau. Noch in Richtung Mann. So hast du mehr Zeit zum Nachdenken. Und du kannst in Ruhe überlegen: Welcher Körper passt zu mir. Hormone nehmen; Vielleicht sagst Du auch: Nein, ich bin mir ganz sicher. Dieser Körper passt wirklich nicht zu meinem Gefühl. Dann kannst Du bestimmte Hormone bekommen.«

			

			Nachdem mediale Kritik an dem Text aufkam, wurde der dritte Satz leicht verändert, sodass es nunmehr auf der Homepage heißt: »So kannst du deinen Arzt/ deine Ärztin fragen, ob dir Pubertäts-Blocker helfen können.«

			Offenbarungsverbot

			Höhepunkt des LGBTQ-Netzwerkes war jedoch die Einführung des Selbstbestimmungsgesetzes. Vor allem ein Paragraf könnte gesellschaftlich für dramatische Einschnitte sorgen: das Offenbarungsverbot. Mit dem Verbot könnte das Aussprechen der biologischen Wahrheit bußgeldbewehrt werden. Ändert eine Person ihren Vornamen, ist es gemäß Paragraf 13 künftig untersagt, den ursprünglichen Vornamen ohne Zustimmung dieser Person zu offenbaren oder auszuforschen, es sei denn, dass besondere Gründe des öffentlichen Interesses dies erfordern oder ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht werden kann.

			Auch die neue Geschlechtszugehörigkeit darf nicht hinterfragt werden. Wer dies dennoch tut und »dadurch die betroffene Person absichtlich schädigt«, dem droht laut Paragraf 14 ein Bußgeld in Höhe von bis zu 10 000 Euro. Das Problem: Wie soll ein Gericht entscheiden, ob jemand absichtlich oder fahrlässig gehandelt hat, wenn er eine biologische Frau, die sich als Mann versteht, auf der Straße als Mann anspricht. Denn wenn die Trans-Person Anzeige erstattet, steht Aussage gegen Aussage und ein Bußgeld droht.

			Auch an anderer Stelle kann das Offenbarungsverbot dramatische Auswirkungen haben. Gemäß Selbstbestimmungsgesetz können 14- bis 18-Jährige das eigene Geschlecht auch gegen den Willen ihrer Eltern frei anpassen. Denn stimmen die Eltern nicht zu, kann ein Familiengericht nach dem Kindeswohl entscheiden.

			Die eigenen Großeltern oder auch Lehrer dürfen eine 15-Jährige, die sich selbst als männlich versteht und den Vornamen gewechselt hat, dann nicht mehr als Mädchen adressieren. Sprechen sie die 15-Jährige jedoch weiterhin bei ihrem Mädchennamen an, droht ihnen gemäß Paragraf 14 ein Bußgeld bis zu 10 000 Euro, weil sie gegen das Offenbarungsverbot verstoßen.

			Schon im Transsexuellengesetz von 1981 war ein solches Offenbarungsverbot festgelegt, laut dem »die zur Zeit der Entscheidung geführten Vornamen nicht offenbart oder ausgeforscht werden« dürfen. Doch ein Verstoß dagegen blieb sanktionslos. Mit dem Selbstbestimmungsgesetz drohen nun bis zu 10 000 Euro Strafe.

			Jahrelange Lobbyarbeit

			Was in der öffentlichen Debatte aber meist außen vor blieb: Dem Gesetz liegt eine jahrelange Lobbyarbeit von verschiedenen Vereinen und Organisationen zu Grunde, die seit geraumer Zeit auf ein solches Gesetz hinarbeiten. Im Entstehungsprozess des Entwurfs waren einige der Vereine direkt beteiligt. Vorab luden die verantwortlichen Ministerien von Lisa Paus (Grüne) und Marco Buschmann (FDP) zahlreiche Lobbyvereine ein, Stellungnahmen abzugeben, um so auf das Gesetz einwirken zu können. Die Liste der 87 Organisationen und Verbände weist Dutzende Akteure aus dem identitätspolitischen Milieu der sogenannten Zivilgesellschaft auf.

			Neben alten Bekannten wie der »Amadeu-Antonio-Stiftung« nahmen Vereine wie der »Bundesverband Trans* e.V.«, der »Lesben- und Schwulenverband e.V.«, »Trans-Inter queer e.V.«, das »Trans-Kinder-Netz« oder »Transgender Europe« Einfluss auf das Gesetzesvorhaben. Viele dieser Lobbyverbände sind direkt vom Staat abhängig.

			Die Fördermittel sind in den vergangenen Jahren rasant gestiegen. Der »Bundesverband Trans e.V.« etwa, der sich ganz offen für irreversible Operationen bei Trans-Kindern ausspricht, steigerte seine Einnahmen über die vergangenen Jahre konstant. Erhielt der Lobbyverband 2020 noch 288 682,14 Euro, waren es 2021 bereits 418 198,38 Euro. 2022 nahm der Verein rund eine halbe Million Euro ein. Die beiden darauffolgenden Jahre waren es jeweils knapp 600 000 Euro, 2025 sollen es 475 000 Euro werden.

			Auch der Lesben- und Schwulenverband in Deutschland (LSVD) kann sich nicht beklagen. Er erhielt über »Demokratie leben!« 2024 rund 471 000 Euro. Vor fünf Jahren lag der Betrag noch bei 203 900 Euro. Mitglied des LSVD ist auch der Queerbeauftragte Sven Lehmann (Grüne).

			Die Lobbygruppe »Trans-Inter queer e.V.« griff von 2013 bis 2018 insgesamt über 400 000 Euro an Steuermitteln ab. Eine Stellungnahme für das Selbstbestimmungsgesetz reichte auch das »Queere Netzwerk NRW« ein, das in Nordrhein-Westfalen für den Aufbau von Meldestellen verantwortlich ist, bei dem »transfeindliche Personen« denunziert werden können, ohne dass überhaupt eine Anzeige gegen sie vorliegt.

			Mit Einführung des Selbstbestimmungsgesetzes sind die Fördermittel für die Lobbyvereine natürlich nicht versiegt. Der vom Queerbeauftragen Sven Lehmann in die Wege geleitete »Aktionsplan Queer«259 sieht bereits weitere Bürokratieposten, Forschungsarbeiten und Aufklärungsinitiativen vor. Mehrere der oben genannten Lobbygruppen sind erneut mit an Bord, um den Aktionsplan voranzutreiben. Das Familienministerium plante 1,3 Millionen Euro ein für die Förderung von LGBTQ-Projekten. Davon sind allein für den »Start des Aktionsplan-Prozesses« 374 000 Euro vorgesehen.

			

			»Experimente mit ungewohnten Geschlechtsweisen«

			Mitunter greift der LGBTQ-Wahnsinn bereits bis in die Kindergärten ein. In Berlin gibt es etwa die »i-PÄD Kompetenzstelle«. Diese ist ein Dreh- und Angelpunkt der »intersektionalen Pädagogik«. Der Verein wurde 2011 gegründet und ist seit 2014 ein Projekt des Migrationsrats Berlin, eines Dachverbandes von über 70 Migrantenorganisationen in der Hauptstadt. Ein großer Teil des Budgets von »i-PÄD« und Migrationsrat stammt aus der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie, die von 2016 bis 2023 rund 1,9 Millionen Euro für »i-PÄD« lockermachte. Auch die Open Society Stiftung des US-Milliardärs George Soros überwies bereits 150 000 Euro an den Migrationsrat Berlin.

			Tuğba Tanyilmaz war lange Zeit Geschäftsführerin des Migrationsrats und auch Projektleiterin von i-PÄD. Der Verein arbeitet in Berlin mit mehreren Grundschulen direkt zusammen, um vor Ort Seminare abzuhalten. Bereits in den Kitas sollen die Kinder »klassische Klischees von Junge und Mädchen hinterfragen«, fordert man in der hauseigenen Broschüre »Trans in der Kita«260.

			Den Heranwachsenden erzählen die Referenten etwa folgende Sätze: »Viele Mädchen haben eine Vulva/Vagina, manche haben auch einen Penis.« Da es immer noch genügend Erziehungsberechtigte gibt, die derartigen Aussagen widersprechen, soll ein Keil zwischen die Kinder und die Eltern getrieben werden: »Mit den Kindern kann darüber gesprochen werden, dass das nicht alle Menschen (und insbesondere auch nicht alle Erwachsenen) wissen«, heißt es in der Broschüre.

			In jedem Fall sei es »unabdingbar, dass das trans Kind selbst entscheidet, ob es die Jungs- oder die Mädchentoilette (oder abwechselnd) nutzen möchte. Schützen Sie das Kind vor Kommentaren durch Kinder, Eltern und Pädagog*innen.« i-PÄD erhält bundesweit Aufmerksamkeit. Auf dem mittlerweile berühmt-berüchtigten Regenbogenportal des Bundesfamilienministeriums wird allen Pädagogen in Kitas und Schulen eine ausführliche Handreichung des Projekts empfohlen, die Kindern unter anderem eine Auseinandersetzung mit ihrer Hautfarbe nahelegt, denn »Weiß-Sein bedeutet Privilegien und Macht zu besitzen«.

			Projekte wie i-PÄD wachsen überall in der Bundesrepublik aus dem Boden. Aus einer Veröffentlichung des schleswig-holsteinischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren wird deutlich, in welche Richtung die Pädagogik in öffentlichen Einrichtungen sich entwickelt: Schon im jungen Alter sollen »queer-feministische und intersektionale Perspektiven« eine Rolle spielen, »männliche« und »weibliche« Rollenvorstellungen kritisch hinterfragt werden. »Experimente mit ungewohnten Geschlechtsweisen« könnten genutzt werden, um eine vielfältige Erziehung zu ermöglichen. Die Heranwachsenden sollen »Schwule, Lesben oder Transgender spielen«.

			Sogar im eher konservativen Sachsen finanziert das Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt mit bislang 752 350,23 Euro ein Projekt für einen »intersektionalen Ansatz zur Aus- und Fortbildung im Themenfeld Rassismus, Migration, Diskriminierung, Demokratie und Empowerment«. Jene Fortbildungen richten sich an alle Sozialpädagogen und Lehrer des Bundeslandes. Sie geben das Gelernte an die Kinder weiter. Den Eltern verbleibt die passive Rolle.

			

			16. Das Geschäft mit der Entwicklungshilfe

			»Muss nur noch kurz die Welt retten …«, sang Tim Bendzko 2011 und schuf damit unbewusst die Hymne für einen gigantischen Bürokratieausbau im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ). Jahr für Jahr verteilt die Behörde Milliarden an Steuermitteln in der ganzen Welt, während in Deutschland die Infrastruktur zerfällt. Und so dürfen sich nicht nur deutsche NGOs über ausreichend Steuermittel freuen, sondern auch internationale Projekte gehen nicht leer aus.

			Bei ihrer Arbeit bezieht sich das BMZ explizit auf die Agenda 2030 der Vereinten Nationen und ihren Grundsatz, »niemanden zurückzulassen«. Nicht nur in Antifa-Kreisen heißt es also »Leave no one behind«, sondern wortwörtlich auch auf der Homepage des BMZ261. Stolz verweist das Ministerium auf die zahlreichen Steuergeschenke, mit denen seit Jahren eine möglichst »feministische Entwicklungspolitik«262 vorangetrieben werden soll.

			»Frauen in all ihrer Diversität setzen die Elektromobilitätsrevolution in Indien in Bewegung«, frohlockte das Ministerium von Svenja Schultze (SPD) schon 2022. Seit 2017 waren 10,5 Millionen Euro an ein Projekt geflossen, mit dem »marginalisierte Personen« zu »E-Rikscha-Fahrerinnen« ausgebildet werden sollten. Stolz berichtete man: »Vor Umsetzung des SMART-SUT-Projekts gab es fast keine weiblichen Bus-, Rikscha- oder Taxifahrerinnen in Bhubaneswar, Indien. Seit Beginn der Maßnahme im Jahr 2020 wurden bereits 120 Frauen und Transgender-Personen ausgebildet.«

			Von 2021 bis 2023 verteilte das BMZ rund 12,3 Millionen Euro für die »Gestaltung demokratischer, solidarischer und gendergerechter Gesellschaften« in »Israel, Palästina, Jordanien, Libanon, Syrien, Irak, Iran, Saudi-Arabien, Jemen, Katar und Türkei«.263 Durch das Programm sollten »progressive zivilgesellschaftliche Akteure bei der Umsetzung ihrer Aktivitäten, Ansätze und Forderungen unterstützt« werden.

			Ohnehin sei »die weltweite Förderung der Menschenrechte und der Schutz von LSBTIQ+-Personen ein langfristiger Schwerpunkt und ein Querschnittsthema der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, das in allen Vorhaben berücksichtigt« werde. Deshalb bezuschusste das BMZ die »zivilgesellschaftlichen Organisationen Outright Action International und ILGA World«, zwei Dachverbände »für 1700 LSBTIQ+-Organisationen weltweit«.

			Mitunter gerät das Entwicklungsministerium für jene Ausgabenorgien unter heftigen Beschuss. Anfang Januar 2024 entspann sich über ganz Deutschland eine hitzige Debatte. Die Bauern gingen auf die Straße. Der Grund: Die Bundesregierung wollte sparen und den Landwirten die Agrardiesel-Subventionen streichen. Damit sollten knapp 450 Millionen Euro eingespart werden.

			Die Entwicklungshilfe aus dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung blieb hingegen im Haushalts-Chaos unangetastet. Schon 2022 hatten die Gesamtausgaben des BMZ einen Rekordwert von 13,8 Milliarden Euro erreicht. Das waren 1,5 Milliarden Euro mehr als ursprünglich geplant. Der Regierungsentwurf für 2024 sah einen Haushalt von 11,2 Milliarden Euro vor, im Jahr 2025 sollen es nur noch 10,3 Milliarden Euro werden. Während die Regierung für deutsche Bauern also kein Geld zur Verfügung stellen wollte, rollt in anderen Ländern der Rubel ganz kräftig.

			

			Deutsche Steuermittel für Bauern in aller Welt

			Im Ausland verteilt man weiterhin Millionen für landwirtschaftliche Projekte.264 So überweist die Bundesregierung seit Oktober 2022 und bis Ende 2026 knapp 209 Millionen Euro für das »Globale Programm für Landwirtschaft und Ernährungssicherung (GAFSP)«, das keinem konkreten Land zugeordnet ist. Zusätzlich stellt die Behörde bis Ende des Jahres rund 100 Millionen Euro für den »Klimabeitrag an das globale Landwirtschafts- und Ernährungssicherungsprogramm (GAFSP)« bereit. Das Geld geht in beiden Fällen zunächst an die Weltbank, von wo aus die Finanzmittel verteilt werden.

			Wie aber sieht es in einzelnen Ländern aus? Wo profitieren Bauern und die Landwirtschaft von deutschen Steuermitteln? Die Bundesregierung will bis Juni 2026 insgesamt rund 43 Millionen Euro nach Niger überweisen, um das »Programm ländliche Entwicklung und produktive Landwirtschaft – Ernährungssicherung und Kleinbewässerung« zu finanzieren. Ein ähnliches Projekt im westafrikanischen Land hatte den deutschen Steuerzahler von 2019 bis 2022 bereits 29 Millionen Euro gekostet. Doch damit nicht genug. Für ein weiteres Programm zur Förderung der produktiven Landwirtschaft waren bis Ende 2024 ebenfalls 19,7 Millionen Euro eingeplant.

			Im Libanon sollte unterdessen eine »lokale Landwirtschaft für die krisenbetroffene vulnerable Bevölkerung in elf Zielgemeinden« entstehen. Bis Ende 2024 zahlte der Bund hierfür 28,4 Millionen Euro. Auch in Äthiopien darf man sich freuen: Hier soll die Landwirtschaft nach dem Willen der Bundesregierung neu ausgerichtet werden. Das Ministerium für Entwicklungshilfe verspricht bis November 2025 rund 910 000 Euro für eine »inklusive Landwirtschaft« in der Region Oromia.

			

			»Klimaangepasste Landwirtschaft und nachhaltiges Wassermanagement« in Äthiopien waren der Ampelkoalition bis September 2024 rund 385 000 Euro wert. Auch der Boden des Landes am Horn von Afrika soll »durch die energetische und stoffliche Nutzung landwirtschaftlicher Reststoffe« verbessert werden. Kostenpunkt: 18,4 Millionen Euro bis Ende 2026. Immerhin 15 Millionen Euro sind in diesem Jahr »für Fonds zur Steigerung der Produktivität durch Innovation in der Landwirtschaft« eingeplant.

			11,2 Millionen Euro nach Madagaskar

			Während die Bauern in Deutschland um die Einkommen bangen, förderte das Ministerium von April 2019 bis zum 31. Dezember 2023 auch in Ägypten Innovationsprojekte zur »Einkommenssteigerung von Kleinbauern« mit sieben Millionen Euro. Zudem finanzierte man von Ende 2018 bis November 2024 »Verbände der ökologischen Landwirtschaft in Ägypten« mit 1,98 Millionen Euro.

			In der Provinz Malanje in Angola jubeln die Landwirte: Hier wird die »kleinbäuerliche Landwirtschaft« bis Ende 2025 mit 540 000 Euro gefördert. Auch in Uganda soll die »kleinbäuerliche Landwirtschaft« bis Ende des Jahres mit rund 1,46 Millionen Euro gefördert werden.

			Dennoch dürfte man angesichts der Summen neidisch nach Madagaskar blicken. Hierhin transferiert die Bundesregierung bis Juli 2025 für die »Anpassung landwirtschaftlicher Wertschöpfungsketten an den Klimawandel« insgesamt 11,2 Millionen Euro deutsches Steuergeld.

			Nach Armenien flossen bis Ende 2024 immerhin 550 000 Euro für »Integrierte Mehrebenen-Kapazitätenförderung für klimaangepasste Landwirtschaft im ländlichen Raum in Tavush, Shirak und Lori Marz«. In Südamerika steht hingegen alles im Zeichen der Gendergerechtigkeit. Der Steuerzahler kam für ein Programm zur »Förderung der ökologisch-landwirtschaftlichen Produktion und Vermarktung unter dem Aspekt der Gendergerechtigkeit im Departement Tarija, Bolivien« mit 349 000 Euro bis August 2024 auf.

			Nicht »rein rational« zu sehen

			»Female Empowerment« heißt hingegen das Stichwort in Südafrika. Von März 2022 und bis Januar 2024 finanzierte das Ministerium von Svenja Schulze (SPD) die »Verbesserung von Einkommen und Ernährung durch Stärkung einer diversifizierten, klimafreundlichen Landwirtschaft in von Frauen geführten Kooperativen« mit 179 250 Euro.

			In einer ZDF-Sendung von Markus Lanz wurde auch Grünen-Chefin Ricarda Lang auf skurrile Beispiele aus der Entwicklungshilfe angesprochen, darunter etwa »eine halbe Million für ökofeministische Entwicklungsalternativen in Südafrika«. Die Grünen-Politikerin beharrte jedoch darauf: »Das sind Dinge, von denen wir sehr konkret profitieren.« Dies seien eben keine Dinge, die rein national gesehen werden.

			Auch Kritik an den berühmten Radwegen von Peru wischte die Ampelkoalition stets als rechtsradikale Hetze beiseite. Eine »gezielte Kampagne von Rechtsradikalen« versuche, »mit falschen Zahlen und mit wirklichen Lügen« die Politik ihres Ministeriums anzugreifen, bedauerte Ministerin Schultze.

			Deutschland zahlt bis Ende 2025 für den Aufbau eines »nachhaltigen Fahrradschnellwegenetzes in Lima« 44 Millionen Euro. Dazu kommen 155 Millionen Euro als Kredite durch die deutsche Förderbank KfW. Durch die Fahrradwege verspricht sich die Bundesregierung »erhebliche positive Auswirkungen auf die Klimaziele Perus«.

			Die Förderung der Fahrradwege sei als Beitrag zum globalen Klimaschutz zu verstehen, entgegnete Entwicklungshilfeministerin Svenja Schultze ihren Kritikern später nochmals in der Zeit.265 Und auch die Unterstützung eines Programms zur positiven Maskulinität in Ruanda trage zur sozialen Stabilität in diesem Land bei, versicherte sie.

			Ohnehin stehe der Großteil der Deutschen hinter den weltweiten Ausgaben: »Die Mehrheit im Land sieht eine deutsche Verantwortung, sich bei der Lösung globaler Probleme zu engagieren. Ob das jetzt in der Klimapolitik ist oder beim Kampf gegen den Hunger.«

			Gigantischer Bürokratieapparat

			Um die Entwicklungshilfegelder in der Welt zu verteilen, schuf der Bund auch in diesem Bereich einen gigantischen Bürokratieapparat. Zentrale Anlaufstelle ist dabei die Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ), die sich selbst als »führenden Anbieter von Dienstleistungen der internationalen Zusammenarbeit« beschreibt.

			Die GIZ befindet sich zu 100 Prozent im Besitz des Bundes. Als Gesellschafter fungieren das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und das Bundesministerium der Finanzen (BMF). In rund 120 Ländern sind mittlerweile 25 600 Mitarbeiter beschäftigt, die sich darum kümmern, Projekte zum Laufen zu bringen und deutsches Steuergeld in der ganzen Welt zu verteilen.

			Mitunter bietet die GIZ auch Politikern aus der zweiten Reihe die Möglichkeit, am Ende ihrer Karriere noch einmal kräftig abzukassieren. Von 2012 bis 2022 stand die ehemalige Bundestagsabgeordnete und CDU-Politikerin Tanja Gönner an der Spitze der GIZ. Dann übernahm SPD-Politiker Thorsten Schäfer-Gümbel den Posten des Vorstandssprechers, der ihm laut »Corporate Governance Bericht«266 jährlich rund 260 000 Euro Gehalt einbringt.

			

			Kein Wunder also, dass im April 2023 auch der Bundesrechnungshof der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit ein vernichtendes Zeugnis ausstellte. Dessen Tenor: Niemand wisse eigentlich, was die GIZ genau mache. Die fünfseitige Analyse kam zu dem Schluss, dass die GIZ mit Daten arbeite, die schlichtweg keine verlässlichen Aussagen über den tatsächlichen wirtschaftlichen Erfolg ihrer Projekte zulassen. Doch die Millionen an die ganze Welt fließen seitdem trotzdem weiter.

			Hauptauftraggeber der GIZ bleibt das Entwicklungshilfeministerium, das sich auch in anderen Bereichen als der Landwirtschaft nicht lumpen lässt.

			Für die Sanierung von Wohngebäuden in der mongolischen Hauptstadt Ulan Bator bezahlte die Ampel-Regierung rund 6,2 Millionen Euro.267 »Grüne Kühlschränke für Haushalte« in Kolumbien finanzierte die Ampel mit 4,6 Millionen Euro. Der emissionsarme Anbau von Reis in Thailand wurde mit 8,1 Millionen Euro aus deutschen Steuergeldern unterstützt. Die »Urbane Klimaanpassung« in El Salvador unterstützte der deutsche Staat mit 12,5 Millionen Euro.

			

			17. Wie ein grünes Klima-Netzwerk die Rückkehr zur Kernenergie verhinderte

			Auch nach der Wahl diskutiert Deutschland weiterhin über eine mögliche Rückkehr zu Kernkraft. Dabei war der endgültige Atomausstieg im April 2023 vor allem ein Sieg mächtiger Interessengruppen, die sich über Jahre in den Bundesministerien breitgemacht haben.

			Das Geflecht aus grünen Lobbyvereinen spielte eine maßgebliche Rolle, den möglichen Wiedereinstieg in die Atomkraft zu verhindern. Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) gefährdete damit bewusst die deutsche Energieversorgung. Mit der Entlassung seines früheren Staatssekretärs Patrick Graichen im Mai 2023 schien die Affäre um den Atomausstieg für Habeck beendet. Doch angesichts von umfassenden Cicero-Recherchen268 rund ein Jahr später holten den Wirtschaftsminister die alten Geschichten wieder ein.

			Vetternwirtschaft

			Im Herbst 2021 hatte sich die Ampel-Regierung formiert. Robert Habeck wurde zum Wirtschafts- und Klimaminister ernannt. Als Staatssekretär holte er sich Patrick Graichen an Bord, der von 2014 bis 2021 als Direktor des Klima-Lobbyvereins »Agora Energiewende« tätig war.

			Der 52-jährige Graichen stolperte später über die sogenannte »Trauzeugen-Affäre«. Bei Graichens Eheschließung diente der Grünen-Politiker Michael Schäfer als Trauzeuge. Schäfer wiederum arbeitete seit April 2023 als Chef der Deutschen Energie-Agentur, kurz »dena«. Graichen war an dieser Entscheidung maßgeblich beteiligt, denn »dena« ist eine Tochtergesellschaft von vier Bundesministerien, darunter auch das Wirtschaftsministerium. Die Vetternwirtschaft kostete ihn den Job – doch noch immer streicht Graichen monatlich 11 000 Euro als »erhöhtes Ruhegehalt« ein.

			Auch die Verbindungen zum »Öko-Institut« sprachen eine eindeutige Sprache. Dort sind noch immer die Graichen-Geschwister Verena und Jakob als »Senior Researcher« im Bereich »Energie und Klimaschutz« gelistet.269 Schon zu Zeiten, als ihr Bruder Staatssekretär war, griff das Öko-Institut massive Fördermittel aus dem Wirtschaftsministerium ab. Seit 2012 flossen über 13 Millionen Euro. Auch das Umweltministerium fördert Projekte des Instituts noch mindestens bis Ende des Jahres mit Steuermitteln. Verena Graichen ist seit Februar Geschäftsführerin der grünen Lobbyorganisation BUND, deren Zuschüsse aus öffentlicher Hand allein 2023 rund 2,7 Millionen Euro betrugen. 

			Wie der Cicero berichtete, arbeiteten die Staatssekretäre Graichen (Wirtschaftsministerium) und Stefan Tidow (Umweltministerium) eng zusammen, um einen Weiterbetrieb deutscher Kernkraftwerke zu verhindern. Beide kennen sich aus ihrer Zeit bei der Lobbyorganisation »Agora Energiewende«. Tidow war von 2009 bis 2011 Büroleiter des wohl bekanntesten Atomgegners in der Politik, Jürgen Trittin (Grüne).

			2016 heuerte der Politologe für wenige Monate bei »Agora Energiewende« an, wo Graichen bereits Direktor war. Tidow verantwortete unter ihm den Bereich »Industriepolitik«. Beide kennen sich also seit Jahren. Im Dezember 2021 holte ihn schließlich Steffi Lemke als Staatssekretär ins Umweltministerium.

			Geflecht aus grünen-Klimalobbyisten

			Maßgeblichen Einfluss auf die Gründung und Finanzierung des Lobbyvereins Agora hat wiederum der US-Milliardär Hal Harvey, den die Zeit einst als den »mächtigsten Grünen der Welt« bezeichnete. Ohne ihn gäbe es das Geflecht aus grünen-Klimalobbyisten in den Ministerien nicht. Allein im Jahr 2022 flossen aus seiner »Climate Imperative Stiftung«, die weltweit Millionen für die »grüne Transformation« investiert, 5,9 Millionen Euro an Agora. Gut drei Millionen Euro zahlten 2022 auch mehrere Ministerien an Agora. Rund die Hälfte dieser Summe stammt aus Habecks Ministerium.
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			Der US-Milliardär Hal Harvey gründete auch die »Stiftung Klimaneutralität«. Hier fungiert Rainer Baake als Direktor, als dessen persönlicher Referent einst Patrick Graichen arbeitete. Baakes politische Karriere nahm an Fahrt auf, als er 2004 Staatssekretär im Bundesumweltministerium unter Jürgen Trittin wurde. Sein persönlicher Assistent wurde: Patrick Graichen.

			In den nächsten Jahren folgte Graichen seinem Ziehvater fast überall hin: in Sigmar Gabriels Wirtschaftsministerium oder zum neu gegründeten Lobbyverein »Agora Energiewende«. Im August 2022 wurde bei der »Stiftung Klimaneutralität« Regine Günther, frühere Senatorin für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz in Berlin, zur Co-Direktorin ernannt. Günther wiederum ist mit dem Politologen Felix Matthes verheiratet, der als Mitgestalter des europäischen Emissionshandels gilt und im Öko-Institut arbeitet.

			Getrickst und getäuscht

			Alle genannten Vereine arbeiten ebenfalls seit Längerem zusammen. 2021 wurde etwa die einflussreiche Studie »Klimaneutrales Deutschland 2045«270 veröffentlicht. Eindringlich wurde gewarnt: »Der Weg zur Klimaneutralität ist ein Rennen gegen die Zeit.« Die CO2-neutrale Kernkraft wurde dafür natürlich nicht vorgeschlagen, sondern der endgültige Umstieg auf Erneuerbare Energien. Die Politik setzt derzeit entsprechende Vorschläge um.

			An der Studie war nicht nur Agora beteiligt, sondern auch die »Stiftung Klimaneutralität«, das »Öko-Institut«, die »Prognos AG« und das »Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH«, die fast alle von Steuermitteln profitieren. Der Wuppertaler Verein erhielt aus dem Umweltministerium von 2019 bis 2024 Projektförderungen in Höhe von über fünf Millionen Euro.

			

			Über Jahre etablierte sich ein gut funktionierendes Netzwerk aus Vereinen und Stiftungen, deren ideologischer Einfluss auf die Politik übergriff. Unter allen Umständen sollte eine Rückkehr zur Kernkraft verhindert werden. Dafür wurde getrickst und getäuscht, wie auch eine Anekdote aus dem Umweltbundesamt zeigt. Das hatte auf dem Höhepunkt der Energiekrise 2022 eine Studie bestellt, für die sie 250 000 Euro springen ließ. Es sollte untersucht werden, wie klimaschonend Kernkraft wirklich ist.

			Den Zuschlag für die Studie erhielt das Öko-Institut – bezeichnenderweise der einzige Bewerber. Die Wurzeln dieses Instituts liegen in der Anti-Atomkraft-Bewegung der 1970er-Jahre. Laut der NZZ sollen interne Dokumente belegen, wie die Studie von vornherein zu dem Schluss kommen soll, dass »Atomenergie nicht nachhaltig und kein Klimaretter« sei271. Entsprechend fiel das Ergebnis auch aus. Das Umweltbundesamt ist eine nachgeordnete Behörde des Bundesumweltministeriums, das von Robert Habeck (Grüne) geführt wurde.

			Staatliche Subventionen auf Rekordhoch

			Habeck setzte jahrelang auf eine von oben verordnete »grüne Transformation« der Wirtschaft. Die jedoch ist nicht gerade kostengünstig, denn immer mehr Konzerne docken beim Staat an – und finden dort mit ihrem Anliegen Gehör.

			Die staatlichen Subventionen für private Unternehmen sind im vergangenen Jahr auf ein Rekordhoch geklettert. Rund 47,3 Milliarden stellte der Bund an Steuermitteln für die Industrie bereit, wie es im »Finanzplan des Bundes 2024 bis 2028« heißt. Das Geld floss vor allem in Erneuerbare Energien und die »grüne Transformation«. Rund 86 Prozent des Subventionsvolumens werden derzeit in »klima- und um weltfreundliche Maßnahmen« gesteckt, heißt es im Finanzplan.

			

			Die Auflistung des Finanzplans verzeichnet alle Finanzhilfen des Bundes für private Unternehmen und Wirtschaftszweige. Daneben werden auch Hilfen berücksichtigt, »die bestimmte Güter und Dienstleistungen für private Haushalte verbilligen und gleichzeitig mittelbar dem Wirtschaftsgeschehen zugeordnet werden können«, zum Beispiel beim Wohnungsbau.272

			Die Finanzhilfen des Bundes sollen demnach von 20,1 Milliarden Euro (2022) auf 41,7 Milliarden Euro im Jahr 2028 anwachsen. Der vorläufige Höhepunkt wurde im vergangenen Jahr erreicht. Noch 2015 betrugen die Finanzhilfen lediglich 5,5 Milliarden Euro. Mit dem Antritt der Ampel-Regierung Ende 2021 wuchsen die Zahlen rasant an. Im Jahr 2025 verteilen sich die Finanzhilfen des Bundes im Wesentlichen auf die Bereiche gewerbliche Wirtschaft (Anteil: 46,1 Prozent), Wohnungswesen (Anteil: 39,5 Prozent) und Verkehr (Anteil: 11 Prozent).

			Der freie Markt außer Kraft gesetzt

			Zwar verspricht die Ampel-Regierung, dass die Subventionen lediglich »als Hilfe zur Selbsthilfe gewährt werden«. Schließlich könnten »dauerhaft gewährte Subventionen« zu »schwerwiegenden Wettbewerbsverzerrungen führen und so Fehlallokationen von Ressourcen hervorrufen«.

			Doch längst ist klar: Ohne die Milliarden Euro des Steuerzahlers würden zahlreiche Unternehmen im Bereich der Erneuerbaren Energien nicht überleben. Der freie Markt wurde hier außer Kraft gesetzt. Die tatsächlichen Subventionen liegen sogar noch deutlich höher, denn im Finanzplan sind die Steuervergünstigungen nicht mit aufgelistet.

			Laut dem Subventionsbericht der Ampelkoalition stieg das Subventionsvolumen der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des Bundes von 37,9 Milliarden Euro (2021) auf 67,1 Milliarden Euro (2024)273.

			

			Immer wieder verteilte die Bundesregierung in den vergangenen Jahren Millionen an »grüne« Unternehmen. So erhielt beispielsweise die Northvolt-Batteriefabrik im März 2024 Subventionen in Höhe von 902 Millionen Euro – 700 Millionen waren Zuschüsse, 202 Millionen Garantien. Das Unternehmen wollte nach eigenen Angaben nicht weniger als die »grünste Batterie der Welt in Serie« produzieren. Doch mittlerweile ist Northvolt finanziell schwer angeschlagen. Im November 2024 beantragte der schwedische Batteriehersteller Gläubigerschutz nach Chapter 11 des US-Insolvenzrechts, nachdem Schulden in Höhe von 5,8 Milliarden US-Dollar einem fast leeren Firmenkonto gegenüberstanden. Besonders bitter: Northvolt musste seine Expansionspläne kürzen, 1600 Mitarbeiter entlassen und verkaufte seine industrielle Batteriesparte in Polen an Scania – offenbar weit unter Wert.

			Die geplante Gigafabrik im schleswig-holsteinischen Heide, die maßgeblich durch deutsche Fördergelder unterstützt wird, liegt derzeit brach. Auf Einladung von Northvolt hatten hier sogar der Bund und andere grüne Lobbygruppen Einfluss auf die Planung der Fabrikanlage genommen. Doch die Insolvenz von Northvolt birgt nun ein erhebliches Risiko für den Bund: Die zugesagten Garantien könnten den deutschen Steuerzahler teuer zu stehen kommen. Die Krise bei Northvolt wirft erneut Fragen zur Sinnhaftigkeit solcher massiven Subventionen auf – insbesondere, wenn diese Unternehmen bereits kurz darauf in finanzielle Schieflage geraten.

		

	
		
			

			IV. Der grenzenlose Staat

			18. Lobbyisten für offene Grenzen

			Einen gewichtigen Schwerpunkt in den Förderstrukturen von Regierungen in Bund und Ländern bilden mittlerweile die Migrantenverbände. Sie verteilen sich über ganz Deutschland, wobei der Großteil in Berlin ansässig ist oder zumindest eine Zweigstelle hat.

			Die Dachverbände vertreten wiederum Hunderte von lokalen Migrantenorganisationen, die ebenfalls staatliche Gelder erhalten. Meist liegen ihre Fördersummen sogar noch über denen der Dachverbände, da diese lediglich als zentraler Anlaufpunkt dienen, die alltägliche Arbeit aber in den Projekten vor Ort geschieht. Mitunter sind einzelne Migrantenorganisationen auch in mehreren Dachverbänden aktiv.

			Das Netzwerk aus dem Einwanderermilieu wird zunehmend unübersichtlicher, Fördermittel aber wollen alle haben. Der aus dem Bundesfamilienministerium und dem Bundesinnenministerium finanzierte Dachverband der Migrantenorganisationen in Ostdeutschland (DaMOst) vernetzt beispielsweise »über 300 ethnisch übergreifende Mitgliedsorganisationen«.274 Auch der Bundesverband Netzwerke von Migrantenorganisationen (NEMO), ein Zusammenschluss von knapp 800 Vereinen, ist finanziell an die Innenbehörde angeschlossen.275

			

			Konkurrieren um Einfluss

			Doch warum gibt es eigentlich mehrere Dachverbände und nicht nur einen? Mittlerweile konkurrieren die Lobbyverbände gegenseitig um Einfluss und unterscheiden sich in ihrem Herkunftsmilieu. Importierte ethnische Konflikte werden auch hierzulande ausgetragen.

			Der älteste Dachverband in Deutschland, die 1985 gegründete Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände (Bagiv), hat einen kurdischen Schwerpunkt. Bis 2023 hieß ihr Präsident Ali Ertan Toprak, langjähriges Grünen- und seit 2014 CDU-Mitglied, der zugleich noch immer Vorsitzender der Kurdischen Gemeinde in Deutschland ist. Bagiv erhielt seit 2013 im Rahmen eines Strukturförderprogramms des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) knapp 100 000 Euro pro Jahr, seit 2017 erhält auch die Kurdische Gemeinde einen Betrag dieser Größenordnung vom BAMF.

			Ebenfalls Mitglied von Bagiv ist der Zentralrat der Armenier, weshalb es auch kaum verwundert, hier keine türkischen Organisationen zu finden. Ihren Einfluss geltend macht die Türkische Gemeinde – die von 2015 bis 2024 insgesamt knapp 3,9 Millionen Euro an Fördermitteln über das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend einstrich276 und ebenfalls seit vielen Jahrzehnten in Deutschland ansässig ist – über den mittlerweile einflussreichsten Migrantendachverband: die »neuen deutschen organisationen« (ndo).

			Behörden sind »zu weiß«?

			Dem »postmigrantischen Netzwerk« gehören derzeit über 200 Vereine, Organisationen und Projekte an. Sich selbst beschreiben die Initiatoren als »Nachkommen von Arbeitsmigranten und Geflüchteten, Sinti und Roma, afrodiasporische Menschen, jüdische, muslimische und andere dialogsuchende Engagierte, Person of Color (PoC) oder Schwarze, Bindestrich-Deutsche oder eben anders«.277 Ihr Ziel: eine »postmigrantische Bewegung gegen Rassismus und für ein inklusives Deutschland«.

			Die Mitgründerin der ndo und langjährige Sprecherin des Vereins, Ferda Ataman, zeichnete in ihrer Rede auf dem Gründungskongress der ndo 2015 das Bild einer gespaltenen Gesellschaft zwischen denjenigen, die Deutschland neu denken wollen, und solchen, die mit der Veränderung nicht klarkommen. Ataman war seit 2018 auch Vorsitzende der »Neuen deutschen Medienmacher*innen«, die bis März 2019 Projektträger der ndo waren, und gehörte seit 2020 der Mitgliederversammlung der Grünen-nahen Heinrich-Böll-Stiftung an.

			Zentrale Forderungen der ndo sind seit jeher unter anderem ein bundesweites Wahlrecht unabhängig von der Staatsbürgerschaft, die Vergabe der Staatsbürgerschaft nach Geburtsrecht und einen Schulunterricht, der sich an den Herkunftsländern der Einwanderer orientiert. »Lehrpläne müssen explizit auf Kolonialismus, Rassismus, Antisemitismus und Diskriminierungen eingehen«, heißt es.278 Gleichzeitig sind der ndo die Behörden in Deutschland zu weiß. »Die goldene Zeit des ›weißen Mannes‹ ist vorbei«, frohlockte deshalb schon 2021 die heutige Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung, Ferda Ataman, – damals in ihrer Funktion als Sprecherin des Migrantenverbandes.

			Im Manifest des 2015 gegründeten Dachverbandes formulierten die Mitglieder zahlreiche radikale Positionen, die von der Politik umgesetzt werden sollten. Die Gesellschaft in Deutschland müsse sich demnach entlang linker identitätspolitischer Kategorien orientieren – entlang von Hautfarben: »Nicht nur weiße Menschen, auch Millionen Schwarze und People of Color (BPoC) sind hier zuhause. Trotzdem mangelt es noch immer an ausreichend Sichtbarkeit und Repräsentation«279, schrieb der Verband. »Parteien, Behörden, Wohlfahrtsverbände und viele andere Bereiche« seien »immer noch überproportional weiß.« Es brauche eine »Quote für People of Color und Schwarzen Menschen, denn freiwillig funktioniert es offenbar nicht«.

			Fleißiges Netzwerken

			Doch die Forderungen an die Politik gingen noch weiter. Möglichst viele Ausländer sollen schnell wählen können. »Ab fünf Jahren fordern wir ein umfassendes Wahlrecht, auch auf Bundesebene«, heißt es im Manifest. Auch »Einbürgerungen sollten erleichtert und kostenlos werden«. Ein Teil dieser Forderungen – wie etwa die schnellere Einbürgerung – wurden bereits von der Ampelkoalition umgesetzt. Bei Politikern wie Nancy Faeser (SPD) oder Lisa Paus (Grüne) rannten die Aktivisten offene Türen ein.

			Doch schon zu Zeiten der Vorgängerregierung netzwerkte man fleißig. So nahm ndo unter Angela Merkel (CDU) auch an den Voranhörungen des »Kabinettsausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus« teil, der am Ende über eine Milliarde Euro im »Kampf gegen Rechts« bereitstellte.

			Finanziert wird der Dachverband nicht nur über das Bundesfamilienministerium. Auch aus Ländern wie Nordrhein-Westfalen streicht man Steuermittel ein. Zudem fließen hohe Beiträge aus der privaten Mercator-Stiftung und der Bertelsmann-Stiftung.280 Vor allem die Finanzierung vom Staat soll ausgebaut werden, was auch bei Terminen mit Politikern klargemacht wird.

			Nur wenige Tage nachdem Nancy Faeser (SPD) im Februar 2024 einen neuen 13-Punkte-Aktionsplan »gegen Rechts«281 vorgestellt hatte, fand auch im Familienministerium eine Pressekonferenz mit Ministerin Paus zum Thema »Engagiert gegen Menschenfeindlichkeit«282 statt, bei der die Geschäftsführerin von »ndo«, Nursemin Sönmez, ebenfalls eine Ansprache hielt. Demütig versprach Paus, die direkt neben Sönmez saß: »Mein Haus arbeitet gerade mit Hochdruck an der Weiterentwicklung von ›Demokratie leben!‹«283

			Durch keine Fakten gedeckt

			Im Anschluss fiel Sönmez in ihrer Rede mit Aussagen auf, die durch keine Fakten gedeckt sind: »Über ein Viertel, 28,7 Prozent der Bevölkerung, ist von den jüngst entdeckten Deportationsplänen der AfD und anderen betroffen und steht im Fadenkreuz rechter Gruppen, die unter anderem bewaffnet sind«, behauptete sie.

			Offenbar bezog sie sich auf den im Januar 2024 veröffentlichten Text des Rechercheportals Correctiv über ein privates Treffen in Potsdam am 25. November 2023.284 Im Anschluss kam es in ganz Deutschland zu Demonstrationen gegen Rechtsextremismus. Vor dem Landgericht Hamburg stellte das Rechercheportal Correctiv später jedoch selbst klar, dass »die Teilnehmer*innen nicht über eine rechts-, insbesondere grundgesetzwidrige Verbringung oder Deportation deutscher Staatsbürger gesprochen haben«.285 Im Schriftsatz heißt es weiter: »Dies ist zutreffend. Doch abermals: Dies wird in dem streitgegenständlichen Artikel nicht behauptet.«

			Correctiv liegen also keine Kenntnisse über etwaige Deportationspläne der rund 25 Teilnehmer des Treffens in Potsdam vor, geschweige denn über Deportationspläne der AfD. Liegen Nursemin Sönmez eigene Kenntnisse über konkrete Deportationspläne der AfD vor, die öffentlich nicht bekannt sind? Eine entsprechende Anfrage von mir bei den »neuen deutschen organisationen« blieb unbeantwortet. Auch der zweite Teil des Satzes wirft Fragen auf. Stehen tatsächlich 28,7 Prozent der Bevölkerung, also rund 24 Millionen Menschen in Deutschland, »im Fadenkreuz rechter Gruppen«, die »bewaffnet sind«? Wie kommt Sönmez auf eine derart absurde Aussage? Auch in diesem Fall blieb die Nachfrage unbeantwortet.

			Kaum hinterfragter Lobbyismus

			Teil des Netzwerks der »neuen deutschen organisationen« sind auch die »Neuen deutschen Medienmacher*innen«, die ebenfalls eigene Fördermittel aus dem Familienministerium erhalten. Seit dem vergangenen Jahr widmen sich diese verstärkt dem »Kampf gegen Desinformationen«. Richtet sich dieser Kampf also auch gegen die Chefin des eigenen Dachverbandes, die in Gegenwart der Familienministerin bewusste Falschaussagen traf?

			Auf der Pressekonferenz machte Sönmez auf eine weitere Forderung aufmerksam, die seit Langem in der »zivilgesellschaftlichen« Szene kursiert: Eine Novellierung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), das in Deutschland 2006 in Kraft trat. Sönmez forderte von der Regierung einen »effektiven Diskriminierungsschutz«. Dies beinhalte »für uns vor allem, die AGG-Reform dringend anzugehen«. Eine solche Reform hatte auch die Bundesregierung 2021 in ihrem Koalitionspapier versprochen – aber nicht mehr umgesetzt.

			Verantwortlich für die AGG-Reform war niemand geringeres als Ferda Ataman – die Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung, die Ende 2023 ein Grundlagenpapier dazu vorlegte.286 Wir erinnern uns: Ataman war jahrelang als Vorstandsvorsitzende und Sprecherin der »neuen deutschen organisationen« tätig. »Deutschland hat eines der schwächsten Antidiskriminierungsgesetze in der EU«, beklagte die 44-Jährige in dieser Funktion vor wenigen Jahren. Dann wechselte sie 2022 in die Bürokratie des Bundes, wurde Beauftragte für Antidiskriminierung und kümmerte sich fortan selbst um das Vorhaben »AGG-Reform«.

			Diese Form von Lobbyismus wird in der medialen Öffentlichkeit kaum hinterfragt. Man stelle sich vor, ein Rüstungskonzern plädiert für ein bestimmtes Rüstungsgesetz. Er entsendet kurzerhand seinen Vorstandsvorsitzenden in eine staatliche Stelle, wo dieser als »unabhängiger Beauftragter« ein Eckpunktepapier für jenes Rüstungsgesetz entwirft, während sein Nachfolger beim Rüstungskonzern weiter Druck macht, dass das Gesetz auch wirklich durchgesetzt wird.

			Die Lobbyorganisation »ndo« hatte somit eine Vertreterin in eine staatliche Position gehievt, damit diese nun die Vorhaben der linken Migrantenorganisationen umsetzen konnte. Parallel dazu sitzt Nursemin Sönmez als »ndo«-Geschäftsführerin neben Lisa Paus und fordert die Regierung auf, endlich tätig zu werden, während die Ministerin brav Versprechungen macht.

			Forderungen orwellscher Prägung

			Schon das Eckpunktepapier von Ataman beinhaltete zahlreiche Forderungen orwellscher Prägung: Demnach sollen Vielfalts-Trainings für alle Verwaltungsangestellten in Deutschland verpflichtend werden. Jede Person muss an die linke Ideologie glauben: Nach der Reform des AGG sollen »alle Beschäftigten im Rahmen der Aus- und Weiterbildung zu Diversity-Kompetenzen und antidiskriminierungsrechtlichen Grundlagen qualifiziert werden«, heißt es.

			Bewerber für die Verwaltung werden unterdessen in den Kategorien linker Identitätspolitik sortiert. In den Behörden soll eine »diskriminierungssensible und diversitätsorientierte Rekrutierung« sichergestellt sein. Nicht mehr die Qualifikation spielt dann die wichtigste Rolle bei der Einstellung, sondern die Herkunft. Genauso, wie es im Manifest der »ndo« von 2015 bereits vorgesehen war.

			Derzeit steht noch immer kein genauer Entwurf für die Reform. Der Prozess im letzten Bundeskabinett stockte, weil die FDP das Projekt kritisch beäugte. Sollte das Gesetz in naher Zukunft durch den Bundestag verabschiedet werden, würde der Lobbyismus linker Migrantenvereine ein weiteres Mal erfolgreich gewesen sein.

			Die SPD und die Grünen wollen jedenfalls an der AGG-Reform festhalten: »Wir werden das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz reformieren«, versprachen die Grünen in ihrem Wahlprogramm.287

			

			19. Das Geschäftsmodell der Asylindustrie

			Und so lässt sich feststellen: Die Lobbyarbeit von Migrantenverbänden und anderen linken NGO-Gruppen trägt Früchte. In den angebundenen linken Parteien denkt niemand daran, die derzeitige Einwanderungswelle nach Deutschland zu stoppen und die illegale Migration unter Kontrolle zu bekommen.

			Das wirkt sich auch direkt auf den Geldbeutel des Steuerzahlers aus, denn der muss die Party schließlich bezahlen. Der Bund verzeichnet seit 2016 die jährlichen »flüchtlingsbezogenen Ausgaben«, die anfallen. Schnell wird klar: Deutschland hat gigantische Summen für die Bewältigung der Asylkrise ausgegeben. Von 2016 bis 2024 wuchsen die sogenannten »flüchtlingsbezogenen Ausgaben« auf insgesamt 218 Milliarden Euro an. 2023 war das bisherige Rekordjahr: Der Bund gab 29,8 Milliarden Euro für die Migrationskosten aus.288 2022 lagen jene Ausgaben bei 28 Milliarden Euro.

			Auch im vergangenen Jahr betrugen die Zahlungen mit 28,4 Milliarden Euro ein ähnliches Niveau. In diesem Jahr plant der Bund mit rund 24,3 Milliarden Euro.289 Das würde bedeuten: Die Kosten der Flüchtlingskrise steigen allein für die zehn Jahre von 2016 bis 2025 auf mindestens 242,3 Milliarden Euro.

			Ausufernde Kosten

			Noch 2016 hatte der damalige Fraktionschef der Union im Bundestag, Volker Kauder, in einem Interview mit dem Tagesspiegel erklärt: »Niemandem wird etwas weggenommen, weil Flüchtlingen geholfen wird. Nirgendwo ist gekürzt worden.«290 Die ausufernden Kosten der Asylkrise widerlegen seine Aussagen. Denn das Geld fehlt an anderen Stellen des Haushaltes.

			Die Zahlen basieren auf dem »Bericht über die Maßnahmen des Bundes zur Unterstützung von Ländern und Kommunen im Bereich der Flüchtlings- und Integrationskosten«, den die Bundesregierung seit 2016 jährlich herausgibt. Hier werden die »flüchtlingsbezogenen Ausgaben« des Staates detailliert aufgelistet. Die Berichte werden federführend durch das Bundesministerium der Finanzen erstellt und sind meist im Frühjahr des Folgejahres öffentlich zugänglich.

			Die Asyl-Ausgaben werden dabei in fünf Kategorien eingeteilt: »Fluchtursachenbekämpfung« (2023: 9,8 Milliarden Euro), »Aufnahme, Unterbringung und Registrierung im Asylverfahren« (2023: 1,3 Milliarden Euro), »Integrationsleistungen« (2023: 3 Milliarden Euro), »Sozialtransferleistungen nach Asylverfahren« (2023: 11,8 Milliarden Euro) und »Entlastung von Ländern und Kommunen« (2023: 3,9 Milliarden Euro).

			Für 2025 liegen noch keine konkreten Zahlen vor. Da nach dem Zusammenbruch der Ampelkoalition für dieses Jahr noch kein vom Bundestag verabschiedeter Haushalt vorliegt, wird eine vorläufige Haushaltsführung angewandt. Bemessungsgrundlage hierfür ist der Regierungsentwurf von SPD, Grünen und FDP.

			Zusätzlich zu den Asyl-Ausgaben des Bundes kommen jedoch noch die Ausgaben der Länder hinzu. Auch hier handelt es sich um Milliardensummen. So haben die Länder 2023 beispielsweise 6,3 Milliarden Euro brutto für Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ausgegeben.291 Ein Jahr zuvor waren es 6,5 Milliarden Euro. Die Geldzahlungen übersteigen also bei weitem die Entlastungen, die der Bund überweist. Laut der Welt addierten sich allein im Jahr 2023 die Ausgaben von Bund und Ländern in Zusammenhang mit Flucht und Migration auf knapp 48,2 Milliarden Euro.292

			Milliardenloch

			Die tatsächliche Summe der »flüchtlingsbezogenen Ausgaben« dürfte in Deutschland also noch weitaus höher liegen als die oben genannten 242,3 Milliarden Euro des Bundes. Und damit nicht genug. Die Ampel-Regierung plante auch in den kommenden vier Jahren bis 2028 fast 100 Milliarden Euro für die Asyl-Migration und ihre Folgekosten auszugeben.

			Das geht aus dem »Finanzplan des Bundes 2025 bis 2028« hervor, der auf der Seite des Deutschen Bundestages veröffentlicht wurde und die Grundlage für den jährlichen Bundeshaushalt bildet.293 Insofern lässt sich mit Fug und Recht sagen: Das Zusammenspiel aus NGO-Forderungen, Mediengetrommel und linken Politikversprechungen sorgt im Haushaltsbudget für ein Milliardenloch.

			Demnach plant der Bund im Bereich der flüchtlingsbezogenen Ausgaben in den nächsten vier Jahren mit insgesamt 95,7 Milliarden Euro. Die Summe unterteilt sich in 24,3 Milliarden Euro (2025), 23,8 Milliarden Euro (2026), 23,1 Milliarden Euro (2027) und 24,5 Milliarden Euro (2028). Addiert man alle bereits gezahlten Steuermittel mit den geplanten Ausgaben, ergibt sich von 2015 bis 2028 eine Summe von 313,7 Milliarden Euro für flüchtlingsbezogene Leistungen.

			Aus der Migrationskrise Gewinn ziehen

			Doch natürlich gibt es auch zahlreiche Organisationen und Privatleute, die diese Zahlungen nicht als Belastung sehen. Ganz im Gegenteil: Sie profitieren von der fortlaufenden Migration nach Deutschland, während der Unmut in der Bevölkerung wächst. Denn die anhaltende Migration hat dafür gesorgt, dass sich in den vergangenen Jahren eine wahre Asylindustrie etabliert hat. Nur im vergangenen Jahr haben rund 230 000 Personen einen Asylantrag in Deutschland gestellt. All jene Personen wollen versorgt werden, sie brauchen ein Dach über dem Kopf.

			Der Staat sucht deshalb verzweifelt nach Unterkünften. Neben staatlichen Erstaufnahmeeinrichtungen verlagern Länder und Kommunen die Unterbringung der Migranten häufig an private Dritte. Die wiederum verdienen gutes Geld mit den Flüchtlingen. Unternehmer machen mitunter das Geschäft ihres Lebens.

			Teilweise verdienen internationale Immobilienkonzerne, die an den Staat vermieten, gigantische Summen. In Berlin etwa schloss das in Luxemburg ansässige Unternehmen Aroundtown einen Deal mit dem Senat, der ihnen 300 Millionen Euro einbringen könnte. Dabei geht es um einen alten Hotelkomplex und ein Bürogebäude, die in Asylunterkünfte umfunktioniert werden sollen.294

			Neben der Unterbringung haben sich auch in anderen Gebieten zahlreiche Dienstleister etabliert, die aus der anhaltenden Migrationskrise einen Gewinn ziehen. Weil die Nachfrage das Angebot drastisch übersteigt, sind die Folgen absehbar. Reihenweise verteilen die Länder öffentliche Aufträge, die den NGO-Komplex mit Steuermitteln füttern. Über die vergangenen Jahre bildete sich eine bürokratisch ausufernde Asylindustrie aus staatlich finanzierten Hoteliers, Vermietern, Betreiberfirmen, Sozialverbänden, Anwälten und Pro-Asyl-Vereinen, die sich ihre Leistungen fürstlich entlohnen lassen. Dazu kommen Dienstleister aus dem Bereich der Wohlfahrtspflege, dem Sicherheitsgewerbe, Hausmeisterleistungen, Anbieter von Wohn- und Funktionscontainern, Anbieter von Zelthallen, Caterer, Reinigungsfirmen, Sanitätsdienste und Busunternehmen.

			

			Geldquelle Asyl

			Zahlreiche Wohlfahrtsverbände in Deutschland, wie die Caritas oder die Diakonie, sind zentrale Akteure im Bereich der Migration. Neben ihren traditionellen Aufgaben, etwa in der Pflege oder Nachbarschaftshilfe, übernehmen sie zunehmend staatlich finanzierte Aufgaben im Asylbereich. Dabei erhalten sie erhebliche Mittel aus Steuergeldern. Dies ermöglicht ihnen, zusätzliches Personal einzustellen und ihre Strukturen auszubauen.

			Zu den großen Wohlfahrtsorganisationen zählen Caritas, Diakonie, der Paritätische Wohlfahrtsverband, die Arbeiterwohlfahrt (AWO), das Deutsche Rote Kreuz (DRK) und die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland. Mit rund 740 000 Beschäftigten ist die Caritas der größte privatrechtliche Arbeitgeber Deutschlands295, gefolgt von der Diakonie mit 627 000 Mitarbeitern. Beide Organisationen stützen sich zusätzlich auf eine Vielzahl von Ehrenamtlichen, wobei natürlich nicht alle im Bereich Migration tätig sind.

			Die Geldquelle Asyl hat in den vergangenen Jahrzehnten für diese Organisationen stark an Bedeutung gewonnen. Die Bundesregierung stellt erhebliche Summen für die Migrationsberatung und Asylverfahrensberatung bereit, die über Wohlfahrtsverbände wie Caritas, Diakonie, AWO, DRK und den Paritätischen Wohlfahrtsverband abgewickelt werden.

			Nicht umsonst warnte deshalb der Paritätische Wohlfahrtsverband im Juli 2024 eindringlich vor Einsparungen »im Bereich Migration und Flucht«.296 Ob »Migrationsberatung«, »Asylverfahrensberatung«, »Integrationskurse«, »Psychosoziale Zentren für Flüchtlinge« oder Hilfsprogramme wie »Menschen stärken Menschen« und »Migrantinnen einfach stark im Alltag« – an Geld dürfte es nicht mangeln und überall in diesen Gebieten haben die Wohlfahrtsverbände ihre Finger mit Spiel.

			

			Von 2019 bis 2024 erhielt die AWO aus dem Bundesinnenministerium 121 Millionen für die Migrationsberatung, die Caritas bekam 113 Millionen Euro und weitere Verbände freuten sich über Summen zwischen 55 und 70 Millionen Euro. Diese Beratung ergänzt Integrationskurse und soll Migranten in den ersten Jahren nach ihrer Ankunft bei Themen wie Sprache, Wohnen, Arbeit, Gesundheit und rechtlichen Fragen unterstützen. Für die behördenunabhängige Asylverfahrensberatung, die der Bund gemäß Asylgesetz kostenfrei anbieten muss, fließen ebenfalls hohe Mittel. Sie hilft Asylbewerbern durch individuelle Beratung vor und während des Verfahrens. Zwischen 2023 und 2024 erhielt die Diakonie dafür rund zehn Millionen Euro und die Caritas etwa 8,5 Millionen Euro.
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			Kritik ist verpönt

			Im Fall des Syrers Issa Al Hassan, der im August 2024 in Solingen auf dem »Festival der Vielfalt« drei Menschen mit einem Messer tötete und acht weitere schwer verletzte, offenbaren sich auch die Schattenseiten des migrationspolitischen Engagements deutscher Wohlfahrtsverbände. Schon im Februar 2023 war der Asylantrag des Mannes abgewiesen worden. Eigentlich hätte der Syrer ab diesem Zeitpunkt längst nach Bulgarien abgeschoben werden müssen, dem EU-Land also, in dem er zuerst Asyl beantragt hatte.

			Doch der Syrer entkam der Abschiebung, weil die Polizei ihn bei einer ersten Kontrolle nicht antraf und anschließend keine weiteren Maßnahmen ergriff. Nach einem halben Jahr erlosch der Abschiebeerlass gemäß Dublin-Regeln. Im September 2023 zog der Mann schließlich in Solingen in eine Notunterkunft. Diese wurde von der Diakonie betreut. Im Heim sowie unter seinen Zimmerbewohnern soll der 26-Jährige dafür bekannt gewesen sein, »islamistischen Content« zu konsumieren. Dabei soll es sich um Nashid-Gesänge und Predigten auf Arabisch gehandelt haben. Zwischenzeitlich brachte er auch eine ISIS-Fahne über seinem Bett an.

			Unklar ist jedoch, ob die Diakonie, die für seine Betreuung zuständig war, ihn an eine Kanzlei vermittelte, die ihn bei rechtlichen Schritten gegen seine Abschiebung unterstützte. Zeugen berichteten zumindest, dass bei Treffen mit Diakonie-Mitarbeitern auch über eine solche Rechtsberatung gesprochen wurde.

			Darüber hinaus arbeitete die Diakonie in Solingen über Jahre daran, eine Atmosphäre zu schaffen, in der Kritik an der momentanen Migrationspolitik als verpönt galt. So gründete sie gemeinsam mit der AWO und der Stadt ein Beratungszentrum für Flüchtlinge in der Innenstadt, rief den Wettbewerb »VielfaltArt«297 aus und führte eine Sozialstudie durch, die Kritiker der illegalen Einwanderung pauschal als »fremden- und ausländerfeindlich« darstellte.298

			Zunehmend politische Dimension

			Die Wohlfahrtsverbände setzen sich zudem aktiv gegen Maßnahmen ein, die migrationspolitisch restriktiver wirken könnten. Ein Beispiel ist die Einführung von Bezahlkarten für Asylbewerber, die Bargeldzahlungen ersetzen sollen, um Geldtransfers in Herkunftsländer zu reduzieren. Sowohl Caritas als auch die Diakonie kritisieren diese Maßnahme regelmäßig, denn in ihren Augen schränken die Bezahlkarten die Lebensführung der Betroffenen ein. Auf das Migrationsverhalten hätte die Methode ohnehin keine Auswirkungen, meinen sie (siehe dazu auch Kapitel 21).

			Besonders aktivistisch tritt der Paritätische Wohlfahrtsverband auf, der unter anderem fordert, den Familiennachzug zu erleichtern, Seenotrettungsmissionen auszubauen und Pläne für Asylverfahren an den EU-Außengrenzen abzulehnen. Diese Forderungen stehen im Kontrast zu Bestrebungen anderer europäischer Länder, die Anreize für Migration zu reduzieren.

			Die Wohlfahrtsverbände profitieren von erheblichen staatlichen Förderungen und haben dadurch an Einfluss und Ressourcen gewonnen. Ihr Engagement im Bereich Migration und Integration hat jedoch zunehmend eine politische Dimension angenommen. Kritiker sehen darin eine Politisierung der Wohlfahrt, die die öffentliche Meinung zugunsten einer expansiven Asylpolitik beeinflusst. Gleichzeitig wird bemängelt, dass traditionelle Zielgruppen, wie bedürftige Einheimische, durch den Fokus auf Migration vernachlässigt werden und unter den Folgen unkontrollierter Migration leiden.

			

			Geschäftsmodell Gastfamilien

			Gleichzeitig obliegt neben den Sozialverbänden auch den freien Jugendträgern eine gewichtige gesellschaftliche Rolle. Sie vermitteln in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt Kinder an aufnahmewillige Gastfamilien. Doch die Verdienstmöglichkeiten seit der Flüchtlingskrise haben das Geschäftsfeld der Firmen ausgeweitet. In Nordrhein-Westfalen sorgte im vergangenen Jahr ein unglaublicher Fall für Aufsehen, den ich aufgedeckt hatte: Ein 24-jähriger Syrer kassierte für die Aufnahme von fünf minderjährigen Asylbewerbern in seiner Wohnung über 13 000 Euro im Monat. Wie war das möglich?

			Seit 2015 kommen zahlreiche minderjährige Asylbewerber nach Deutschland. Den Jugendämtern kommt die Verantwortung zu, Unterkünfte für die Kinder zu finden. Daraus hat sich eine Art Geschäftsmodell entwickelt. Mittlerweile soll es sich bei einem Großteil der Heranwachsenden, die von den Jugendämtern betreut werden, um sogenannte »unbegleitete minderjährige Flüchtlinge« handeln. Die Jugendämter spielen die Kinder freien Trägervereinen zu, die wiederum die Jugendlichen an Gastfamilien vermitteln.

			Nicht nur die aufnehmenden Gastfamilien erhalten dafür hohe Summen, auch die Trägervereine kassieren monatliche »Entgeltsätze« für die Vermittlung und den gelegentlichen Kontakt mit den Familien. Ein Informant spielte mir exklusive Dokumente zu, die zeigen, wie gnadenlos bei diesem Thema der deutsche Sozialstaat abgezockt wird, ohne dass die Politik eingreift. Konkret ging es um einen Syrer, der seit 2015 in Deutschland ist und im nordrhein-westfälischen Hagen lebt.

			Osama H. ist laut offiziellen Papieren am 1. Januar 2001 geboren. Damit wäre er heute 24 Jahre alt. Laut eigenen Angaben ist er als Friseur tätig. Offenbar erlangte H. Ende 2023 Kenntnis davon, dass freie Jugendträger nach Personen suchen, die unbegleitete minderjährige Asylbewerber in ihrer Wohnung aufnehmen. Der Bochumer Träger »Kinego« wirbt auf seiner Seite mit den Worten: »Kinego sucht Sie! Gasteltern gesucht!«299 Also entschied sich der Alleinstehende, Gastvater zu werden.

			Am 21. Dezember 2023 unterschrieben das zuständige Jugendamt Gladbeck und der freie Jugendträger »kinego gGmbH« einen ersten Vertrag. H. nahm gleich zwei Kinder bei sich auf. Besonders auffällig: Laut den offiziellen Dokumenten waren beide Minderjährige an einem 1. Januar geboren. Dem Jugendträger schien dies nicht sonderlich merkwürdig vorzukommen. Vom Jugendamt erhielt der Gastvater laut dem Vertrag fortan 4074 Euro monatlich, zum einen für den »Grundbedarf« und zum anderen für die »Kosten der Erziehung« der beiden Kinder.

			Auch der freie Projektträger »kinego« ging nicht leer aus: Für die Vermittlung der Kinder an den jungen Syrer erhielt er monatlich pro Kind 937,15 Euro, also insgesamt 1874,30 Euro. Die Gegenleistung: Mindestens drei Stunden pro Woche muss der Jugendträger »betreuenden Kontakt mit den jungen Menschen bzw. mit den Gast- und/oder Herkunftsfamilien« unterhalten. Dafür braucht sich dann das Jugendamt nicht mehr um die Probleme kümmern.

			Niemanden in der Verwaltung schien es zu stören, dass ein damals 22-jähriger Syrer, der am 1. Januar geboren ist, zwei minderjährige Asylbewerber bei sich aufnimmt, die ebenfalls am 1. Januar geboren sind. Das Jugendamt Gladbeck äußerte sich trotz mehrmaliger Nachfrage von mir nicht zu dem Fall.

			

			Über 13 000 Euro aus Steuermitteln

			Doch dann wurde es noch besser: Denn H. nahm kurze Zeit später weitere Kinder bei sich auf. Am 3. Januar 2024 wurde der nächste Vertrag geschlossen, diesmal zwischen dem Jugendamt Remscheid und dem freien Projektträger »kinego«. Ein 16-Jähriger zog bei H. ein. Besonders interessant: Erst kurz zuvor zog H. um. Der erste Vertrag mit dem Jugendamt Gladbeck weist eine andere Wohnadresse auf als der Vertrag mit dem Jugendamt Remscheid. Hatte sich die Aufnahme der ersten beiden Kinder bereits gelohnt?

			Nun also erhöhten sich die Zahlungen an den jungen Mann erneut. Und wieder kassierte der Jugendträger ebenfalls mit ab. Das Prozedere setzte sich fort. Auch das Jugendamt Paderborn brachte am 16. Februar 2024 einen minderjährigen Asylbewerber bei H. unter. Am 15. März schloss das Jugendamt Kamen einen Vertrag mit »kinego« ab. Das fünfte Kind zog bei H. ein. In diesem Fall ging es um einen damals 13-Jährigen. Den Fall wollte das Jugendamt Kamen auf Nachfrage weder bestätigen noch dementieren, »weil mit einer Antwort ein eindeutiger Personenbezug (mindestens) zu dem namentlich erwähnten Syrer hergestellt und unzulässiger Weise personenbezogene Daten in Form von Sozialdaten (§ 67 Abs. 2 SGB X) offenbart würden«.

			Seit Anfang Januar waren die Zahlungen an Osama H. für die fünf Kinder sogar gestiegen. Denn passenderweise hatte das zuständige Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen zum 1. Januar 2024 »die materiellen Aufwendungen für Pflegekinder« angehoben. Seitdem zahlt die Behörde von Josefine Paul (Grüne) einen deutlich höheren Erziehungsbeitrag pro Kind. »Die nach Altersklassen gestaffelten Pauschalbeträge setzen sich aus den materiellen Kosten und dem Erziehungsbeitrag zusammen. Bei der Festlegung und Fortschreibung dieser Pauschalen orientiert sich Nordrhein-Westfalen – wie viele andere Bundesländer auch – an der Empfehlung des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge. Die Pauschalen liegen seit dem 1. Januar dieses Jahres je nach Alter zwischen 1151 und 1445 Euro.«300

			Doch die »Kosten der Erziehung« können durch das Jugendamt in schwierigen Fällen auch vervierfacht werden. H. gelang es, einen entsprechenden Antrag durchzubringen. Demzufolge erhielt er pro Kind in einigen Fällen eine Gesamtsumme von 2705 Euro, wie die Vertragsdokumente beweisen. Und so bezog der Syrer Monat für Monat für die fünf Kinder über 13 000 Euro aus Steuermitteln.

			Dazu fließen mitunter auch zusätzliche Gelder für aufnahmewillige Pflegeeltern: Im Falle eines anderen Kindes, das »kinego« vermittelt hatte, genehmigte die Stadt Hagen eine einmalige Zahlung von 1250 Euro für die »Erstausstattung für Bekleidung und notwendiges Mobiliar«. Auch die Betreuungspauschale für die Jugendträger hatte sich bereits zum 1. Juni 2023 von 910,54 Euro auf 937,15 Euro erhöht. Das ist die Summe, die »kinego« monatlich erhält, um mindestens drei Stunden Betreuungsaufwand für die Familien zu leisten.

			Kein Einzelfall

			Warum aber schaut die Politik in derartigen Fällen weg? Fünf minderjährige Kinder, die erst seit Kurzem in Deutschland sind, befinden sich in der Obhut eines 24-jährigen Syrers. Wie kann das sein? Deshalb fragte ich hierzu die Aufsichtsbehörde der Jugendämter in Nordrhein-Westfalen an, dem Ministerium von Grünen-Politikerin Josefine Paul.

			

			»Die Ziele und Inhalte der Hilfe insgesamt orientieren sich immer am Kindeswohl«, beteuerte eine Sprecherin des Ministeriums. Die Voraussetzungen, die Pflegefamilien für die Aufnahme erfüllen müssten, seien gesetzlich klar definiert. Weiter heißt es: »Bezogen auf das einzelne Kind kann – unabhängig von seiner Herkunft – im Einzelfall auch die Unterbringung bei einer Einzelperson oder im Familienkreis infrage kommen. Dem MKJFGFI liegen keine Erkenntnisse dazu vor, dass es vermehrt zu Unterbringungen von mehr als drei Kindern bei alleinstehenden Personen kommt.«

			Ist die abenteuerliche Geschichte des Syrers Osama H. also nur ein Einzelfall? Mitnichten, meint Susanne F., mit der ich über den Fall sprechen konnte. F., deren richtiger Name mir bekannt ist, arbeitete lange Zeit bei einem Jugendträger in Nordrhein-Westfalen. »Mittlerweile hat sich bei muslimischen Familien das ›Projekt‹ herumgesprochen, die Nachfrage ist groß«, erklärte sie im Gespräch mit mir. Denn das Amt zahlt gutes Geld. »Die meisten Familien nehmen drei bis fünf Kinder auf.« F. zählt die zusätzlichen Kosten für den Steuerzahler auf: »Möbelgeld, Schulausstattung, diverse Extras. Ebenso erhalten sie Kindergeld!« Auch Ausländer, die Bürgergeld beziehen, könnten minderjährige Kinder bei sich aufnehmen.

			Ebenfalls bemerkenswert: Auch der ältere Bruder von Osama H. entschloss sich später, dem Beispiel seines Familienangehörigen zu folgen: Der 1994 in Syrien geborene Ahmad H., der mittlerweile den deutschen Pass besitzt, und seine Frau nahmen im Februar 2024 ebenfalls zwei Pflegekinder auf. Auch hier hatte laut den Unterlagen, die mir vorliegen, einer der Jungs am 1. Januar Geburtstag.

			Susanne F. ist erschrocken, wie sorglos die Jugendträger die Kinder verteilen: »Es fragt niemand nach Alter der Gastfamilie, der Herkunft oder ob sie überhaupt finanziell in der Lage sind, so ein Kind zu stemmen. Die angestellten Sozialpädagogen/Erzieher entscheiden, wer Kinder bekommt und wie viele das sind. Das allein ist schon ein Skandal, finde ich.«

			Das Unternehmen »kinego« ist dabei nur einer von 50 bis 100 freien Jugendträgern in Nordrhein-Westfalen, die sich auf die Vermittlung von Gastkindern spezialisiert haben. Im ganzen Land gibt es mittlerweile Hunderte Vermittlungsfirmen, die an der Migration von Minderjährigen nach Deutschland gutes Geld verdienen. Häufig schwer traumatisierende Kinder gelangen nach Deutschland, bei denen es unabsehbar ist, ob sie sich überhaupt je in die Gesellschaft integrieren können. Viele von ihnen werden an Pflegefamilien vermittelt. Oder sogar an Personen wie Osama H., die daraus ein Geschäftsmodell gemacht haben. Ob die Kinder derzeit noch immer bei ihm leben, ist unklar.

			

			20. »Seenotrettung« vor Nordafrikas Küste

			Alles begann mit einem US-Millionär, der gemeinsam mit seiner Frau durch das Mittelmeer schipperte. Der Unternehmer Chris Catrambone, der mit Versicherungen ein Vermögen gemacht hatte, wollte 2013 mit seiner Frau Regina auf einer Motorjacht von Malta über Lampedusa bis nach Tunis reisen. Der Legende nach erblickte Regina Catrambone vor der Küste Lampedusas eine einsam schwimmende Weste. Beide hatten bereits über die Horrorgeschichten ertrunkener Migranten vor der Insel gehört.

			Und so kam ihnen die Idee: Wir gründen eine Hilfsorganisation. Kurzerhand riefen sie die Migrant Offshore Aid Station (MOAS) ins Leben, kauften ein ehemaliges Fischereifahrzeug, statteten es mit zwei Drohnen aus und heuerten 20 ehemalige Angehörige der maltesischen Marine als Besatzung an. Seitdem haben sie mehr als acht Millionen Dollar in ihre Stiftung gesteckt und den Grundstein gelegt für die Arbeit der »Seenotretter« im Mittelmeer.

			Über die Hälfte unter deutscher Flagge

			Seine Aktivitäten hat MAOS mittlerweile in andere Regionen der Welt verlagert, dafür sind andere NGOs in ihre Fußstapfen getreten. Derzeit sind mindestens 12 Schiffe von »Seenotretter«-Vereinen im Mittelmeer aktiv – und sorgen damit für stetigen Unmut bei der italienischen Regierung. Ministerpräsidentin Giorgia Meloni (Fratelli d’Italia) sieht in der Arbeit der »Seenotretter« einen klaren Pull-Faktor, der noch mehr Menschen aufs offene Meer treibt und somit in Lebensgefahr bringt.

			Denn die NGO-Schiffe warten nicht an einem zufälligen Ort auf die Migranten, sondern schippern teilweise direkt an der Zwölf-Seemeilen-Grenze vor der Küste Nordafrikas. Focus online warf Mitgliedern von Hilfsorganisationen sogar bereits vor, eng mit Menschenhändlern in Nordafrika zusammenzuarbeiten.301 Italiens Ministerpräsidentin Meloni forderte unter anderem, dass künftig die Herkunftsländer der Schiffe die Migranten aufnehmen sollten – bislang vergeblich.

			Anfang Januar lagen 12 NGO-Schiffe in verschiedenen Städten in Italien oder an der spanischen Ostküste vor Anker. Die Positionen sind auf dem internationalen Schiffsradar öffentlich einsehbar.302 In sizilianischen Häfen lagen etwa die NGO-Schiffe Resq People (deutsche Flagge), Humanity 1 (deutsche Flagge), Sea-Eye 5 (deutsche Flagge), Mare Jonio (italienische Flagge), Ocean Viking (norwegische Flagge), Sea Punk 1 (britische Flagge), Navaren (norwegische Flagge), Geo Barents (norwegische Flagge) und Sea-Watch 5 (deutsche Flagge). An der spanischen Ostküste in Barcelona ankerte die Open Arms (spanische Flagge). Im spanischen Burriania, knapp 300 Kilometer entfernt, gastierte das Schiff Sea-Eye 4 (deutsche Flagge). Im Hafen der italienischen Stadt Livorno ankerte die Life Support (italienische Flagge). Auf der Mittelmeerinsel Lampedusa lag das Schiff Sarah (deutsche Flagge) im Hafen. Nur das Schiff Louise Michel (deutsche Flagge) befand sich im direkten Einsatz vor der libyschen Küste.

			Über die Hälfte dieser Boote segelt also unter deutscher Flagge, einige von ihnen werden sogar von der deutschen Regierung finanziert. Seit Jahren pendeln sie zwischen Italien und der Küste von Nordafrika, um Migranten nach Europa zu bringen.

			Stetiger Nachwuchs an überzeugten Studenten und Aktivisten ist den NGOs sicher. Wenn die einen ihre Arbeit einstellen, stehen andere Schiffe schon bereit. Im Juli 2024 gab beispielsweise das deutsche Schiff »Mare Go« seinen Rückzug aus der »Seenotrettung« bekannt.303 Die Europäische Union baue »gegen Menschen auf der Flucht und NGOs« immer »stärkere Grenzen auf«, beklagen sich die Initiatoren. Doch sei es »entlastend zu wissen, dass es neue NGO-Rettungsschiffe gibt, die jünger, flexibler und schneller« seien. »Wir freuen uns, dass ›Sarah‹ und ›Sea-Eye 5‹ jetzt aktiv sind.« Bei der NGO Sarah arbeiten laut eigenen Angaben 65 Menschen »gegen Grenzen« und für »Bewegungsfreiheit für alle«. Die Nation soll also abgeschafft werden.

			Menschenhandel statt Lebensrettung

			Selbst den reichsten Menschen der Welt hatten zeitweise die Aktivitäten der selbst ernannten Seenotretter im Mittelmeer beschäftigt. »Weiß das die deutsche Öffentlichkeit?«304, fragte Elon Musk im September 2023 auf der Plattform X und kommentierte damit einen Beitrag des Accounts »Radio Genoa«, der berichtete, dass mehrere von der deutschen Bundesregierung finanzierte NGO-Schiffe im Mittelmeer Migranten einsammeln und nach Italien bringen würden.

			Das Auswärtige Amt sah sich genötigt, sofort auf Musks Frage zu antworten: »Ja, und das nennt man Rettung von Menschenleben.« »Sie sind also tatsächlich stolz darauf«, antwortete Musk dem Außenministerium verwundert. »Das ist interessant. Ehrlich gesagt, bezweifle ich, dass die Mehrheit der deutschen Öffentlichkeit dies unterstützt. Haben Sie eine Umfrage durchgeführt? Ist es nicht eine Verletzung der Souveränität Italiens, wenn Deutschland eine große Zahl illegaler Einwanderer auf italienischen Boden bringt? Das hat etwas von Invasion …«

			Zahlreiche linke Politiker konnten es nicht fassen und ließen ihrer Wut freien Lauf. So schrieb etwa der Grünen-Bundestagsabgeordnete Sven Kindler von »Meloni, Musk und anderen Faschisten«305. Sein Parteikollege, der Europa-Abgeordnete Erik Marquardt, beschwerte sich: Die Hetze gegen die zivile Seenotrettung sei eine rechtsradikale Verschwörungstheorie.

			Unter dem Tweet von Musk stimmten ihm hingegen zahlreiche Nutzer zu und beschrieben die Aktivitäten der »Seenotretter« genauer. »Das klingt eher nach Menschenhandel als nach Lebensrettung«, kommentierte Musk und fragte später: »Wer in der Regierung ist für diese verrückte Politik verantwortlich?«

			Empfänger unklar

			Nun, die Bundesregierung ist zumindest direkt in die Finanzierung der NGO-Schiffe involviert. Vor mehr als zwei Jahren hatte der Deutsche Bundestag beschlossen, die »zivile Seenotrettung« mit insgesamt acht Millionen Euro zu unterstützen. Einen entsprechenden Beschluss fasste der Haushaltsausschuss am 10. November 2022.306 In den Jahren 2023 bis 2026 sollten demnach zwei Millionen Euro pro Jahr an Vereine fließen, die dem kirchlichen Bündnis »United4Rescue« nahestehen.

			Im Vorstand der privaten Organisation sitzt Thies Grundlach, der Ehemann der Grünen-Politikerin Katrin Göring-Eckardt. United4Rescue ist ein Dachverein und direkt an vier Schiffen beteiligt, die im Mittelmeer Migranten auflesen, um sie nach Europa zu bringen.307 Die Schiffe wiederum gehören Vereinen wie »SOS Humanity« und »Sea Eye«, die über das Außenministerium auch in diesem Jahr durch den deutschen Steuerzahler mitfinanziert werden.

			Wer die Empfänger der Finanzspritzen ausgesucht hat, ist jedoch weiter unklar. Laut Angaben des Baerbock-Ministeriums gab es »während der Konzeption der konkreten Umsetzung der Förderung einen engen Austausch des Auswärtigen Amts mit Abgeordneten des Bundestags«. Dieser Austausch habe »auch die Frage des möglichen Empfängerkreises« umfasst. Mit welchen Abgeordneten hat sich das Auswärtige Amt hier also ausgetauscht? Wer war an den Gesprächen beteiligt? Mehrmalige Nachfragen von mir blieben unbeantwortet.

			Geld jedenfalls floss ab 2023 reichlich. Zum einen gingen Steuermittel »zur Versorgung von aus Seenot Geretteten« an die italienische Nichtregierungsorganisation Sant’Egidio. Dazu wurden auch die deutschen Vereine »SOS Humanity« (746 828 Euro), »Sea Eye« (365 000 Euro) und »SOS Méditerranée« (400 000 Euro) mit Fördermitteln ausgestattet.

			Kurzerhand umgebucht

			Für die Jahre 2024 bis 2026 lagen nun weitere »Verpflichtungsermächtigungen« des Deutschen Bundestages vor. Zusätzliche sechs Millionen Euro sollten verteilt werden. Dabei hatten eigentlich nicht nur die Oppositionsparteien AfD und Union, sondern auch die FDP gegen die Finanzierung mobil gemacht. Die Bundesregierung solle private Seenotretter nicht unterstützen, forderte etwa der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr im Oktober 2023. Das »perfide System« müsse durchbrochen werden.308

			Die öffentliche Kritik im Herbst 2023 wuchs, denn zahlreiche ausländische Politiker warfen den meist deutschen Vereinen vor, mit ihren Schiffen die illegale Migration nach Europa zu befördern. Doch die koalitionsinterne Kritik der FDP verpuffte schnell, das Außenministerium ließ sich nicht beeindrucken. Baerbock beharrte weiterhin auf den Finanzhilfen für die »Seenotretter«.

			Um sich Diskussionen zu ersparen, buchte das Auswärtige Amt kurzerhand die Gelder um. So wanderten laut Bild-Zeitung die Finanzspritzen aus einem kleineren 24-Millionen-Euro-Haushaltstopf mit dem Titel »Internationale Aktivitäten gesellschaftlicher Gruppen« in einen großen 2,2-Milliarden-Euro-Topf.309 Dort versickerten die Steuermittel unter zig Haushaltstiteln der Marke »Humanitäre Hilfe«.

			Die FDP zeigte sich brüskiert: »Es gab aus dem Bundestag die klare Ansage, dass es dafür keine Steuergelder mehr gibt. Ich erwarte, dass der Wille des Parlaments ab sofort respektiert wird«310, schimpfte anschließend Fraktionschef Dürr.

			Konsequent umgesetzt

			Auf Anfrage von mir stellte das Außenministerium klar, dass auch in den kommenden Jahren die sogenannten »Seenotretter« mit Millionen bedacht werden: »Zu den Zuwendungsempfängern im Jahr 2024 zählen die Nichtregierungsorganisationen Sant’Egidio, SOS Humanity, SOS Méditerranée, Resqship und Sea Eye«, heißt es aus dem Auswärtigen Amt. Alle genannten Vereine erhalten »jeweils zwischen 100 000 und 500 000 Euro«.

			Der deutsche Verein »SOS Humanity«, ebenfalls auf der Liste des Außenministeriums, wischte die Kritik an den Zahlungen im Oktober 2024 beiseite: »Die Auszahlung der Bundesgelder durch das Auswärtige Amt an Seenotrettungsorganisationen basiert auf einem Bundestagsbeschluss von 2022, der ungeachtet aktueller populistischer Tendenzen konsequent umgesetzt wird. Die aktuelle Debatte um Unterstützung der Seenotrettung mit Bundesmitteln wirkt daher wie Wahlkampfgetöse«311, so der Sprecher von »SOS Humanity«, Lukas Kaldenhoff.

			Der Leipziger bezeichnete sich auf seinem mittlerweile deaktivierten X-Profil als »Antifaschist« und ist eng verwoben mit der radikalen Leipziger Antifa-Szene. Nun profitiert er also von der Finanzspritze aus dem Auswärtigem Amt. Neben seiner Tätigkeit im Mittelmeer arbeitete er auch als Journalist – unter anderem für das linke Magazin Kreuzer in Leipzig, auch beim MDR absolvierte er ein Praktikum.

			Göttliche Mission

			Doch auch wenn United4Rescue nicht mehr direkt involviert ist, ändert sich ohnehin nicht viel. Denn die Schiffe von Sea-Eye und SOS Humanity gehören zum Bündnis von United4Rescue. Sie wurden direkt durch den kirchlichen Verein mitfinanziert. 2020 zahlte das Bündnis des Theologen Thies Gundlach für den Kauf des Schiffes Sea-Eye 4 rund 434 000 Euro. Noch mehr Geld floss für den Kauf des Schiffes Humanity 1, das zunächst unter dem Namen Sea-Watch 4 auslief. Unter dem Motto #WirSchickenEinSchiff hatte die Evangelische Kirche 2019 Spenden gesammelt, um ein eigenes Schiff ins Mittelmeer zu entsenden.

			Für den damaligen Ratsvorsitzenden der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Heinrich Bedford-Strohm, war die Sache eine Herzensangelegenheit. »Europa verliert seine Seele, wenn wir so weitermachen«312, kritisierte er die Tatenlosigkeit. Zu diesem Zweck wurde der Verein United4Rescue gegründet. Gemeinsam kauften das kirchliche Bündnis und der Verein Sea-Watch im Januar 2020 für 1,3 Millionen Euro an Spendengeldern ein Schiff, das heute unter dem Namen Humanity 1 auf dem Mittelmeer unterwegs ist.

			Die göttliche Mission hatte während der Gründung des Vereins bereits Pfarrerin Sandra Bils verkündet, die heute im Vorstand von United4Rescue sitzt. Beim evangelischen Kirchentag 2019 hielt Bils die Abschlusspredigt und nutzte die Bühne, um die Gläubigen auf den heiligen Auftrag der »Seenotretter« einzuschwören: »Wir sehen, wo Gott in der Welt wirkt – durch die Leute von Sea-Watch, SOS-Méditerranée und Sea-Eye, durch Greta Thunberg und die Schülerinnen und Schüler, durch so viele andere – und dabei machen wir mit … Behaltet euer Vertrauen, seid unerschrocken, zeigt gemeinsam euren Glaubensmut. Wir haben Gott an unserer Seite.«313

			Seitdem ist die evangelische Kirche in Deutschland nicht nur der wichtigste Verbündete der deutschen »Seenotretter«, sondern zugleich auch wichtigster Finanzier. Über den Verein United4Rescue, der durch zahlreiche kleine Kirchengemeinden finanziell unterstützt wird, fließt das Geld reichlich, auch an andere NGOs: 2023 gaben die Kirchenvertreter knapp 657 000 Euro für Instandhaltungen oder Einsätze von Schiffen im Mittelmeer aus. Ein Jahr zuvor bezuschusste der Verein die »Seenotretter« über verschiedene Projekte mit satten 1,25 Millionen Euro.

			Die Kirchenvertreter arbeiten dabei eng zusammen mit einer Aktivistenklasse, die zum Teil direkt aus dem linksextremen Milieu stammt. Als das Kirchenschiff der Sea-Watch 4 vor zwei Jahren im Mittelmeer unterwegs war, hisste es provokativ die Antifa-Flagge mit der Aufschrift »Antifaschistische Aktion« und verkündete dazu: »Antifaschisten sind wir alle.«314

			Der Hass auf das Eigene

			Auch die Aktivistin und Schiffskapitänin Pia Klemp verbarg ihre Wurzeln in der Antifa-Szene nicht: »Ich sehe die Seenotrettung nicht als eine humanitäre Aktion, sondern als Teil eines antifaschistischen Kampfes«, schrieb sie im September 2024 im englischen Guardian.315 Klemp fuhr einst das Schiff Louise Michel, das derzeit noch immer im Mittelmeer aktiv ist und einem »anarcho-feministischen Kollektiv« gehört. Das nach einer französischen Anarchistin benannte Schiff wurde komplett finanziert vom bekannten englischen Streetart-Künstler Banksy.

			Andere linke Aktivisten treibt der Hass auf das Eigene an: Axel Steier, der Mitgründer des »Seenotrettungs«-Vereins »Mission Lifeline«, verkündete einst auf X: »Es wird irgendwann keine Weißbrote mehr geben. Die Enthomogenisierung der Gesellschaft schreitet voran. Ich unterstütze das mit meiner Arbeit.«316 Das Ziel der Seenotretter im Mittelmeer liegt also in einer möglichst bunten Gesellschaft. Umso weniger Weiße, desto besser.

			Und so erklärt neben der erwähnten religiösen Komponente vor allem die linksradikale Utopie einer grenzen- und bedingungslosen Welt den missionarischen Eifer beim Thema Seenotrettung. Die linken Aktivisten wollen Nationalstaaten abschaffen und Grenzen einreißen. »Bis wir uneingeschränkte Bewegungsfreiheit für alle Menschen erreicht haben, ist es noch ein weiter Weg«317, hieß es etwa im Oktober 2021 in einer gemeinsamen Erklärung der deutschen NGOs Sea-Eye, Sea-Watch und Resqship. Grenzen gibt es in diesem Konzept nicht mehr, sie werden als anachronistisch wahrgenommen.

			Unterstützung für die linke Aktivistenklasse

			Auch der Verein »Seebrücke – schafft sichere Häfen« fordert seit Langem eine »globale Bewegungsfreiheit für alle Menschen«. Gründerin der Seebrücke ist Liza Pflaum, hauptberuflich Menschenrechtsaktivistin, die gleichzeitig auch im Vorstand von United4Rescue aktiv ist. In der Seebrücke versammeln sich 321 deutsche Kommunen und Städte, die bereit sind, mehr Migranten in Deutschland aufzunehmen. Und dafür den »Seenotrettern« auch finanzielle Hilfen garantieren.

			Ein Beispiel: Die Stadt Jena trat erst Anfang September 2023 dem kommunalen Bündnis bei. Dazu übernahm sie ab Oktober für zwei Jahre eine Schiffspatenschaft für das Seenotrettungsschiff Mare Go und überwies 10 000 Euro – unwissend, dass sich der Verein nun vorzeitig von den Einsätzen im Mittelmeer zurückzog. In Frankfurt am Main, ebenfalls Teil des Bündnisses, hatte man vor zwei Jahren 20 000 Euro für »Seenotretter« im Etat eingeplant. Bei 321 Städten dürfte also bislang eine hübsche Summe zusammengekommen sein.

			Auch zahlreiche vermögende Prominente unterstützen die linke Aktivistenklasse: TV-Moderator Klaas Heufer-Umlauf startete etwa 2019 ein Spendenprojekt für »Civilfleet«, um ein Schiff zu chartern, das Flüchtlinge auf dem Mittelmeer vor dem Ertrinken retten sollte. 300 000 Euro sammelte der Verein. Das Problem: Ein Schiff der NGO erreichte nie das Mittelmeer. Aufgrund diverser Anlaufschwierigkeiten versandete das Projekt.318 Das Geld soll trotzdem an verschiedene NGOs ausgezahlt worden sein, die im Mittelmeer aktiv sind.

			Besser lief es später mit einem Spendenaufruf von Klaas Heufer-Umlauf gemeinsam mit ZDF-Moderator Jan Böhmermann. Nach der Festnahme der Kapitänin Carola Rackete durch italienische Behörden sammelten die beiden über eine Million Euro an Spenden für die »Seenotretter« der Sea-Watch ein. Den Verein Civilfleet von Heufer-Umlauf gibt es übrigens noch heute. Im Vorstand sitzt ein alter Bekannter: Der Europaabgeordnete der Grünen, Erik Marquardt, Verfechter einer Welt ohne Grenzen.

			

			21. Anti-Abschiebe-Lobby: Wenn jeder Migrant in Deutschland bleiben soll

			Seit Jahrzehnten existieren in Deutschland Asyl-Lobbygruppen, die Abschiebungen generell ablehnen, sie bekämpfen und verhindern wollen. Die Organisationen und Vereine, seit Jahren durch Steuermittel gepäppelt, fordern langfristig ein Bleiberecht für alle Migranten. Die AfD polemisierte schon seit 2014/15 gegen entsprechende Gruppen, der CSU-Bundestagsabgeordnete Alexander Dobrindt brachte es 2018 schließlich auf den Begriff »Anti-Abschiebe-Industrie«.319 Eine Jury kürte das Gesagte später zum »Unwort des Jahres«.320

			Doch selbst der Präsident des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge, Hans-Eckhard Sommer, monierte ein Jahr später das Vorgehen bestimmter Aktivisten: »Es ist ganz offensichtlich, dass einige Organisationen das Interesse verfolgen, Abschiebungen generell zu bekämpfen – ich denke vor allem an selbst ernannte Flüchtlingsräte«321, meinte der BAMF-Chef Sommer und erklärte sogleich, wie die Lobbygruppen agieren.

			Viele Flüchtlingsräte würden im Internet und auf Flugblättern Abschiebungstermine verbreiten und Betroffenen empfehlen, sich an diesen Tagen nicht an ihrer Meldeadresse aufzuhalten. Wenn solche Organisationen geplante Abschiebungstermine öffentlich machten, sei das ein Versuch, »den Staat bei Abschiebungen zu behindern«, so Sommer. Zudem berieten die Vereine abgelehnte Asylbewerber, wie sie sich juristisch gegen die drohenden Abschiebungen wehren könnten. Damit erweisen sie der ohnehin überforderten Gerichtsbarkeit in Deutschland einen Bärendienst.

			

			Jeder Migrant soll bleiben dürfen

			Flüchtlingsräte gibt es in Deutschland in jedem Bundesland. Sie verstehen sich als »unabhängige Vertretungen«322, der in den Bundesländern agierenden Migrantenorganisationen. Die Flüchtlingsräte sehen es »als staatliche Aufgabe an«, Migranten unter »seriöser Beachtung ihrer Fluchtgründe, großzügige Aufnahme, effektiven Schutz, nachhaltige Integration und eine selbst bestimmte Zukunftsperspektive einzuräumen«.

			In Berlin gibt es beispielsweise bereits seit 1981 einen solchen Flüchtlingsrat. Im Vorstand sitzt hier der ehemalige Grünen-Politiker Tareq Alaows323, der sich seit Jahren dafür einsetzt, dass alle Migranten in Deutschland wählen dürfen – unabhängig vom Pass. Viele Projekte des Berliner Flüchtlingsrats werden staatlich finanziert, beispielsweise über die Beauftragte des Berliner Senats für Partizipation, Integration und Migration. Zahlreiche Flüchtlingsräte in Deutschland kassieren auch Mittel des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) der Europäischen Union.

			Alle Flüchtlingsräte sind organisiert im 2002 gegründeten Dachverband Pro Asyl, der vor allem ein Ziel hat: Jeder Migrant, der nach Deutschland gelangt, soll auch bleiben dürfen. Allein 2023 erhielt der Verein mit rund 25 000 Mitgliedern rund 3,3 Millionen Euro aus Spenden, sammelte knapp 2,1 Millionen Euro an Mitgliedsbeiträgen ein und strich rund 118 000 Euro aus Erbschaften ein.324

			Die Flüchtlingsräte in ganz Deutschland fördert der Verein mit über einer Million Euro pro Jahr. »Nicht die ständig herbeigerufene Abschiebungsoffensive, sondern nur eine konsequente und großzügige Anwendung des Chancen-Aufenthaltsrechts und anderer Bleiberechtsregelungen senken die Zahl der Ausreisepflichtigen und Geduldeten wirksam«325, erklärt die Lobbygruppe.

			

			Die Minister-Tochter

			Zwar erhielten in der Vergangenheit zahlreiche Flüchtlingsräte staatliche Finanzhilfen vom Bund, darunter die Räte in Baden-Württemberg, Köln, Wiesbaden, Oberhausen, Sachsen oder Mecklenburg-Vorpommern.326 Doch 2024 wurde über das Bundesprogramm »Demokratie leben!« des Bundesfamilienministeriums nur ein Flüchtlingsrat finanziell gefördert: der Flüchtlingsrat in Köln. Der Verein erhielt projektbezogene 79 035,44 Euro, ein Jahr zuvor kamen 64 417,09 Euro aus dem Fördertopf.

			Ausgerechnet bei diesem Flüchtlingsrat arbeitete bis vor Kurzem die Tochter des Gesundheitsministers Karl Lauterbach (SPD) als Asylverfahrensberaterin. Rosa-Lena Lauterbach sollte Migranten juristisch helfen, gegen Abschiebebescheide vorzugehen. Der Arbeitgeber der Tochter eines Ministers war damit Profiteur von Steuergeld aus einem anderen Ministerium – als einziger von zahlreichen Flüchtlingsräten in Deutschland. Erkennt das Bundesfamilienministerium hier einen Interessenkonflikt?

			Auf meine Anfrage hin gab man sich überrascht: »Es war dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bisher nicht bekannt, dass eine Verwandte des Gesundheitsministers beim Kölner Flüchtlingsrat e.V. arbeitet«, hieß es. Gleichzeitig betonte das Ministerium: Der Kölner Flüchtlingsrat erhalte die Mittel »ausschließlich« für das Projekt »WE CAN SPEAK – Lasst uns reden!«, für das die Förderung beantragt wurde. »Eine institutionelle Förderung der satzungsgemäßen Vereinsarbeit erfolgt damit nicht.«

			Ob also Rosa-Lena Lauterbach an der Beantragung der Fördermittel beteiligt war, ist unklar. Der Flüchtlingsrat Köln beantwortete hierzu keine Fragen. Aus dem Gesundheitsministerium hieß es: Die Förderung entsprechender Projekte erfolge »durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend«. Weder vergebe »das BMG entsprechende Mittel noch nimmt es in irgendeiner Art Einfluss auf die Mittelvergabe anderer Ressorts«.

			Im Bundestagswahlkampf 2021 koordinierte die Doktorandin der Universität Köln zuletzt die Termine ihres Vaters Karl Lauterbach und organisierte Wahlkampfstände in seinem Kölner Wahlkreis. Bereits seit Beginn der Flüchtlingskrise engagierte sich Rosa-Lena Lauterbach in der Flüchtlingshilfe. Im vergangenen Jahr unterstützte sie beispielsweise eine Kampagne des Vereins »Pass(t) uns allen«327, die eine »unbürokratische und kostenlose Einbürgerung für alle Menschen« forderte, »die seit mindestens drei Jahren ihren Lebensmittelpunkt in Deutschland haben«. Zudem forderte die Asyl-Lobbygruppe ein Wahlrecht für alle Einwanderer, die hier seit drei Jahren leben.

			Gemäß des Flüchtlingsrats Niedersachsen zählte Rosa-Lena Lauterbach damit zu »über 100 namhaften Personen und Organisationen aus Wissenschaft, Kultur, Bildung und Zivilgesellschaft«, die die Kampagne von »Pass(t) uns allen« unterstützten. Neben zahlreichen Migrantenorganisationen und Asyl-Lobbygruppen unterschrieben auch diverse linke Autoren und Wissenschaftler wie Naika Foroutan vom DeZIM-Institut. Mit an Bord war auch die Autorin Emilia Roig, die Europa als Konstrukt der »weißen Vorherrschaft« betrachtet. Die frühere Chefin des »Centers for Intersectional Justice« in Berlin beklagte einst, dass Wandern »eine weiße, männliche und bürgerliche Domäne« sei328.

			Keine Pull-Faktoren?

			Auch in ihrer Tätigkeit als angehende Juristin beschäftigt sich Rosa-Lena Lauterbach vorrangig mit dem Thema Asyl. Auf dem Juristen-Portal Verfassungsblog bezeichnete sie im Oktober 2023 die Forderungen nach Sach- statt Geldleistungen für Migranten als »populistische Nebelkerze«329. Ökonomische »Pull-Faktoren« sehe sie nicht. Dass Menschen »aufgrund der hohen Sozialleistungen nach Deutschland kommen«, wollte Rosa-Lena Lauterbach so nicht stehen lassen.

			Als Kronzeuge galt ihr dabei der ARD-Faktenfinder, der in einem Beitrag der These vehement widersprochen und sich dabei auf wen bezogen hatte? Natürlich auf das Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM-Institut), das vom Staat mit Millionen gefördert wird.

			Was ebenfalls einer gewissen Ironie nicht entbehrt, zumindest was die Förderung des Kölner Flüchtlingsrats betrifft: Auf ihrem X-Profil zeigte sich Rosa-Lena Lauterbach im vergangenen Jahr begeistert über einen taz-Artikel, der die Affäre um den zurückgetretenen Staatssekretär Patrick Graichen verharmloste. Die Aufregung um Graichen sei »aufgeblasen und unangemessen«330, hieß es darin.

			Graichen war von seinem Posten im Wirtschaftsministerium zurückgetreten, weil in seiner Behörde staatliche Förderungen und Aufträge an ihm nahestehende Familienmitglieder vergeben wurden. Aufgeblasen war an der Affäre nichts, wie ich schon in Kapitel 17 dieses Buches gezeigt habe.

			Umgehung der Bezahlkartenregelung

			Doch zurück zu den Flüchtlingsräten: Hier bleibt es nicht nur bei der von Rosa-Lena Lauterbach geäußerten Kritik an Sach- statt Geldleistungen für Asylbewerber. Zahlreiche linke Initiativen zeigen auch, wie man die in vielen Orten eingeführte Bezahlkartenregelung umgehen kann.

			Im November 2023 hatten die Ministerpräsidenten der Länder gemeinsam mit Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) beschlossen, eine Bezahlkarte für Asylbewerber einzuführen.331 Die Migranten sollten einen Teil der ihnen zustehenden Leistungen nicht mehr in Bargeld, sondern als Guthaben auf die Bezahlkarte erhalten.

			So sollte nicht nur der Verwaltungsaufwand gesenkt, sondern auch sichergestellt werden, dass die Leistungen tatsächlich für den vorgesehen Zweck ausgezahlt werden, also der Deckung des Grundbedarfs sowie für Lebensmittel und Hygieneprodukte. Im Endeffekt heuchelte die Maßnahme eine gewisse Aktivität der Politik vor, doch zahlreiche linke Lobbygruppen unterlaufen die Regelung auf ihre eigene Art und Weise.

			Hamburg führte eine solche Bezahlkarte als erstes Bundesland ein. Bis September 2024 wurden rund 2600 solcher Karten ausgegeben.332 Das gefiel offenbar nicht allen. Vor allem linke Lobbygruppen liefen Sturm gegen die Entscheidung. Der Flüchtlingsrat Hamburg rief eigens die Initiative »Nein zur Bezahlkarte« ins Leben.

			Auf der Website wird erklärt, wie das Bezahlkartensystem unterlaufen werden kann.333 Asylbewerber werden auf Englisch und Arabisch dazu angeleitet, mit ihrer Karte in Supermärkten Gutscheine zu kaufen und diese gegen Bargeld einzutauschen. Oder aber es wird ein Einkaufs-Tandem vorgeschlagen: Der Asylbewerber verabredet sich mit einem Bekannten mit Aufenthaltstitel zum Einkaufen. Er zahlt die Rechnung mit der Bezahlkarte und erhält anschließend das Geld in Bar von seinem Bekannten.

			Inzwischen sollen jeden Monat rund 300 Einkaufsgutscheine bei der Initiative eingehen und in 15 000 bis 20 000 Euro in bar umgewandelt werden. Das entspräche rund 50 Euro pro Gutschein. Etwa 400 »solidarische Shopper*innen« würden sich an der Initiative beteiligen. Auch in München war vor wenigen Monaten eine ähnliche Initiative durch das Bündnis »Offen bleiben« gestartet.

			

			Etabliertes Tauschsystem

			Der Flüchtlingsrat der Hansestadt, der in der Vergangenheit auch bereits Fördermittel von der Stadt erhalten hatte, propagiert seit Jahren die Auflösung der staatlichen Hoheit über die Einwanderung. »Wir fordern das Ende der Kriminalisierung von Migration. Migration ist ein Menschenrecht«, erklärte Aicha El Saleh, Vorständin im Flüchtlingsrat, im Oktober 2024 in der taz.334

			»Menschenrechte, soziale, politische und wirtschaftliche Rechte gelten für alle, unabhängig von Aufenthaltstitel und Staatsangehörigkeit«, lautet deshalb das »Missionsziel« auf der Homepage des Lobbyvereins.335 »Gegen die Tendenz, Menschen massenhaft für ›illegal‹ zu erklären, setzen wir die Forderung nach Legalisierung aller Illegalisierten.« Im vergangenen Jahr wurde der Flüchtlingsrat vor allem durch den Verein »Pro Asyl« finanziert, der ein gigantisches Netzwerk an entsprechenden Lobbyvereinen unterstützt und koordiniert.

			Das zeigt sich auch in einer anderen Stadt: in Regenburg. Hier hat sich ein Tauschsystem etabliert, das von SPD, Grünen, Linkspartei und Flüchtlingsvereinen erschaffen wurde, um es Asylbewerbern zu ermöglichen, dennoch an Bargeld zu kommen. Die Asylbewerber müssen sich nur bei der örtlichen Kreisgeschäftsstelle einer der genannten Parteien melden, um dort ihre in den Supermärkten ausgehändigten Gutscheine gegen Bargeld zu tauschen.

			Bei den örtlichen Grünen führt etwa ihr Geschäftsführer das Tauschgeschäft mitunter selbst durch.336 Der Mann ist gleichzeitig Ansprechpartner der Regensburger Bürgerinitiative Asyl337, die wiederum eng mit dem von Pro Asyl finanzierten Bayerischen Flüchtlingsrat vernetzt ist. Der Widerstand gegen das empfundene Unrecht bei der Bezahlkarte ist jedenfalls groß.

			

			Das Landessozialgericht in Hamburg hatte geurteilt, dass die Beschränkung durch die Bezahlkarte rechtens sei. Die Inhaber bräuchten nicht mehr Bargeld, da sie in Aufnahmeeinrichtungen lebten, die Verpflegung und Unterkunft stellen würden, so die Begründung. Die Initiative »Nein zur Bezahlkarte« will jedoch so lange weitermachen, bis die Bargeldbegrenzung aufgehoben oder die Karte wieder abgeschafft wurde.

			Wink mit dem Zaunpfahl

			Mitunter finanziert die Bundesregierung auch Projekte, die Migranten dabei helfen, sich der drohenden Abschiebung zu entziehen. »Handbook Germany« wurde von der Lobbygruppe »Neue deutsche Medienmacher*innen« entwickelt, die hierfür Millionen an Steuermitteln von der Antirassismusbeauftragten, aus dem Innenministerium und von der EU eintrieb. Offiziell dient die Plattform zunächst als Informationsquelle für Asylbewerber, die sich in Deutschland zurechtfinden wollen. Gleichzeitig jedoch führt die Plattform in der Rubrik »Abschiebung«338 eine Vielzahl von Tipps auf, wie eine Abschiebung zu verhindern ist oder was illegale Migranten tun können, um in Deutschland zu bleiben.

			So heißt es an einer Stelle: »Auch wenn Ihr Asylantrag abgelehnt wurde, gibt es noch einige Möglichkeiten, die Ihnen einen Aufenthalt in Deutschland ermöglichen können.« Zudem weist man beispielsweise darauf hin, dass Eltern nicht abgeschoben werden können, wenn ihr minderjähriges Kind zufällig verschwunden ist. »Bitte beachten Sie: Eltern dürfen nur zusammen mit ihren Kindern abgeschoben werden. Wenn ein minderjähriges Kind zum Zeitpunkt der Abschiebung nicht auffindbar ist, darf die restliche Familie nicht ohne das Kind abgeschoben werden«, so der Wink mit dem Zaunpfahl.

			

			Die Plattform erhielt von staatlicher Seite bislang fast sechs Millionen Euro. Zunächst gingen aus dem Bundesinnenministerium rund 5,17 Millionen Euro von 2016 bis 2022 an das Projekt als »Informationsplattform für Flüchtlinge«. Seit 2023 zahlt das Innenministerium jährlich rund 300 000 Euro für das Nachfolgeprojekt »Handbook Germany: Together«.

			Auch über die EU erhalten die »Neuen deutschen Medienmacher*innen« für ihr »Handbook«-Projekt millionenschwere Fördermittel. Von Januar 2023 bis Dezember 2025 stellt der europäische Steuerzahler fast zehn Millionen Euro zu Verfügung, damit sich Migrantenorganisationen und Einwanderer besser vernetzen können.339

			Im Erklärtext des europäischen Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds heißt es: »Das Projekt will durch die technische Zusammenführung der reichweitenstarken Informationsplattform Handbook Germany, der Suchmaschine Local Search und der Community-Plattform Together in Germany eine nachhaltige zentrale Infrastruktur schaffen, um den Netzwerkpartnern des Projekts (Migrantenorganisationen, Erstanlaufstellen, Fachberatungsstellen, Wohlfahrtsverbänden, Behörden, etc.) zu ermöglichen, sich untereinander zu vernetzen« sowie Migranten »zu erreichen und mit Informationen und Zugängen zu kommunalen Unterstützungsangeboten zu versorgen und so deren soziale und wirtschaftliche Teilhabe und Chancengleichheit zu fördern.«

			

			22. Der deutsche Pass wird zur Ramschware

			Mit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts feierte die Anti-Abschiebe-Industrie ihren bislang größten Erfolg. Während Innenministerin Nancy Faeser noch im August 2023 großspurig eine Rückführungsoffensive ankündigte, die ohnehin kaum Einfluss auf das Migrationsgeschehen nahm, beschloss das Kabinett parallel dazu eine Reform des Staatsangehörigkeitsrechts, die im Juli 2024 in Kraft trat.340

			Seitdem können Einwanderer bereits nach fünf statt sieben Jahren ihre Einbürgerung beantragen. Durch »besondere Integrationsleistungen« kann die Wartezeit sogar auf drei Jahre verkürzt werden. »Die Einführung der Mehrstaatigkeit und eine Verkürzung der Aufenthaltsdauer für eine Einbürgerung sind wichtige Schritte hin zu einem modernen Staatsangehörigkeitsrecht, wofür migrantische sowie rassismuskritische Organisationen seit Jahrzehnten gekämpft haben«341, feierten sich 50 linke Lobbygruppen, die sich im Bündnis »Pass(t) uns allen« zusammenschlossen, in einer Stellungnahme zum Gesetz.

			Unter den Unterzeichnern fanden sich zahlreiche über das staatliche Bundesprogramm »Demokratie leben!« finanzierte linke Organisationen wie die »Initiative Schwarze Menschen in Deutschland« oder die »neue deutschen organisationen«. Auch Pro Asyl unterstützte die Stellungnahme. Über die genannten »wichtigen Schritte» hinaus, will das Bündnis aber mehr erreichen. Viel mehr. Denn am Ende des Prozesses fordern die Migrantenorganisationen nicht nur die Aussetzung von Abschiebungen, sondern vor allem: eine unbürokratische und kostenlose Einbürgerung für alle, die drei Jahre in Deutschland leben. Dazu wollen sie ein aktives Wahlrecht, ebenfalls für alle, die seit drei Jahren in Deutschland ansässig sind.

			Blasses Lippenbekenntnis

			Finanziert wird die Initiative »Pass(t) uns allen« unter anderem von einer Tochterfirma des britischen Kosmetikkonzerns Lush Limited, der Stiftung des Risiko-Investors und Multi-Millionärs Hans Schöpflin sowie der Guerilla Foundation.342 Letztere gründete Antonis Schwarz, der einer von mehreren jungen deutschen Millionärserben ist, der sich für eine stärkere Besteuerung von Reichen einsetzt – und für mehr Einwanderung.

			2022 hatte man eine Kampagne gestartet, die sich ausdrücklich zum Ziel gesetzt hatte, dass »niemand« mehr abgeschoben wird.343 Die Kampagne fand auch Unterstützung bei einzelnen Konzernen, die sich offenbar Hoffnung auf günstige Arbeitskräfte machen. In der Unterschriftenliste der Kampagne finden sich beispielsweise der Möbelkonzern Ikea oder die Eismarke Ben & Jerrys.

			Ihre beständige Lobbyarbeit fruchtete bei den linken Parteien, wie am Beispiel des Staatsangehörigkeitsrechts deutlich wird. Ursprünglich stand die deutsche Staatsbürgerschaft einmal am Ende eines Integrationsprozesses. Mittlerweile rückt sie also an den Beginn. Die fatalen Folgen sind angesichts einer ohnehin nicht gelösten Migrationskrise bereits abzusehen, darüber können auch die versprochenen Wirtschaftsanreize nicht hinwegtäuschen, die beispielsweise Innenministerin Nancy Faeser (SPD) herbeifantasierte.

			Wer ernsthaft glaubt, Deutschlands Arbeitsmarktprobleme zu lösen, indem der deutsche Pass praktisch verschenkt wird, betreibt Augenwischerei. Denn für wirklich Hochqualifizierte ist Deutschland aus unterschiedlichsten Gründen kaum attraktiv. Die hohe Steuerlast erdrückt die Bürger, die mangelnde Digitalisierung schreckt laut Umfragen am meisten Einwanderungswillige ab. Der deutsche Pass als Alternative zur Greencard in den USA? Wohl kaum.

			Absurd wirken auch die Vorbilder, die Faeser schon bei der Vorstellung des neuen Gesetzes angegeben hatte: Das Innenministerium habe sich in der Ausarbeitung an Ländern wie Frankreich oder Schweden orientiert, wo die Staatsangehörigkeit bereits nach fünf Jahren erworben werden kann. Alle genannten Länder drohen derzeit an den Belastungen einer jahrzehntelang verfehlten Einwanderungspolitik zu zerbrechen. Zwei Monate vor der Verabschiedung des deutschen Gesetzes brannten in Frankreich die Vorstädte.344 Und nun sollten wir also diesen Ländern nacheifern?

			Auch die doppelte Staatsbürgerschaft, die nun möglich ist, dürfte kaum für weniger Probleme sorgen. So verstärken sich auch die politischen Einflussmöglichkeiten ausländischer Staaten in Deutschland. Wem gehört die Loyalität der betreffenden Person wirklich? Das blasse Lippenbekenntnis »zum Leben in unserer freiheitlichen und vielfältigen Gesellschaft«, das laut dem Gesetzentwurf verpflichtend ist, hat darauf jedenfalls keine Antwort.

			Was die Einbürgerungsoffensive für die ohnehin völlig überlastenden Kommunen bedeutet, ist ebenfalls völlig unklar. Faeser konnte bei der Vorstellung des Gesetzes keine genauen Zahlen nennen, mit wie viel mehr Einbürgerungen sie überhaupt rechnet oder wie die Zusammenarbeit mit den Ländern konkret aussähe. Ihre Behörde gehe von einem »deutlichen Anstieg« aus, hieß es lapidar.

			

			Rasante demografische Veränderung

			Dabei ist ein Anstieg bereits jetzt eindeutig erkennbar. Die Mitarbeiter der örtlichen Ausländerbehörden können den Ansturm teils kaum bewältigen. »Die Bearbeitungszeit hat sich auf 18 Monate verlängert«, erklärte bereits im Dezember 2024 eine Sprecherin der Stadt München. Bis zur Änderung des Staatsangehörigkeitsrechts am 27. Juni habe die Zahl bei knapp 6000 Anträgen pro Monat gelegen. Im Juli sei sie landesweit plötzlich auf 11 410 Anträge gestiegen. 2024 wurde deshalb ein neuer Rekordwert bei den Einbürgerungen verzeichnet – und die Rekordzahlen aus dem Jahr 2023 erneut übertroffen.345

			200 100 Personen wollten vor zwei Jahren den deutschen Pass. An der Spitze standen dabei mit knapp 75 000 Anträgen Syrer, von denen viele zwischen 2014 und 2016 einwanderten, und nun die Voraussetzungen zum Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erfüllen. Vor ihrer Einbürgerung hielten sie sich im Schnitt 6,8 Jahre in Deutschland auf. Familienangehörige und minderjährige Kinder müssen keinen Mindestaufenthalt vorweisen, sie können ganz einfach miteingebürgert werden. Die Zahlen dürften in den kommenden Jahren weiter steigen.

			Stellt man den bereits jetzt steigenden Einbürgerungszahlen zusätzlich die Nettoauswanderung von deutschen Staatsbürgern gegenüber, wird schnell klar, dass sich das Land in den kommenden Jahren demografisch rasant ändern wird. Seit 2005 wandern in jedem Jahr mehr Personen mit deutschem Pass aus als wieder ein. Die Menschen sind mehrheitlich jung und gut ausgebildet, doch die Politik versucht nicht einmal, die Hintergründe dieser Auswandererwelle zu verstehen. In der Utopie aus Vielfalt und Diversity soll Migration alle Probleme lösen, koste es, was es wolle. »Einbürgerung für Alle«, freut sich die Vorsitzende der grünen Bundestagsfraktion, Britta Haßelmann, bereits jetzt.346

			Entsprechend scharren Migrationsverbände und die Soziallobby mit den Hufen. Ihnen geht das derzeitige Staatsbürgerschaftsrecht nicht weit genug, das Schlagwort »Diskriminierung« macht die Runde. Denn Voraussetzung für eine schnelle Einbürgerung ist weiterhin, dass die Person ihren Lebensunterhalt ohne Sozialleistungen bestreiten kann. Fallen diese Hürden in nächster Zeit auch, könnte man den Pass auch gleich beim Grenzübertritt nach Deutschland überreichen.

			Zur Einbürgerung motivieren

			Pünktlich zum Inkrafttreten des neuen Staatsangehörigkeitsrechtes am 27. Juni vergangenen Jahres startete die Bundesregierung dann auch eine groß angelegte Einbürgerungskampagne. Mit Flyern, Videos und einer eigenen Homepage wirbt die Ampelkoalition für den deutschen Pass, den möglichst jeder Einwanderer erhalten soll.

			Federführend bei der Kampagne ist die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, Reem Alabali-Radovan (SPD). Allein in den ersten drei Monaten der Kampagne beliefen sich die entstandenen Kosten für die Werbemaßnahmen auf 389 415,51 Euro. Wesentlicher Bestandteil der Informationskampagne ist die Website »www.einbuergerung.de«. Hier werden alle notwendigen Fragen zum Erwerb des deutschen Passes beantwortet.

			Zusätzlich wurden auch diverse Flyer und Broschüren erstellt, sowie Social-Media-Formate ausgestrahlt. Sogar an eine SEO-Optimierung wurde gedacht. Damit die Website »www.einbürgerung.de« bei Google weit oben im Ranking liegt, gab die Integrationsbeauftragte in den drei Monaten 10 693,89 Euro aus.

			

			Die Ausgaben für die Werbekampagnen sind im Haushaltsplan der Integrationsbeauftragten unter dem Begriff »Öffentlichkeitsarbeit« verzeichnet. Für 2024 waren in diesem Bereich rund 750 000 Euro eingeplant. Über die Behörde der Staatssekretärin finanziert der Steuerzahler auch weitere Projekte, die bewusst für Einbürgerungen werben.

			Ein Beispiel ist etwa »Pass(t) genau!«347, das sich zum Ziel gesetzt hat, eine »Verbesserung der Einbürgerungsprozesse« herbeizuführen. Aktiv wirbt man dafür, dass sich mehr Personen für die deutsche Staatsbürgerschaft bewerben. »Eine vielfältige Einwanderungsgesellschaft braucht die Beteiligung aller – deshalb möchten wir Menschen zur Einbürgerung motivieren und auf dem Weg zum deutschen Pass unterstützen«, heißt es auf der Homepage.

			Dafür gibt es eigens ausgebildete Berater, sogenannte Einbürgerungslotsen. »Die ausgebildeten Einbürgerungslots*innen sind ehrenamtliche Mitglieder kommunaler Migrations-, Integrations- und Ausländerbeiräte oder weitere Interessent*innen«. Sie beraten Einbürgerungswillige »auf dem Weg zur deutschen Staatsbürgerschaft.« Den deutschen Pass soll möglichst jeder erhalten, der es nach Deutschland schafft.

			Posse in arabischer Sprache

			Das zeigt auch eine ganz andere Posse: Mit einem Zitat der Staatssekretärin Alabali-Radovan warb die Bundesregierung im März 2024 sogar in der arabischen Welt für den deutschen Pass.348

			Übersetzt auf Arabisch lobpries die Integrationsbeauftragte, wie leicht es doch sei, den deutschen Pass zu erlangen: »Eine doppelte Staatsbürgerschaft oder mehrere Staatsangehörigkeiten sind für grundsätzlich jeden möglich geworden«, hieß es unter anderem in dem Beitrag, den das deutsche Informationszentrum des Auswärtigen Amtes für die arabische Welt in den sozialen Medien verbreitete. Nach fünf Jahren, in manchen Fällen sogar nach drei Jahren, könnten Einwanderer diesen bereits erwerben.

			Die Bundesregierung warb also in arabischer Sprache im Ausland für das neue Staatsangehörigkeitsrecht. Dass dabei gerade die Integrationsbeauftragte zitiert wurde, ist kein Zufall. Seit Jahren trommelt Alabali-Radovan dafür, die Einwanderung nach Deutschland zu erleichtern und den deutschen Pass für jeden zugänglich zu machen.

			Probleme durch die Masseneinwanderung fallen bei ihr unter den Tisch. »Es schadet dem Zusammenhalt, wenn täglich die Migrationsfrage als Ursache für sämtliche Probleme in unserem Land herangezogen wird«, erklärte sie dazu im November 2023.349

			Deutscher Pass so schnell wie möglich

			In ihrer Rolle als Staatssekretärin finanziert Alabali-Radovan mehrere Projekte, die passende Informationsangebote für Ausländer bereitstellen, die so schnell wie möglich an den deutschen Pass gelangen wollen.

			Eines dieser Projekte ist »Fem.OS«, das bereits unter der CDU-geführten Merkel-Regierung ins Leben gerufen wurde. Offiziell soll die »Arbeitsmarktintegration« von »zugewanderten Frauen aus Drittstaaten in Deutschland« verbessert werden, weshalb das Projekt auch in Kooperation mit der Bundesagentur für Arbeit stattfindet.350

			Ab Mai 2020 flossen fast vier Millionen Euro an Steuergeldern aus dem Haus der Integrationsbeauftragten an »Fem.OS«, wie die Pressestelle der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration mitteilt. Allein im Jahr 2024 waren es knapp 880 000 Euro. Die »Frauen mit Einwanderungsgeschichte« aus Nicht-EU-Ländern werden von der »zivilgesellschaftlichen« Organisation in den sozialen Netzwerken in unterschiedlichen Sprachen beraten – etwa auf Arabisch, Türkisch, Persisch, Ukrainisch, Russisch, Französisch und Englisch. Für jede Sprache gibt es eigene Instagram-Kanäle.

			Gleichzeitig versuchen die Berater auch aktiv, die Zielgruppen anzusprechen. »Die Beraterinnen nehmen bei Facebook oder Telegram gezielt Kontakt zu den Gruppen der Frauen auf«, heißt es in der Selbstbeschreibung über die Tätigkeit des Projekts. »Dort beantworten sie alle Fragen rund um das Leben und Arbeiten in Deutschland.«

			Das beinhaltet auch Hinweise darauf, wie man schnell an einen langfristigen Aufenthaltstitel kommt. Einen entsprechenden Post von »Fem.OS« mit einer Werbung für das Chancen-Aufenthaltsrecht – wieder in unterschiedlichsten Sprachen – retweetete die Integrationsbeauftragte. Mitunter wird durch die Organisation auch auf Türkisch, Arabisch oder Ukrainisch mitgeteilt, wie hoch derzeit die Bürgergeldbezüge liegen.

			Stolz verkünden die Projektleiter: »Mittlerweile ist Fem.OS in über 1000 Orten in den sozialen Medien unterwegs und erreicht dort Frauen mit Millionen-Reichweite.« Vorrangig will der Dienst die jeweilige Community erreichen, die bereits in Deutschland lebt. Die jedoch können die Informationen natürlich auch in die Heimat weitertragen und damit die Pull-Faktoren nach Deutschland verstärken.

			

			23. »Bürgergeld«: Einwanderung in den Sozialstaat

			Die anhaltende Masseneinwanderung in Deutschland hat gleichzeitig auch gravierende Auswirkungen auf den Sozialstaat. Denn viele Migranten wandern direkt in selbigen ein. Derzeit gibt es in Deutschland rund 5,5 Millionen Bürgergeld-Empfänger. Knapp 2,9 Millionen der Regelleistungsbezieher besitzen laut den Zahlen der Bundesagentur für Arbeit (Stand: Dezember 2024) die deutsche Staatsbürgerschaft, rund 2,6 Millionen Personen haben einen ausländischen Pass.

			Ihr Anteil ist in den vergangenen Jahren rasant gestiegen. Während im Jahr 2023 fast jeder zweite Sozialleistungsempfänger Ausländer war, besaß 2010 nur beinahe jeder fünfte Sozialleistungsempfänger keinen deutschen Pass. Die Zahl der deutschen Transferleistungsempfänger ist hingegen seit 2010 stark gesunken.
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			5,5 Milliarden Euro weniger für 2025?

			Auch die Gesamtkosten für die Transferleistungen schießen derzeit durch die Decke. 2023 zahlte der deutsche Staat jährlich 42,6 Milliarden Euro an alle Regelleistungsempfänger aus. 22,7 Milliarden Euro der Zahlungen gingen dabei an deutsche Staatsbürger. 19,9 Milliarden Euro wurden an ausländische Bürgergeldempfänger ausgezahlt. Damit haben sich die Kosten für Ausländer im Sozialgesetzbuch II seit 2010 fast verdreifacht. Der deutsche Staat zahlte in Summe von 2010 bis 2023 rund 152,7 Milliarden Euro an Bürgergeld- bzw. Hartz-IV-Empfänger aus, die gar keine Bürger dieses Landes waren.
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			Der allgemeine Kostenanstieg im SGB II ist insbesondere auf den massiven Zuzug nach Deutschland seit 2015 zurückzuführen. Während 2010 noch rund 736 Millionen Euro an Leistungsberechtigte aus acht nicht-europäischen Asylherkunftsländer (Syrien, Afghanistan, Irak, Iran, Pakistan, Eritrea, Somalia, Nigeria) gezahlt wurde, gingen 2023 bereits 6,4 Milliarden Euro an Bürgergeld-Empfänger aus diesen Herkunftsländern. Ohnehin ist die Personenanzahl von Asylbewerbern im Bürgergeld seit Jahren auf einem konstant hohen Niveau. Ab 2015 sprang die Zahl rasant nach oben.

			Seit Ausbruch des Ukraine-Krieges stiegen auch die Geldzahlungen an Ukrainer massiv. Ukrainische Flüchtlinge können direkt nach ihrer Ankunft in Deutschland Bürgergeld beantragen. Zwei Gruppen, Ukrainer und die Top-8-Asylherkunftsländer, beanspruchten 2023 rund 12,2 Milliarden Euro des Bürgergelds. Damit hatten sie einen Anteil von 61,3 Prozent an den gesamten Bürgergeldausgaben unter Ausländern.

			Absurd ist nun: Im vorläufigen Haushaltsentwurf für 2025 sind 5,5 Milliarden Euro weniger für das Bürgergeld eingeplant als 2024. Wie soll das gehen? Die Ampel-Regierung hoffte ganz einfach, dass es 2025 weniger Bürgergeldempfänger gibt. Durch geplante Reformen sollen Bürgergeld-Empfänger in Jobs gebracht werden.

			Doch Projekte wie der im Oktober 2023 gestartete »Job-Turbo« verlaufen nur schleppend. Die Bürgergeld-Quote unter Ukrainern liegt noch immer bei 60,3 Prozent (Stand: September 2024). In anderen Ländern sind diese Zahlen deutlich niedriger – weil die Anreize zu arbeiten deutlich höher sind. Nicht nur überwies die Bundesagentur für Arbeit allein 2023 rund 5,8 Milliarden Euro an ukrainische Bürgergeld-Empfänger, sie übernimmt auch die Kosten für Integrationskurse. Im Jahr 2023 nahmen rund 168 000 neue Teilnehmer mit ukrainischer Staatsangehörigkeit an einem solchen teil. Doch nur rund jeder Zweite der ukrainischen Prüflinge erreichte dabei das Kursziel des Niveaus B1 »Zertifikat Deutsch«.

			

			»Langzeitleistungsbezieher«

			Auch die meisten Langzeitarbeitslosen mit Kindern, die in Deutschland Bürgergeld beziehen, haben mittlerweile keinen deutschen Pass. Als »Langzeitleistungsbezieher« gilt in Deutschland, wer in den vergangenen 24 Monaten mindestens 21 Monate Bürgergeld ausgezahlt bekommen hat. In dieser Gruppe stellten im Mai 2023 ausländische Familien mehr als die Hälfte aller Familien, die Bürgergeld beziehen.

			Bei den sogenannten Bedarfsgemeinschaften mit Kindern, in denen mindestens ein erwerbsfähiger Langzeitleistungsbezieher lebte, standen im Juni vergangenen Jahres 535 682 ausländischen Bürgergeld-Empfängern (53,4 Prozent) 467 616 Bezieher mit deutschem Pass und Kindern gegenüber (46,6 Prozent). Damit hat sich das Verhältnis über die Jahre umgekehrt. Noch 2010 waren es 924 553 deutsche Bedarfsgemeinschaften mit Kindern (71 Prozent), die 377 347 ausländischen Bedarfsgemeinschaften mit Kindern (29 Prozent) gegenüberstanden. Während sich also die Zahl der Personen mit deutschem Pass in den vergangenen 13 Jahren halbiert hat, ist die Zahl der ausländischen Familien, die über lange Zeit Bürgergeld beziehen, immer weiter gestiegen.

			Vor allem bei kinderreichen Familien wird der Unterschied noch deutlicher. In der Gruppe der Bürgergeld-Familien mit drei und mehr Kindern stellen Ausländer rund 66,4 Prozent aller Langzeitarbeitslosen. Jeder dritte von ihnen hat einen syrischen Pass.

			Ebenfalls bemerkenswert: Die Zahl der Familien aus den acht wichtigsten Asylländern liegt mit 120 986 Bedarfsgemeinschaften noch immer über der der deutschen Vergleichsgruppe (105 567). Der Anteil der deutschen Familien mit drei oder mehr Kindern liegt insgesamt bei 33,6 Prozent.

			

			»Überplanmäßige Ausgabe«

			Anfang November 2024 geriet Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) zudem an anderer Front unter gehörigen Druck: Im Haushalt seines Ministeriums klaffte ein Milliarden-Loch. Denn nicht nur die Bürgergeld-Zahlungen explodieren, auch bei der Finanzierung der »Grundsicherung im Alter« gab es massive Schwierigkeiten. Weil der geplante Mittelansatz im Haushalt für 2024 nur bis Ende Oktober ausgereicht hätte, musste Heil bei Finanzminister Christian Lindner anklopfen und um Hilfe bitten.

			Tatsächlich genehmigte das Bundesfinanzministerium am 28. Oktober »eine überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 150 Millionen Euro« für die Grundsicherung im Alter – ohne dass dies im Haushaltsausschuss besprochen wurde, wie es eigentlich üblich ist.

			»Grundsicherung im Alter« können ältere Menschen beantragen, die das Renteneintrittsalter erreicht haben und deren Einkommen nicht ausreicht, um ihren Lebensunterhalt zu finanzieren. Das Rentenalter liegt in Deutschland zwischen 65 und 67 Jahren. Doch die Grundsicherung ist keine Rentenzahlung, sondern eine staatliche Sozialleistung, die von den Sozialämtern ausgezahlt wird.

			Die im Haushalt veranschlagten Kosten für die Transferleistungen im Alter steigen momentan von Jahr zu Jahr an. Lagen sie 2020 noch bei 3,3 Milliarden Euro sind es mittlerweile knapp 5,1 Milliarden Euro. Mehr und mehr wird klar: Der Druck auf den Sozialstaat nimmt zu. Auf Dauer kann dies nur mit erhöhten Steuerabgaben bezahlt werden. Wodurch aber steigen die Beiträge für die Grundsicherung im Alter derzeit so rasant? Drei Faktoren spielen hier eine Rolle.

			Zunächst sorgte eine durch die Große Koalition eingeführte Gesetzesänderung zu einer Zunahme an Senioren, die diese Leistungen in Anspruch nehmen konnten. Dabei ging es um den sogenannten Grundrentenfreibetrag, durch den ein Teil der Rentenbeträge anrechnungsfrei bleibt. Weil ein Teil der Rente nicht angerechnet werden muss, können somit seit Januar 2021 auch mehr ältere Menschen die Grundsicherung beantragen.

			Keine rosigen Aussichten

			Weitaus gravierender ist jedoch der Fakt, dass immer mehr Migranten direkt in den Sozialstaat einwandern. Denn auch ausländische Staatsangehörige, die nie in die Sozialsysteme in Deutschland eingezahlt haben, besitzen einen Anspruch auf die Grundsicherung. Nicht nur die Asyl-Zuwanderung sorgte für ein Anwachsen der Zahlen. Seit Juni 2022 können auch ukrainische Senioren einen Anspruch auf die Grundsicherung im Alter geltend machen.

			Die Zahlen aus dem Arbeitsministerium von Hubertus Heil verdeutlichen, wie heftig sich die Einwanderung der vergangenen Jahre auf die Sozialsysteme in Deutschland auswirkte. Demnach hat sich die Zahl der ausländischen Grundsicherungsempfänger seit 2015 fast verdoppelt. Lag sie vor zehn Jahren noch bei 124 992 Personen, erhielten Ende 2023 bereits 236 460 ausländische Senioren entsprechende Transferleistungen. 114 340 Personen dieser Bevölkerungsgruppe stammten aus den Top-8-Asylländern (Syrien, Afghanistan, Türkei, Irak, Somalia, Iran, Russland, Kolumbien: 30 920) oder aus der Ukraine (83 420).

			Keiner dieser Rentner hat jemals auch nur einen Cent in die Sozialkassen eingezahlt. Jetzt kosten sie den Steuerzahler Milliarden Euro. 2015 waren es lediglich 32 393 ausländische Personen, davon 12 403 aus den Top-8-Asylländern und 19 990 aus der Ukraine. Ende 2023 war somit jeder dritte Empfänger der »Grundsicherung im Alter« Ausländer.

			

			Die beiden erstgenannten Faktoren für die Kostensteigerungen – die Änderung des Grundrentenfreibetrags und der ausländische Zuzug – treffen auf einen dritten Faktor, der die Geldsummen in den nächsten Jahren ohnehin weiter ansteigen lassen wird: den demografischen Wandel. So stieg die Zahl der 65-Jährigen und Älteren seit 1991 von 12 Millionen auf 18,9 Millionen im Jahr 2023. Machten sie 1991 noch 15 Prozent der Bevölkerung aus, sind es laut dem Statistischen Bundesamt mittlerweile rund 22,3 Prozent – keine rosigen Aussichten für den Sozialstaat.

			

			24. Die Fachkräftelüge

			Auf der ganzen Welt sucht die Ampel-Regierung händeringend nach »Fachkräften«: Aus Kenia sollen Busfahrer kommen, aus Bangladesch junge Männer für das Gastgewerbe. Zusätzlich erhalten jährlich bis zu 50 000 Personen über die sogenannte Westbalkanregelung einen Aufenthaltstitel. Berufliche Qualifikationen müssen sie dafür nicht vorlegen. Doch in der Fachkräfte-Debatte bleibt meist unerwähnt: Den Migranten aus dem Ausland stehen Zehntausende Bürgergeld-Empfänger in Deutschland gegenüber, die ebenfalls die offenen Stellen besetzen könnten. Die Bundesregierung gerät in dieser Angelegenheit argumentativ ins Schwimmen, wie auch eine Ausschusssitzung im Bundestag offenbarte.

			Auch im Oktober 2024 ging es dem Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) vor allem um eines: »Wir brauchen diese Fachkräfte«351, beteuerte der Minister für Arbeit und Soziales, während er bei hitzigen 30 Grad im indischen Neu-Delhi vor die Kameras trat. »Sie sind weltweit im IT-Bereich, im Gesundheitswesen sehr, sehr gefragt.«

			Schon seit geraumer Zeit konzentriert sich die Bundesregierung darauf, gezielt Migranten aus dem Ausland anzuwerben. So richtig funktionieren will dies bekanntlich nicht, denn der Fachkräftemangel hat sich seit dem Ampel-Antritt im September 2021 weiter verstetigt – unter anderem, weil auch immer mehr deutsche Fachkräfte aus dem Land flüchten.

			Erfolgsgeschichte?

			Bereits am 16. Oktober 2024 hatte die Ampel die neu aufgelegte »Fachkräftestrategie Indien« vorgestellt und darin erklärt: »Der Zuzug indischer Fachkräfte ist schon jetzt eine Erfolgsgeschichte für unser Land und diese schreiben wir mit über 30 Maßnahmen im Rahmen der Fachkräftestrategie fort.«352

			Ein Blick in offizielle Dokumente der Bundesregierung wirft jedoch die Frage auf, wie hilfreich derartige Programme tatsächlich sind. Denn ebenfalls am 16. Oktober tagte auch der Ausschuss für Tourismus im Deutschen Bundestag. Hier stellte die Bundesregierung ihren »Bericht zur Umsetzung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes und des Chancenaufenthaltsgesetzes in der Tourismusbranche« vor.

			Stolz berichtete das Arbeitsministerium den Ausschussteilnehmern über eine Initiative zur »Gewinnung von Auszubildenden aus Bangladesch«. Verantwortlich hierfür ist der Deutsche Hotel- und Gaststättenverband (DEHOGA) in Thüringen. Demnach sollen »junge Männer« für eine Ausbildung im Gastgewerbe rekrutiert werden – »inklusive umfassender Betreuung der Auszubildenden bei Einreise, Integration und alltäglichen Herausforderungen«. Die Bundesregierung will für die Initiative »EU-Mittel zur Förderung legaler Migration« nutzbar machen. Erfahrungen aus diesem Musterverfahren sollen dann bei anderen »Projekten zur Fachkräfteeinwanderung« helfen, heißt es im Papier.

			Doch der eigene Bericht der Bundesregierung macht deutlich, dass die Zahl der Bürgergeld-Empfänger in dieser Branche die Zahl der offenen Stellen im Gastgewerbe bei weitem übersteigt. Die notwendigen Arbeitskräfte sind also schon in Deutschland. Es bräuchte keine Fachkräfte, um die Arbeitsplätze zu besetzen: »Im August waren in Deutschland rund 34 000 Personen mit einem Zielberuf (ab Fachkraftniveau) im Bereich Speisenherstellung, Tourismus, Gastronomie und Hotellerie arbeitslos«, berichtete die Ampel-Regierung. »Dagegen standen für die gleichen Berufszweige rund 16 000 offene, bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldete Stellen.« Noch gravierender sind die Verhältnisse im Bereich der ungelernten Helfer, wo auf 35 000 offene Stellen etwa 217 000 Arbeitslose kommen.

			Einzelne Abgeordnete hakten im Tourismus-Ausschuss nach. Wie passen diese Zahlen zusammen, wollten sie wissen. Was mache die Bundesregierung, um die Arbeitslosen dazu zu bringen, sich für die offenen Stellen zu bewerben? Rede und Antwort stand Gunilla Fincke, ihres Zeichens »Abteilungsleiterin Qualifizierung, Aus- und Weiterbildung« im Arbeitsministerium.

			Der deutsche Arbeitsmarkt sei sehr stark regional orientiert, erklärte sie vor Ort den anwesenden Abgeordneten. Insbesondere Personen, die einmal eine Tätigkeit in diesem Berufsfeld angefangen hätten, würden eine »geringe regionale Mobilitätsbereitschaft« vorweisen.

			Und so werden für die Gastro und den Tourismus zunehmend Menschen aus dem Ausland angeworben, die im Grunde auch keine fachbezogenen Qualifikationen vorweisen müssen. Im Rahmen des Chancenaufenthaltsgesetzes winkt ihnen nach fünf Jahren auch die Einbürgerung.

			Arbeitsmarktzugang – unabhängig von der Qualifikation

			Um den »Fachkräftemangel« zu bekämpfen, wirbt die Bundesregierung seit Jahren auch aus dem Westbalkan Migrationswillige an. Am 1. Januar 2021 trat hierzu die sogenannte Westbalkanregelung in Kraft. Die Regelung sieht vor, dass Staatsangehörige aus Albanien, Bosnien und Herzegowina, Kosovo, Nordmazedonien, Montenegro und Serbien die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zu jeder Beschäftigung in Deutschland erhalten können. Für die Einreise nach Deutschland benötigen sie lediglich ein verbindliches Arbeitsplatzangebot eines Arbeitgebers und ein nationales Visum.

			Ein großer Teil dieser Personen sucht sich einen Job im Gastgewerbe, gab auch das Arbeitsministerium im Ausschuss bekannt. Rund 15 Prozent der Anträge gehen auf diese Branche zurück. Dabei ist es völlig unerheblich, ob die Bewerber überhaupt eine Berufsausbildung haben. »Dies gilt weiterhin für jede Art von Beschäftigung – unabhängig von einer anerkannten Qualifikation«, schreibt die Bundesregierung.

			Seit 2021 stimmte die Bundesagentur für Arbeit 186 534 Anträgen zu, wie ein Pressesprecher auf Anfrage mitteilt. So erhielten Zehntausende Personen einen Aufenthaltstitel in Deutschland. Die Bundesagentur weist jedoch darauf hin, dass »die Zahlen nicht nur Erst-Zustimmungen, sondern auch Verlängerungen sowie Umschreibungen des Aufenthaltstitels bei einem Arbeitgeberwechsel umfassen« würden. Es können also auch Personen doppelt in der Statistik vorkommen.

			Gleichzeitig wurde die Westbalkanregelung mittlerweile entfristet. »Mit der Entfristung wurde dem Vorschlag des Tourismus-Ausschusses vom 25. Oktober 2022 entsprochen«, heißt es im »Bericht zur Umsetzung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes«. »Mit der Weiterentwicklung der Regelung zur Fachkräfteeinwanderung wurde außerdem das Kontingent der Westbalkanregelung von bisher 25 000 auf 50 000 pro Jahr erhöht. Die Regelung ermöglicht einen Arbeitsmarktzugang unabhängig von der Qualifikation.«353

			Auch in anderen Bereichen setzt die Bundesregierung auf eine verstärkte Einwanderung. Vor wenigen Monaten machten Busfahrer aus Kenia Schlagzeilen, die nun nach Deutschland kommen sollen. Am 13. September 2024 unterzeichneten Kenias Außenminister Musalia Mudavadi und die deutsche Innenministerin Nancy Faeser (SPD) in Berlin ein bilaterales Migrationsabkommen zwischen den beiden Staaten. Die ersten Kenianer haben bereits in Flensburg ihre Tätigkeit im Nahverkehr aufgenommen.

			Doch auch hier geht die Erzählung der Bundesregierung nicht auf. Es werden zum Teil ungelernte »Busfahrer« aus Kenia nach Deutschland gelockt354, obwohl viele offene Stellen mit hiesigen Arbeitslosen besetzt werden könnten. Im Juli 2024 gab es laut der Bundesagentur für Arbeit 122 179 arbeitslose Personen, die im Bereich »Fahrzeugführung im Straßenverkehr« registriert sind.

			Fachkräfte kamen nicht ins Land

			Die entscheidende Frage also lautet: Welche Qualifikationen besitzen eigentlich die Bürgergeld-Empfänger in Deutschland? Auf der Suche nach einer Antwort fragte ich im August 2024 eine exklusive Auswertung bei der Bundesagentur für Arbeit an. Aus dieser geht hervor, welche beruflichen und schulischen Ausbildungen die Personen genossen und welchen Berufsgruppen die Bundesagentur den gemeldeten Arbeitslosen zuordnet.

			Schon ein flüchtiger Blick macht klar: Fachkräfte kamen seit 2015 nicht ins Land. Neun von zehn Bürgergeld-Empfänger aus den Top-8-Asylländern weisen keine abgeschlossene Berufsausbildung auf.

			Ursprünglich wollte ich wissen, über welche konkreten Berufsausbildungen die rund vier Millionen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten verfügen, die in Deutschland Bürgergeld kassieren. Hierzu lagen der Behörde jedoch keine konkreten Zahlen vor. »Wir erfassen lediglich die Art der Berufsausbildung für Arbeitsuchende bzw. Arbeitslose im SGB II«, heißt es in der Antwort.

			Das Zweite Sozialgesetzbuch (SGB II) regelt die Grundsicherung, also das Bürgergeld, auf das Personen zwischen 15 und 67 Jahren Anspruch haben, die sich in Deutschland aufhalten. Zusätzlich unterscheidet die Bundesagentur anders als der Volksmund zwischen »arbeitsuchend« und »arbeitslos«. Als arbeitsuchend gilt, wer eine Beschäftigung als Arbeitnehmer für mindestens 15 Stunden wöchentlich sucht und entsprechend bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldet ist. Auch Personen, die derzeit einer Tätigkeit nachgehen, können sich als arbeitsuchend melden, etwa, weil ihr Vertrag ausläuft, sie in einer Maßnahme der Bundesagentur stecken oder sie nur 15 Stunden wöchentlich arbeiten.

			In der Auswertung der Bundesagentur geht es jedoch explizit nur um Arbeitsuchende im Bürgergeld. Davon gab es zum damaligen Zeitpunkt der Anfrage, im August 2024, der Anfrage rund drei Millionen in Deutschland. Knapp 1,5 Millionen von ihnen haben die deutsche Staatsbürgerschaft, 1,4 Millionen besitzen keinen deutschen Pass. Rund 450 000 der ausländischen Arbeitsuchenden stammen aus den Top-8-Asylländern.

			Als arbeitslos hingegen zählen diejenigen, die eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung suchen, die wöchentlich mindestens 15 Stunden umfasst, erwerbslos sind und sich persönlich bei der Arbeitsagentur arbeitslos gemeldet haben. Derzeit gibt es rund 2,8 Millionen Arbeitslose in Deutschland, von denen 1,8 Millionen im SGB II sind und dementsprechend Bürgergeld beziehen. Knapp eine Million von ihnen besitzen die deutsche Staatsbürgerschaft, rund 800 000 sind Ausländer. Etwa 250 000 von ihnen stammen aus den Top-8-Asylländern.

			Unter diesen Bürgergeld-Empfängern, seien sie nun »arbeitsuchend« oder »arbeitslos«, befinden sich größtenteils kaum Fachkräfte, schon gar nicht unter den seit 2015 eingereisten Asylbewerbern. Haben deutsche Arbeitsuchende zu 55,6 Prozent keine Berufsausbildung, sind es bei Ausländern 73,8 Prozent. Unter den Top-8-Asylländern liegt dieser Wert bei 88,8 Prozent.

			Bei den Arbeitslosen zeigen sich ähnliche Werte. Hier haben deutsche Staatsangehörige zu 56,7 Prozent keinen Berufsabschluss, der Anteil bei Ausländern (75,9 Prozent), insbesondere bei Asyl-Migranten (89,3 Prozent) liegt deutlich höher. Interessanterweise gibt es jedoch einen höheren Akademiker-Anteil bei Arbeitslosen ohne deutschen Pass.

			Asylbewerber vs. ansässige Bürgergeld-Empfänger

			Die Auflistung der Bundesagentur zeigt den Bestand an Arbeitsuchenden und Arbeitslosen im Rechtskreis SGBII nach ausgewählten Merkmalen, also den Berufsgruppen, die den Personen zugeordnet werden. Die Top-5 der angegebenen Berufsgruppen unter den Asyl-Einwanderern machen über die Hälfte der Arbeitsuchenden in dieser Gruppe aus:

			1.	Reinigungskraft (14,9 Prozent)

			2.	Lagerist (13,1 Prozent)

			3.	Speisenzubereitung (9,7 Prozent)

			4.	Keine Angabe (9,4 Prozent)

			5.	Verkauf (6 Prozent)

			Auch bei den arbeitslosen Asyl-Einwanderern sind über 54,9 Prozent in denselben fünf Berufsgruppen eingeschrieben:

			1.	Reinigungskraft (16,6 Prozent)

			2.	Lagerist (12,6 Prozent)

			3.	Speisenzubereitung (10,3 Prozent)

			4.	Keine Angabe (9,4 Prozent)

			5.	Verkauf (6 Prozent)

			Das Problem: In diesen Berufsgruppen finden sich auch Zehntausende deutsche Staatsangehörige, die arbeitslos bzw. arbeitsuchend sind. So gibt es bei der Berufsgruppe Reinigungskraft auch 119 362 arbeitsuchende bzw. 79 459 arbeitslose Deutsche. Die Top-Berufsgruppe unter den Deutschen ist übrigens der Verkauf. 165 510 Personen suchen eine Arbeit, 110 083 deutsche Verkäufer gelten als arbeitslos.

			Statt also zunächst zu versuchen, Bürgergeld-Empfänger aus Deutschland zurück in den Arbeitsmarkt zu integrieren, lässt man Zehntausende Asylbewerber ins Land, die über wenig Qualifikationen verfügen und am Ende um ähnliche Aushilfsjob wie bereits ansässige Bürgergeld-Empfänger konkurrieren. Zur Erinnerung: Neun von zehn Asyl-Einwanderern verfügen über keine abgeschlossene Berufsausbildung.

			Welche Berufe werden gebraucht?

			Und wie hoch ist überhaupt die Nachfrage nach diesen Berufsgruppen? Die Bundesagentur für Arbeit veröffentlicht monatlich auch eine Liste, welche Berufe derzeit am dringendsten gebraucht werden.

			Die Top-10 sah im September 2024 wie folgt aus355:

			1.	Verkaufsberufe (61 000 offene Stellen)

			2.	Verkehr, Logistik (außer Fahrzeugführung) (57 000 offene Stellen)

			3.	Medizinische Gesundheitsberufe (46 000 offene Stellen)

			4.	Mechatronik-, Energie- u. Elektroberufe (46 000 offene Stellen)

			5.	Maschinen- und Fahrzeugtechnikberufe (46 000 offene Stellen)

			6.	Metallerzeugung, -bearbeitung, Metallbau (41 000 offene Stellen)

			7.	Führen von Fahrzeug- und Transportgeräten (37 000 offene Stellen)

			8.	Erziehung und soziale Berufe (35 000 offene Stellen)

			9.	Unternehmensführung,-organisation (33 000 offene Stellen)

			10.	Nichtmedizinische Gesundheitsberufe, Körperpflege, Medizintechnik (26 000 offene Stellen)

			

			Für viele dieser Berufe benötigt der Arbeitnehmer eine Spezialisierung und mehrjährige, berufliche Ausbildung. Diese Fachkräfte sind jedoch unter ausländischen Arbeitslosen kaum vorhanden. Die Migranten müssten erst durch eine betriebliche Ausbildung zu Spezialisten gemacht werden.

			Hier ergeben sich bereits die nächsten Schwierigkeiten: Bereits unter deutschen Azubis ist die Quote derjenigen, die ihre Ausbildung nicht beenden, mit 25 Prozent recht hoch. Unter den Auszubildenden aus anderen Ländern ist die Abbrecherquote jedoch noch höher. Laut dem Statistischen Bundesamt beenden 35 Prozent von ihnen ihre Ausbildung nicht. Unter eingewanderten Asylbewerbern steigt diese Prozentzahl – je nach Quelle – nochmals auf über 40 Prozent.

		

	
		
			

			Schlusswort: »Afuera!« – den NGO-Sumpf trockenlegen

			Wer einen tatsächlichen Politikwandel anstreben will, der muss zwangsläufig auch den linken NGO-Sumpf trockenlegen, der sich in Deutschland breitgemacht hat. Tausende junge Leute wandern Jahr für Jahr in ein Vollversorgungssystem ein, das ökonomisch und auch gesellschaftlich keinerlei Wertschöpfung bringt.

			Ohne die Millionen an Steuermitteln würden die Lobbygruppen kaum überleben. Am hartnäckigsten trumpfen die treuen Paladine aus den staatsnahen Vereinen immer dann auf, wenn die Migrationsdebatte in die falsche Richtung zu kippen droht. Dann sammeln sich die zivilgesellschaftlichen Truppen bei Demonstrationen »gegen Rechts« auf den Straßen, nicht etwa, um tote Kinder zu betrauern, sondern um die Kritiker der Masseneinwanderung und ihren blutigen Folgen als rechte Hetzer zu brandmarken.

			Doch der Zeitgeist beginnt sich zu drehen. Viele Menschen sehnen sich nach Veränderung und können die ausufernden Kosten in der Migration, für das Bürgergeld oder bei der Entwicklungshilfe nicht mehr nachvollziehen.

			Der NGO-Komplex ist bislang ein überlebenswichtiges Instrument der bisherigen Politik, was einen tatsächlichen Wandel erschwert. Über seine Wirkmacht im öffentlichen Diskurs können linke Glaubenssätze weiterhin zementiert und der aufbegehrende Bürger delegitimiert werden. Wie also wird die neue Regierung mit der Steuermittelverschwendung für Hunderte Lobbygruppen umgehen?

			Hart umkämpfte Klausel

			Die linken Parteien pochen seit jeher darauf, die Förderstrukturen für die NGO-Szene auszuweiten. Ohne diese Millionen geht es nicht – das sagen zumindest die Grünen: »Durch eine verlässliche Förderung der demokratischen Zivilgesellschaft stärken wir unsere demokratische Kultur«356, erklärten sie in ihrem Wahlprogramm. Der »Schutz der Demokratie« sei schließlich »eine zentrale Aufgabe des Staates«.

			Doch nicht nur das: »Wir werden zudem gesetzlich klarstellen, dass gemeinnützige Zwecke auch durch Teilnahme an der politischen und öffentlichen Willensbildung verfolgt werden können und sich Organisationen gelegentlich auch außerhalb ihres gemeinnützigen Zweckes politisch äußern dürfen«, versprechen die Grünen.

			Politisch engagierte Vereine müssen derzeit mit einem Entzug der Gemeinnützigkeit rechnen, wenn sie ihre Neutralität aufgeben und versuchen, die öffentliche Meinung zu beeinflussen. Das hatte auch der Bundesfinanzhof bestätigt. Gemeinnützige Vereine profitieren massiv aufgrund der Steuererleichterungen. Doch nicht nur sie: Auch die Spender von gemeinnützigen Vereinen können ihre Geldzahlungen von der Steuer absetzen. Deshalb ist diese Klausel auch so hart umkämpft.

			Steuerliche Vorteile trotz linker Schlagseite?

			110 »Akteur:innen der Zivilgesellschaft« hatten sich im Juni 2024 unter dem Label »Zusammen gegen Rechts« mit einem offenen Brief verzweifelt an Kanzler Olaf Scholz gewandt. Darin wurde die Forderung erhoben, »Vereinen, die sich politisch für ihre Satzungszwecke engagieren, Rechtssicherheit« zu gewähren. »Sie sollen an der politischen Willensbildung der Gesellschaft und der öffentlichen Meinungsbildung mitwirken dürfen und keinen Beschränkungen unterliegen.«357

			Das Geld an die linken NGOs soll also weiterfließen und die Gemeinnützigkeit für viele Vereine nicht nur erhalten, sondern ausgeweitet werden. Trotz klarer linker Schlagseite wollen viele Lobbygruppen weiterhin in den Genuss steuerlicher Vorteile kommen, selbst wenn sie politisch agitieren und beispielsweise Demonstrationen »gegen Rechts« organisieren oder zu ihnen aufrufen.

			Die SPD will ebenfalls an einer »nachhaltigen Unterstützung zivilgesellschaftlicher Initiativen« festhalten. »Zivilgesellschaftliche Beratungsangebote für Betroffene von Diskriminierung sollten außerdem weiter ausgebaut werden.«358 Und auch bei der SPD heißt es: »Das Gemeinnützigkeitsrecht wollen wir modernisieren.«

			Ernüchternder Blick ins CDU-Wahlprogramm

			Wenngleich hier nicht konkretisiert wird, wie diese Modernisierung aussieht, bleibt die Frage, was die Union vorhat. Schiebt sie der Steuermittelverschwendung einen Riegel vor? Hier stellte sich bei einem Blick ins Wahlprogramm bereits die erste Ernüchterung ein.

			Das Bundesprogramm »Demokratie leben!«, Dreh- und Angelpunkt der linken NGO-Szene, soll nicht etwa abgeschafft oder dezimiert, sondern lediglich vom Familienministerium ins Innenministerium verlagert werden. Damit könnten eventuell sogar die Grünen leben, schließlich forderte Familienministerin Lisa Paus in der Vergangenheit häufiger eine stärkere Verzahnung der Sicherheitsbehörden mit der »Zivilgesellschaft«. Mit »Demokratie leben!« stärke man Strukturen, »wo vor Ort in den Kommunen zivilgesellschaftliche Organisationen, auch zusammen mit politischen Parteienvertretern, zusammen mit den Amtsträgern in den Kommunen, zusammen mit der Polizei, mit anderen Sicherheitsbehörden arbeiten«359, erklärte Paus im Januar 2024 in einer Ausschusssitzung des Bundestages.

			Sicherheitsbehörden und linke Lobbygruppen würden sich also unter einem Dach begegnen, nämlich im Innenministerium – eine gruselige Vorstellung.

			Die Tragweite des NGO-Komplexes hat man bei der Union noch immer nicht verstanden. Das zeigte sich auch Ende Januar, als die Union einen 5-Punkte-Plan im Bundestag einbrachte, der gemeinsam mit den Stimmen der AfD angenommen wurde. Orchestriert vom »zivilgesellschaftlichen« Verbund gingen erneut Zehntausende Menschen »gegen Rechts« auf die Straßen, obwohl der Antrag nicht einmal rechtlich bindend war.

			Doch durch die Öffnung des »Tors zur Hölle« (SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich) mit der »Giftschlange« (Wirtschaftsminister Robert Habeck) namens AfD stand plötzlich nicht nur die AfD, sondern auch die Union im Fokus der wütenden Angriffe. Ihre Mitglieder wurden bedrängt und mitunter physisch attackiert.

			Dabei waren es doch CDU-Regierungen, die jahrelang das linke Vorfeld mit Steuermillionen verwöhnt hatten, ohne überhaupt zu verstehen, wem sie damit unter die Arme griffen. »Die ich rief, die Geister / Werd’ ich nun nicht los«, heißt es bei Goethe. Gerade unter der Merkel-Regierung hatte der Ausbau des »zivilgesellschaftlichen« Komplexes rasant an Fahrt aufgenommen. Über das Maßnahmenpaket des 2020 eingerichteten »Kabinettsausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus« wurden bekanntlich mehr als eine Milliarde Euro an linke Vereine, Migrantenverbände und sonstige Polit-Aktivisten verteilt. Es war die größte steuerfinanzierte Anti-Rechts-Kampagne in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland.

			

			Nun aber verweist die Union in ihrem Wahlprogramm sogar stolz auf das Maßnahmenpaket. Offenbar ist ihr immer noch nicht klar, was eine »verlässliche Förderung der demokratischen Zivilgesellschaft«, wie sie im Wahlprogramm der Grünen gefordert wird, tatsächlich bedeutet: die Zementierung einer linken Diskurshoheit, die eigentlich gerade massiv bröckelt. Kurzzeitig blitzte eine gewisse Angriffslustigkeit auf, als die Union am 25. Februar 551 Fragen an die Bundesregierung stellte, die sich auf Vereine wie Campact oder die Omas gegen Rechts bezogen und die Gemeinnützigkeit vieler Lobbyorganisationen kritisch beäugten. Der NGO-Komplex und seine Helfershelfer schlugen sofort wild um sich: Friedrich Merz würde »Organisationen, die unsere Demokratie schützen« an »den Pranger stellen«, beklagte sich SPD-Chef Lars Klingbeil. Nun habe der »Großangriff auf die demokratische Zivilgesellschaft begonnen«, warnte auch die Organisation Attac. Dabei war der Fragenkatalog zwar umfangreich, letztlich aber harmlos. Ein wirkliches Umdenken ist bei der Union nicht in Sicht.

			Veränderung ist möglich

			Der Trend in anderen Ländern ist jedenfalls unverkennbar. Die Menschen merken, dass sich ein bürokratisches Geflecht an die Staaten angeschmiegt hat und auf ihre Kosten fürsorglich versorgt wird. Denn es ist ja nicht nur die NGO-Szene: Die Bürokratie kostet Deutschland jährlich 146 Milliarden Euro an Wirtschaftsleistung, errechnete das Ifo-Institut im November 2024.360

			In Argentinien ist aufgrund eines ausufernden Staatsapparates deshalb der Ruf »Afuera!« (»Hinaus!«) zur Regierungsformel von Präsident Javier Milei geworden. Von ursprünglich 18 Ministerien sind nur noch neun übrig geblieben. In den USA ist Tech-Milliardär Elon Musk zum Leiter des »Department of Government Efficiency« ernannt worden, um verschwenderische Ausgaben zu kürzen, unnötige Regulierungen zu prüfen und den Bürokratieapparat zu stutzen. Derzeit wird beispielsweise die Entwicklungshilfe in den USA massiv zusammengestrichen.

			Ähnlich disruptive Momente wie in Argentinien oder den USA sind in Deutschland noch nicht absehbar. Doch über kurz oder lang wird sich der jetzige Sozialstaat nicht mehr finanzieren lassen und die politisch Verantwortlichen ins Dilemma stürzen. Wird dann die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse gelockert oder werden die Ausgabenorgien für Sinnlosprojekte beendet?

			Der italienische Soziologe Vilfredo Pareto (1848–1923) wies schon 1916 in seinem Hauptwerk darauf hin, dass die Geschichte immer ein »Friedhof von Aristokratien«361 sei. Im ewigen Kreislauf der Eliten verdrängen neue und produktive Führungsschichten stets die alten und abgewirtschafteten Eliten.

			Veränderung ist also nicht nur möglich, sondern Teil der Menschheitshistorie. Und ein erster kleiner Schritt, um diese Veränderung zu erwirken, wäre das, wofür ich mit diesem Buch einen Beitrag leisten will: den gigantischen NGO-Komplex, der erbarmungslos das Geld des deutschen Steuerzahlers verschlingt, in die Bedeutungslosigkeit zu schicken.
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